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Doch die Arbeitsergebnisse eines Verbandes, der 

seine Aufgabe in der Beratung seiner Mitgliedsun-

ternehmen und der Politik sowie in der Pfl ege des 

Erfahrungsaustausches zwischen ihnen und in der 

Erarbeitung technischer, betrieblicher, rechtlicher 

und wirtschaftlicher Grundsätze sieht, lassen sich 

nicht immer innerhalb eines Zeitraums von zwölf 

Monaten messen. Politische Entscheidungen und 

Prozesse sind in einer parlamentarischen Demo-

kratie selten ein Sprint, sondern meistens ein Lang-

streckenrennen. Dazu bedarf es einer guten Kondi-

tion und eines langen Atems. Der Vergleich mit dem 

Sport lehrt uns zudem: Es kommt bei einer Mann-

schaft nicht nur darauf an, gute Einzelkönner zu 

haben. Den größten Erfolg haben meist die Teams, 

die gut zusammenspielen und als Einheit funkti-

onieren. Der VDV hat ein seit vielen Jahren ein-

gespieltes Team, und das nicht nur innerhalb der 

hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter, sondern auch und gerade in Zusammenarbeit 

mit den zahlreichen ehrenamtlich tätigen Kollegin-

nen und Kollegen aus unseren Mitgliedsunterneh-

men. Ihnen allen gilt an dieser Stelle mein Dank für 

die geleistete Arbeit in den vergangenen Monaten 

und Jahren. 

Dennoch haben auch erfolgreiche Teams ab und 

an Rückschläge zu verkraften. Bezogen auf un-

sere Branche bedeutet das, es gab und gibt einige 

Entwicklungen in den vergangenen Wochen und 

Mona ten, die uns sicher mehr geschadet als gehol-

fen haben. Und diese sollte man bei einer Jahres-

bilanz auch nicht verschweigen: Der beschlossene 

Wegfall des Lärmbonus für die Schiene ab dem Jahr 

2015 oder die unbefriedigende Notlösung der Bun-

desregierung bei den Entfl echtungsmitteln trüben 

ein sonst erfolgreiches Jahr. Und auch die erneut 

mehr oder weniger off enen Angriff sversuche der 

EU-Kommission in Richtung der Verordnung 1370 

und der dort verankerten Direktvergabe sind ge-

fährlich und wenig erfreulich, wenn es auch aktuell 

deutliche Anzeichen auf EU-Ebene gibt, dass un-

sere Argumente für den Erhalt der 1370 verfangen. 

Aber wenn man aus solchen Entwicklungen etwas 

Positives ziehen möchte, dann ist es die Tatsache, 

dass das unsere Wachsamkeit erhöht und die Sinne 

schärft. Wir werden als Verband nicht nachlassen, 

vor allem auf europäischem Parkett für die Errun-

genschaften und unstreitigen Vorteile des deut-

schen ÖPNV- und Bahnsystems zu kämpfen. Um 

dabei erfolgreich zu sein, sind Allianzen und stra-

tegische Partnerschaften wichtig und unerlässlich. 

Über die UITP sind wir in Brüssel und Europa in 

ÖPNV-Fragen gut vernetzt. Darüber hinaus hat der 

VDV im vergangenen Jahr bewusst die Entschei-

dung getroff en, der Gemeinschaft Europäischer 

Bahnen (CER) beizutreten, um seine Interessenver-

tretung im europäischen Bahnsektor zu intensivie-

ren und neu auszurichten. Und das mit Erfolg: 

Inzwischen ist der VDV in allen CER-Führungs-

gremien inklusive des Management Committees 

vertreten.

Die Präsenz auf europäischem Parkett gehört für 

einen Branchenverband wie den VDV zu den Kern-

aufgaben und zum Alltagsgeschäft. Das wiederum, 

und damit sei es dann auch genug mit sportlichen 

Vergleichen, unterscheidet unser Geschäft von dem 

vieler Mannschaftssportarten: Dort ist die erfolg-

reiche Arbeit im eigenen Land die Pfl icht und der 

europäische Auftritt ist die Kür. Bei uns ist beides 

Pfl icht! 

Deswegen haben wir natürlich auch für den deut-

schen ÖPNV und Schienengüterverkehr im eigenen 

Land im letzten Jahr einige gute Ergebnisse erzielt. 

Da sei an allererster Stelle die Novellierung des Per-

sonenbeförderungsgesetzes genannt: Seit 1. Janu-

ar 2013 ist das neue PBefG in Kraft und in vielen 

Punkten hat sich die Regierung nach langwierigen 

und teils schwierigen Verhandlungen dann doch am 

gemeinsamen Kompromissvorschlag von VDV und 

Erfolg ist messbar

Liebe Leserinnen und Leser,

jeder, der sich berufl ich mit betriebswirtschaftlichen Kennzahlen und Controlling befasst, 

weiß, dass Erfolg messbar ist. Doch wie lässt sich der Erfolg von politischer Arbeit, von 

Kommunikation oder von Interessenvertretung messen? Wie kann ein Fach- und 

Lobbyverband wie der VDV deutlich machen, was er für die Branche und für seine Mitglieds-

unternehmen innerhalb eines gewissen Zeitraums erreicht hat? Nun, eine Möglichkeit, dies 

zu tun, halten Sie mit dem aktuellen VDV-Jahresbericht gerade in Ihren Händen: Hier 

können Sie in kompakter und übersichtlicher Form nachlesen, welche Projekte und Arbeiten 

die Kolleginnen und Kollegen in den vergangenen zwölf Monaten in besonderer Weise 

beschäftigt haben. Und vor allem, welche Ergebnisse wir als Verband für unsere rund

600 Mitglieder aus dem öff entlichen Personenverkehr und dem Schienengüterverkehr

an vielen Stellen erzielen konnten.

Editorial
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bdo orientiert. Das ist in Summe ein großer Erfolg 

für unsere Branche, wenn auch nicht alle Details zur 

absoluten Zufriedenheit umgesetzt wurden, aber 

das ist nun mal das Wesen eines Kompromisses.

Als nächstes sei hier eine historische Entwicklung 

erwähnt, die sich im letzten Jahr auf Bundesebe-

ne vollzog und an der der VDV maßgeblich beteiligt 

war: der Einstieg des Bundes in die Finanzierung 

der nichtbundeseigenen Eisenbahninfrastruk-

tur. Erstmals fi nanziert der Bund nun künftig nicht 

mehr nur die bundeseigenen Schienenwege, son-

dern auch die privaten. Die Investitionssumme von 

25 Millionen Euro ist sicher ausbaufähig, aber der 

historische Einstieg wurde geschaff t und damit

eine jahrelange VDV-Forderung umgesetzt.

Diese beiden Projekte (PBefG und NE-Finanzie-

rung) stehen exemplarisch für viele weitere Erfol-

ge des Verbandes in den vergangenen Monaten, wie 

z. B. die verbesserte Förderrichtlinie bei der Gleis-

anschlussförderung, die neue Förderrichtlinie beim 

Kombinierten Verkehr, die gemeinsame Positionie-

rung von Wettbewerbsbahnen und DB AG beim 

Unbundling oder auch die Jahrestagung in Düssel-

dorf mit einem Besucherrekord von 950 Teilneh-

mern. Diese Liste ließe sich noch um einige Punkte 

ergänzen. Welche das sind, das können Sie auf den 

folgenden Seiten des Jahresberichts in aller Aus-

führlichkeit nachlesen, ich möchte nicht alles vor-

wegnehmen. 

Der Anspruch eines erfolgreichen Verbandes muss 

zudem sein, dass man ihm Erfolg und Kompetenz 

nicht nur nachsagt, sondern auch ansieht. Aus 

diesem Grund gab es in den vergangenen Monaten 

einige ganz entscheidende weitere Veränderungen 

beim VDV: Mit einem neuen Corporate Design,

einem neuen Internetauftritt und einer neuen 

Verbandszeitschrift haben wir das Erscheinungs-

bild des Verbandes nach vielen Jahren modernisiert,

ohne jedoch irgendwelchen modischen Trends 

hinterherzulaufen und damit die Seriosität dieses 

Fachverbandes infrage zu stellen. Über fast nichts 

lässt sich mehr streiten als über Geschmack. Aber 

Fakt ist, dass die Modernisierung allein schon aus 

technischen und auch organisatorischen Erwägun-

gen heraus notwendig und richtig war.

Der VDV hat im Jahr 2012 die Weichen gestellt, um

den deutschen ÖPNV und Schienengüterverkehr 

auch im Jahr der Bundestagswahl 2013 erfolgreich 

in Deutschland und Europa zu vertreten. Wir alle

wissen, dass der Erfolg im politischen Umfeld nie 

wirklich steuerbar ist, denn letztlich können wir 

uns nicht selbst in die Parlamente setzen und die 

Hand zur Abstimmung heben. Aber wir können 

und müssen die politischen Entscheider in unserem 

Land immer wieder daran erinnern, dass wir für 

viele politische Ziele ein unverzichtbarer, verläss-

licher und starker Partner sind.

Ihr

Oliver Wolff 
Hauptgeschäftsführer des VDV
t 0221 57979-101

wolff @vdv.de

Editorial
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Licht beim Personenbeförderungsgesetz, Schatten aus 
Brüssel, Hängepartie bei der ÖPNV-Finanzierung

Zum rechtlichen und fi nanziellen Ordnungsrahmen des ÖPNV brachte das Berichtsjahr 

einen erheblichen Fortschritt: die Novellierung des PBefG. Allerdings stellt die Europäische 

Kommission nunmehr den nach jahrzehntelangem Ringen gefundenen Kompromiss zur 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 (im Folgenden EG-VO 1370 genannt) infrage. Und nach wie 

vor fehlen verbindliche und belastbare Lösungen zur Zukunft der ÖPNV-Finanzierung.

Einigung zum PBefG 2013
Am 1. Januar 2013 ist in Deutschland ein novellier-

tes Personenbeförderungsgesetz (PBefG) in Kraft 

getreten. Angesichts der in den vergangenen Jahren 

sehr divergierenden Vorstellungen der politischen 

Entscheidungsträger haben es die VDV-Mitglie-

der mit Erleichterung zur Kenntnis genommen, dass 

sich Mitte September 2012 hochrangige Vertreter 

von Regierungs- und Oppositionsfraktionen, der 

Bundesregierung sowie fast aller Bundesländer auf 

gemeinsame Vorschläge zum ÖPNV und Fernbus-

linienverkehr einigen konnten. Diesem Kompro-

miss haben dann im Herbst 2012 Bundestag und 

Bundesrat mit großen Mehrheiten zugestimmt.

Das PBefG 2013 verzahnt das bisherige ÖPNV-

Liniengenehmigungsverfahren mit den Anforderun-

gen der EG-VO 1370 und bleibt ordnungspolitisch in 

der Kontinuität der letzten größeren PBefG-Novelle 

1996. Es bleibt beim Vorrang eigenwirtschaftlicher 

Verkehre. Und das Gesetz justiert das über viele Jah-

re gewachsene und bewährte Verhältnis zwischen 

Unternehmerinitiative, Aufgabenträgereinfl uss und 

der „Schiedsrichterin“ Genehmigungsbehörde vor 

dem Hintergrund der EG-VO 1370 maßvoll nach. 

Aus Sicht des Verbandes positiv hervorzuheben ist 

vor allem das klare Bekenntnis, dass Direktvergaben 

nach der EG-VO 1370 im straßengebundenen ÖPNV 

bundeseinheitlich und klar zugelassen werden. Der 

Verband begrüßt es auch, dass die eigenwirtschaftli-

che Unternehmerinitiative vor überzogenen Anfor-

derungen durch Behörden geschützt wird. 

Aber der Kompromiss weist auch Schwachstellen 

auf: So wird beim Fernlinienbus abzuwarten blei-

ben, ob das freie Spiel der Kräfte ohne Rücksicht 

auf öff entliche Verkehrsinteressen die von den Be-

fürwortern der Fernbusliberalisierung gewünsch-

te Kundennähe tatsächlich herstellen wird. Darü-

ber hinaus bringt das PBefG 2013 eine Reihe neuer 

Rechtsbegriff e und verlagert die Rechtsschutzmög-

lichkeiten weiter auf die Vergabejurisprudenz. 

Angesichts der Tatsache, dass Bundes- und Lan-

desregierungen momentan nicht beabsichtigen, 

gemeinsame amtliche Interpretationen zu erarbei-

ten, steht zu befürchten, dass die im ÖPNV spezia-

lisierten Rechtsanwälte, die Verwaltungen und Ge-

richte voraussichtlich auch in den nächsten Jahren 

keiner Auftragsfl aute entgegensehen werden.

Dieser Befund sollte aber die Freude über den unter 

dem Strich insgesamt tragbaren und in der Praxis 

handhabbaren Kompromiss zum PBefG 2013 kei-

nesfalls schmälern. 

EU-Kommission attackiert EG-VO 1370
Mit großer Sorge betrachtet der Verband drei Ende 

2012 /Anfang 2013 vorgelegte Vorschläge der 

Europäischen Kommission. Zunächst hatte die 

Kommission am 18. Oktober 2012 einen Entwurf 

von norminterpretierenden Leitlinien zur EG-VO 

1370 vorgelegt. Darin interpretiert sie in einigen 

Passagen nicht die nach jahrelanger und intensi-

ver Diskussion im Rahmen eines Trilogs zwischen 

Europäischem Parlament, Rat und Kommission in 

der Verordnung niedergelegten Kompromisse, son-

dern relativiert und revidiert sie. Damit geht sie 

weit über zulässige Norminterpretationen hinaus. 

Der VDV und auch andere Verbände haben dieses 

Vorhaben in ihren Stellungnahmen gegenüber der 

Kommission abgelehnt.

Am 5. Dezember 2012 legte die Kommission einen 

Vorschlag zur Überführung der Ausgleichsleistun-

gen für gemeinwirtschaftliche Verpfl ichtungen im 

öff entlichen Personenverkehr in den Geltungsbe-

reich der Ermächtigungsverordnung Nr. 994/98 

des Rates vor. Mit diesem Vorschlag möchte die 

Kommission eine fundamentale Systemänderung 

zur Prüfung von Ausgleichsleistungen für gemein-

wirtschaftliche Verpfl ichtungen im öff entlichen 

Personenverkehr durchsetzen. Nach der gelten-

den EG-VO 1370 sind im Einklang mit dieser Ver-

ordnung gewährte Ausgleichsleistungen von der 

Pfl icht zur vorherigen Anmeldung („Notifi zierung“) 

bei der Kommission freigestellt. Würden diese Aus-

gleichsleistungen künftig dem Geltungsbereich der 

o. g. Ermächtigungsverordnung unterworfen, hät-

te dies zur Folge, dass solche Ausgleichsleistun-

gen ausnahmslos bei der Kommission notifi ziert 

werden müssten. Die Kommission wäre ermäch-

tigt (aber keineswegs verpfl ichtet), darüber zu ent-

scheiden, ob und ggf. unter welchen Voraussetzun-

gen sie im Wege einer sogenannten Gruppenfrei-

stellungsverordnung solche Ausgleichsleistungen 

für mit dem Binnenmarkt vereinbar erklärt. Es läge 

ausschließlich im Ermessen der Kommission, ob sie 

die heute in der EG-VO 1370 enthaltenen Regelun-

gen übernimmt oder nicht; die Zukunft der Inhalte 
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der heutigen EG-VO 1370 läge damit exklusiv in der 

Hand der EU-Kommission. Das bedeutet in der Kon-

sequenz:

1.  Die inhaltlichen Anforderungen der EG-VO 1370 

zur Zulässigkeit und zur Freistellung von der No-

tifi zierungspfl icht solcher Ausgleichsleistungen 

könnten durch die Kommission jederzeit infrage 

gestellt und geändert werden.

2.  Die Kommission wäre berechtigt, ihre Entschei-

dungen über das Ob und Wie einer Freistellung 

dieser Ausgleichsleistungen von der Notifi zie-

rungspfl icht ohne Beteiligung von Parlament 

und Ministerrat zu treff en.

Der VDV lehnt eine solche Ermächtigung der Kom-

mission ab.

Am 30. Januar 2013 legte die Kommission schließ-

lich den Entwurf eines 4. Eisenbahnpaketes off iziell 

vor. In einem Teilabschnitt des aus zahlreichen Do-

kumenten bestehenden Gesamtpaketes schlägt die 

Kommission umfangreiche Änderungen der EG-VO 

1370 vor. Ziele der Kommission sind vor allem obli-

gatorische wettbewerbliche Vergabeverfahren und 

die Veröff entlichung von Informationen, um Unter-

nehmen den Marktzutritt zu erleichtern. Entschla-

ckungen der bisherigen Anforderungen der EG-VO 

1370 sind nicht vorgesehen. 

Der VDV hat diesen Vorschlag im Rahmen einer 

detaillierten Gesamtstellungnahme zum 4. Eisen-

bahnpaket abgelehnt. Darin heißt es u.a.:

„Die VO 1370 selbst bestimmt einen Übergangs-
zeitraum bis 2019. Der nach jahrelanger politischer 
Diskussion gefundene Kompromiss für die 2009 
in Kraft getretene Verordnung bezog sich auch auf 
diesen Übergangszeitraum. Die vorgeschlagenen 
Änderungen, die erheblich das Gesamtgefüge der 
Verordnung ändern würden, werden dem nicht ge-
recht. Die VO 1370 sieht vor, dass nach der Hälfte 
des Übergangszeitraums die Mitgliedstaaten Fort-
schrittsberichte vorlegen (…). Dass die Kommission 
nicht einmal diese Frist abgewartet hat, zeigt, dass 
sie den damaligen politischen Kompromiss nicht zu 
akzeptieren gewillt ist. Zu kritisieren ist insbeson-
dere auch, dass unter der Überschrift ‚Eisenbahn-
verkehr‘ auch zahlreiche allgemeine Regelungen der 
VO 1370 geändert werden, die auch den Verkehr mit 
Bussen, Straßen-, Stadt- und U-Bahnen betreff en. 
Angesichts der Tatsache, dass in Deutschland ge-
rade erst am 1. Januar 2013 ein im Hinblick auf die 
VO 1370 novelliertes Personenbeförderungsgesetz 
(PBefG) in Kraft getreten ist, auf das sich die Bran-
che erst einstellen muss, geht es in Deutschland 
gegenwärtig darum, die VO 1370 zur praktischen 
Anwendung zu bringen und diese nicht kurz nach 
ihrem Inkrafttreten und vor Ablauf der Übergangs-
fristen um viele neue Vorschriften zu erweitern und 
grundsätzlich zu revidieren. Zahlreiche vorgeschla-
gene Modifi kationen der VO 1370 sind — auch vor 

dem Hintergrund des Kompromisses, der dieser im 
Großen und Ganzen ausgewogenen Verordnung 
vorausgegangen ist — insgesamt ordnungspolitisch
weit übertrieben und würden neue Hürden und un-
bestimmte Rechtsbegriff e aufstellen, die keinen 
Mehrwert im Hinblick auf Rechtssicherheit darstel-
len würden.“

Es bleibt zu hoff en, dass die wohlaustarierte EG-VO 

1370 in Deutschland weiter — ohne Verunklarungen 

durch zu restriktive Interpretationen der Kommis-

sion und frei von weiteren Rechtsänderungen — in 

Vollzug gebracht werden kann. Der Ball liegt jetzt 

im Spielfeld des Europäischen Parlamentes, wo das

4. Eisenbahnpaket im Jahr 2013 auf der Ebene der 

Berichterstatter und im Verkehrsausschuss aus-

führlich vorberaten werden soll. Für den Januar 

2014 ist die erste Lesung im Parlamentsplenum 

vorgesehen. 

Zukunft der ÖPNV-Finanzierung
Zum Thema „Kofi nanzierung des ÖPNV aus öff ent-

lichen Kassen“ war das Berichtsjahr wiederum von 

Aktivitäten des Verbandes zur Sicherstellung der 

angemessenen Dotierung der Entfl echtungsmit-

tel für den kommunalen Verkehr bis 2019 geprägt. 

Die Zeit hierfür ist reif. Denn Fahrgäste, Kommunen 

und Unternehmen brauchen bald Klarheit über die 

Höhe der Finanzmittel ab 2014. Wegen der Unge-

wissheit werden schon heute zahlreiche notwendi-

ge Investitionsvorhaben geschoben.

Zum Redaktionsschluss wurde zwischen Bund und 

Ländern immer noch verhandelt, um zumindest für 

einen Übergangszeitraum eine Dotierung festzu-

legen. Bundesregierung und Bundestagsmehrheit 

bieten eine Fortschreibung des bisherigen Plafonds 

der verkehrlichen Entfl echtungsmittel lediglich für 

das Jahr 2014 an (Höhe: 1,335 Milliarden Euro). Der 

Bundesrat fordert dagegen im Einklang mit dem 

VDV einen Jahresbetrag in Höhe von 1,96 Milliar-

den Euro und dessen Festschreibung bis Ende 2019. 

Es bleibt zu hoff en, dass hier noch in dieser Legisla-

turperiode des Bundes eine Lösung gefunden wird.

Reiner Metz
Geschäftsführer ÖPNV
t 0221 57979-154

metz@vdv.de
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Bereits zu Beginn der laufenden Legislaturperio-

de gelang es, im Koalitionsvertrag das Bekenntnis 

zur Schaff ung der rechtlichen Voraussetzungen für 

die Finanzierung nichtbundeseigener Eisenbahn-

infrastruktur (beschränkt auf die Einbindung in 

das Schienengüterfernverkehrsnetz) zu verankern. 

Auch wenn die Zahl der Befürworter eines solchen 

Schrittes im Laufe der Legislaturperiode unter den 

Parlamentariern aller Parteien immer mehr zu-

nahm, gab es vonseiten des Bundesministeriums 

für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) 

zunächst keine Initiativen zur Umsetzung des 

Koalitionsvertrages. Dies lag sicherlich auch an der 

Finanzkrise und der damit einhergehenden Unsi-

cherheit über die Haushaltsentwicklung. Immerhin 

wurde die Zeit zur Prüfung der Verfassungsmäßig-

keit einer NE-Infrastrukturförderung durch den 

Bund genutzt. Die Bundesministerien für Justiz, des 

Innern und der Finanzen kamen 2010 übereinstim-

mend zu der Einschätzung, dass der Bund nach Art. 

74 Abs. 1 Nr. 23 des Grundgesetzes im Rahmen der 

konkurrierenden Gesetzgebung die Finanzierung 

von NE-Infrastruktur an sich ziehen könne.

Die Ruhe im BMVBS änderte sich im Frühjahr 2012 

mit dem von Bundesverkehrsminister Dr. Ramsauer 

im Rahmen der VDV-Jahrestagung in Düsseldorf 

bekannt gegebenen Beschluss, im Hinblick auf die 

NE-Finanzierung nunmehr aktiv zu werden. Sei-

ne Aussage stand allerdings unter dem ausdrück-

lichen Vorbehalt der Durchsetzbarkeit gegenüber 

dem Bundesfi nanzministerium und der ohnehin zu 

beachtenden Voraussetzung, mit der Schaff ung der 

rechtlichen Grundlagen noch in der verbleibenden 

Legislaturperiode fertig zu werden. Im BMVBS be-

gannen daraufhin mit Hochdruck die Arbeiten an 

einem entsprechenden Gesetzentwurf. Parallel

dazu hat der Deutsche Bundestag im November 

2012 einen Bundeshaushalt für das Jahr 2013 be-

schlossen, in den auf Initiative des Bundestagsaus-

schusses für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 

ein Betrag von 25 Millionen Euro für die NE-Infra-

strukturen für das Jahr 2013 sowie Verpfl ichtungs-

ermächtigungen für die folgenden Jahre eingestellt 

wurden.

Mitte Dezember 2012 legte das BMVBS den Ent-

wurf eines „Gesetzes über die Bundesförderung der 

Investitionen in den Ersatz der Schienenwege der 

öff entlichen nicht bundeseigenen Eisenbahnen im 

Schienengüterfernverkehrsnetz“ (Schienengüter-

fernverkehrsnetzförderungsgesetz — SGFFG) vor. 

Dieses — etwas unhandlich titulierte — Gesetz re-

gelt die Befugnis, die Voraussetzungen sowie Ver-

fahrensfragen einer Förderung nichtbundeseige-

ner Eisenbahninfrastruktur. Auf seiner Grundlage 

können und sollen ohne weitere Förderrichtlinien 

sofort nach Inkrafttreten mit Abschluss des Gesetz-

gebungsverfahrens noch im Jahre 2013 Fördermit-

tel ausgezahlt werden.

Mit dem Gesetz ist — so wünschenswert das auch 

wäre — nicht beabsichtigt, eine allgemeine Finanzie-

rungsgrundlage für NE-Infrastruktur zu schaff en. 

Es geht hier ausschließlich nur um in das Schienen-

güterfernverkehrsnetz einbezogene Infrastruktu-

ren und um die Unterstützung von Ersatzinvesti-

tionen in diesem Netz. Der Kreis der einbezogenen 

Infrastrukturen ist — auch angesichts des gerin-

gen Finanzrahmens — bewusst eng gezogen. Es wird 

daher nur ein Teil des Netzes nichtbundeseigener 

Eisenbahnen in den Genuss der Förderung kom-

men. Auch wenn daher der Entwurf des SGFFG weit 

hinter der Forderung des VDV nach einer auf al-

le NE-Infrastrukturen bezogenen und am Muster 

der Schienenwege der Bundeseisenbahnen ausge-

richteten Leistungs- und Finanzierungsvereinba-

rung (LuFV) sowie Investitionsförderung zurück-

bleibt, handelt es sich dennoch um einen entschei-

denden Schritt nach vorn. Denn der Bund und seine 

Rechtsvorgänger haben seit unvordenklichen

Zeiten strikt abgelehnt, den Staat an den Kosten

öff entlicher Eisenbahninfrastrukturen zu betei-

ligen, die ihm nicht indirekt selbst gehörten.

Diese Blockade ist nun durchbrochen. Es gilt nun, 

die NE-Förderung des Bundes zu einem Erfolg zu 

machen, der die Forderungen des VDV nach einer 

Ausweitung und besseren fi nanziellen Ausstattung 

der Förderung unabweisbar macht.

Dr. jur. Martin Henke
Geschäftsführer Eisenbahnverkehr
t 0221 57979-148

henke@vdv.de

NE-Finanzierung: Licht am Ende des Tunnels

Der Kampf um eine auskömmliche Finanzierung der Aufrechterhaltung und des Ausbaus der 

Infrastrukturen nichtbundeseigener Eisenbahnen (NE) gehört seit weit mehr als einem 

Jahrhundert zum Standardrepertoire des VDV und seiner Vorgängerverbände. In diesem 

Kampf konnte 2012 ein historischer Durchbruch erzielt werden.
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Es wurden in den letzten Jahren viele Grundlagen,

Schnittstellendefi nitionen und Neues erarbeitet,

wie z.B. im ITCS-Bereich und dem IP-KOM-ÖV-

Projekt. Nun geht es in weiteren Schritten auch da-

rum, diese Konzepte zusammenzuführen, auf den 

Erfahrungen und Ergebnissen aufzubauen und in 

der Praxis nutzbare Mehrwerte zu generieren. Es 

gilt, neue Verkehrskonzepte einzubinden und un-

sere Position als erster Ansprechpartner für die 

Mitgliedsunternehmen und politischen Entschei-

dungsträger weiter auszubauen. Hierbei wird das 

Anbieten von Wegeketten ein immer wichtigeres 

Thema. So entwickeln sich z.B. Innovationen im 

Automobilbereich verstärkt in Richtung autonom 

fahrenden und zugbildenden Fahrzeugen. Diese 

Entwicklungen eröff nen ganz neue Reisemöglich-

keiten und Verkehrskonzepte. Es bleibt wichtig und 

entscheidend, neue Trends zu bewerten und mit-

hilfe von langfristig angelegten Entwicklungsbe-

gleitprogrammen den Nutzen für uns zu untersu-

chen. Die Welt dreht sich im Bereich der Innovati-

onen immer schneller. Neue Verkehrskonzepte und 

Marktteilnehmer treten auf. Um in diesem Wettbe-

werb bestehen zu können, helfen eine intensive Zu-

sammenarbeit, ein Austausch und die kontinuierli-

che Fortentwicklung der technischen Potenziale.

Neben der Begleitung von Innovationen stellt der 

zweite Schwerpunkt im Technikbereich die Stan-

dardisierung dar. Hierbei verschiebt sich aktuell der 

Schwerpunkt für die Erstellung von Standards von 

nationaler auf europäische Ebene. Diesem Prozess 

muss Rechnung getragen werden und wir müssen 

gemeinsam unsere Aktivitäten dahingehend über-

denken, dass wir uns an den optimalen Stellen ein-

bringen. Verschiebungen in der Erstellung von Re-

gelwerken bzw. neue Philosophien in den Regelwer-

ken und Verschiebungen von Zuständigkeiten z.B. 

bei Zulassungen können entscheidenden Einfl uss auf 

die Wirtschaftlichkeit der Verkehrsunternehmen ha-

ben. Ein Engagement ist daher aus langfristiger Sicht 

wichtig und sinnvoll. 

Nachdem es geschaff t wurde, den ÖPNV aus den 

Interop-Vorschriften herauszunehmen, wurde für 

den Tram-Bereich mit dem Mandat 486 ein sepa-

rates Standardisierungsprogramm auf europäischer 

Ebene gestartet. Dieses umfasst die Erstellung von 

54 Normungen, die hauptsächlich die mechani-

schen Bereiche „Fahrzeug“ und „Infrastruktur“

abbilden sollen. Aus verschiedenen Blickwinkeln 

gesehen, wie z.B. aus Sicht der Zulassung, sind

europäisch harmonisierte technische Normen hilf-

reich und können den Prozess vereinfachen. Da 

sich auf Basis dieser Normen auch z.B. eine Pro-

duktrichtlinie für Straßenbahnfahrzeuge entwi-

ckeln könnte, ist eine Mitwirkung durch den VDV 

sehr zu empfehlen. Ein Prozess zum koordinierten 

Mitwirken an der Erstellung der Standards wurde 

durch die Hauptgeschäftsstelle in Zusammenarbeit 

mit dem Gremium URSEL eingeleitet.

Eine gute Basis haben wir im VDV. Mit den VDV-

Schriften stehen uns fachlich fundierte und umfas-

sende Erfahrungswerte aus der Praxis zur Verfü-

gung, die wir für unser Engagement im nationalen 

und internationalen Bereich nutzen können. Wa-

rum immer alles neu machen, wenn es etwas Be-

währtes gibt, auf dem man aufbauen kann. Aus die-

sem Grund ist auch die Kommunikation über das 

geballte Wissen, das im Verband vorhanden ist, sehr 

wichtig. Mit einigen Maßnahmen möchten wir z.B. 

den Zugriff  darauf in Zukunft vereinfachen. 

Im Eisenbahnbereich, insbesondere im Güterver-

kehr, der im direkten Wettbewerb mit der Stra-

ße steht, ist die Wirtschaftlichkeit eine Grundvor-

aussetzung für weitere Aktivitäten. Hierbei dienen 

Technische Innovationen aktiv gestalten

Der VDV bearbeitet eine ungeheure Vielfalt an Themen, und dies in einer Detailtiefe, wie es 

wohl wenige Verbände in Deutschland tun. Im Bereich Technik leistet der Verband für seine 

Mitglieder echte Grundlagenarbeiten in Fragen der Normung, Standardisierung, Forschung 

und Entwicklung. Und das nicht nur in Deutschland, sondern mittlerweile auch immer 

häufi ger auf EU-Ebene. In diesem Zusammenhang sei neben der qualifi zierten Arbeit der 

Kolleginnen und Kollegen aus dem Bereich Technik auch das hohe ehrenamtliche Engage-

ment in den zahlreichen Ausschüssen und Arbeitsgruppen erwähnt. All das zusammen führt 

im Ergebnis dazu, dass der VDV und auch seine Mitglieder seit jeher eine hohe technische 

Kompetenz besitzen, die zu den zentralen Säulen der Verbandsarbeit zählen. 

In der VDV-Schrift 

730 werden funktio-

nale Anforderungen 

an ein ITCS (Inter-

modal Transport 

Control System) 

beschrieben. Die 

Schrift dient den

Verkehrsunterneh-

men als standardi-

sierter Leitfaden bei 

der ITCS-Ausschrei-

bung.
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harmonisierte Regelwerke als Basis, wirtschaftli-

chen Verkehr darstellen zu können. Der VDV stellt 

sich der Verantwortung, zentral für die Branche in 

die Regelwerkserstellung einzusteigen und damit in 

Zukunft ein einheitliches Regelwerk für alle Bah-

nen anbieten zu können. Deshalb werden neue in-

terne Prozesse und Abläufe entwickelt und in die-

sem Jahr in sechs Pilotprojekten umgesetzt. Wir 

arbeiten darauf hin, Regelwerke schneller erstellen 

zu können, eine zeitnähere Aktualisierung umzu-

setzen und mehr Regelwerke gleichzeitig generie-

ren zu können. Der gegenüber dem bisherigen Ver-

fahren höhere Erstellungsaufwand wird sich zwar 

auch in den Verkaufskonditionen widerspiegeln, 

aber immer noch aufgrund der zentralen Erstellung 

und der Nutzung in der gesamten Branche güns-

tiger sein als eine individuelle Erstellung pro VU. 

Auch in diesem Bereich bitten wir Sie um Ihre Mit-

arbeit und Ihr Engagement.

Im letzten Jahr konnten wir auch die Nachfolge von

Alexander Koch (T3), dem wir für seine Mitarbeit 

auch an dieser Stelle herzlich danken, regeln. Die 

Stelle blieb somit nur ein halbes Jahr unbesetzt. 

Dieter Kaup arbeitet sich nun in die Bereiche Be-

triebshöfe und Werkstätten, Bustechnologie und 

E-Mobilität im Verband ein. Auch hierfür allen Unter-

stützern ein herzliches Dankeschön für die bereitge-

stellte Zeit und die Einführungen. Wir möchten ins-

besondere den Bereich Betriebshöfe und Werkstät-

ten spartenübergreifend aufstellen, sodass Synergi-

en von Bus über Tram bis hin zur Eisenbahn genutzt 

werden können. Eine Steigerung der Wirtschaft-

lichkeit versprechen wir uns auch durch eine Mo-

dularisierung von Software und eine mögliche Zu-

sammenführung der Fahrzeug- und Depotsoftware. 

In diesem Jahr wird uns weiterhin die bevorste-

hende Einführung der EURO6-Abgasnachbehand-

lungsvorschrift beschäftigen. Einige Mitglieds-

unternehmen können die neue Fahrzeugtechno-

logie schon testen und berichten in den Gremien 

über ihre Erfahrungen. Ebenfalls drängen weitere 

Hersteller mit innovativen Ansätzen zur Ver-

brauchssenkung auf den deutschen Markt, deren 

Einsatzbewährung wir ebenfalls verfolgen werden. 

Eine systematische Bewertung und Gegenüberstel-

lung der Daten und Erfahrungswerte wird im Laufe 

des Jahres in den „Bus-Gremien“ erfolgen. Im länd-

lichen Raum wird uns weiterhin nicht nur die Fra-

gen verfolgen, welche Innovationen unsere Wirt-

schaftlichkeit weiter verbessern können, sondern 

auch, wie wir die Fahrgäste mit ihren individuel-

len Bedürfnissen abholen und neue Fahrgäste vom 

ÖPNV-Angebot überzeugen können. Betriebliche 

Konzepte werden in der Ad-hoc-Arbeitsgruppe 

„ländlicher Raum“ diskutiert und zusammengetra-

gen. Die Basis für eine einheitliche Schnittstelle in 

den Fahrgastinformationssystemen erarbeiten wir 

in dem Projekt IP-KOM-ÖV mit dem Ziel, eine ein-

fachere Verknüpfung unterschiedlicher Systeme 

und eine bessere Erreichbarkeit der Fahrgäste zu 

erreichen.

Fazit: Mit der Erarbeitung von Standards zur Ver-

besserung der Wirtschaftlichkeit, mit der Beglei-

tung von neuen Technologien und der entsprechen-

den Kommunikation stellt die Technik eine zentrale 

Säule dar, um mit dem ÖPNV, SPNV und der Eisen-

bahn marktfähig zu sein und in der Kundenattrak-

tivität weiter zu steigen. 

Dipl.-Ing. Martin Schmitz
Geschäftsführer Technik 
t 0221 57979-123

schmitz@vdv.de
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Die Vorgaben waren klar umrissen — mehr Konzen-

tration im Ablauf, mehr Themenvielfalt, mehr Dis-

kussion statt Vortrag und inhaltliche Perspektiven 

über den Tellerrand der Branche hinaus. So wurden 

führende Persönlichkeiten aus Hochschulen und 

der Finanzwelt als Gesprächsgäste eingeladen. Die 

Palette der Themen reichte von Infrastrukturfi nan-

zierung über Multimodalität und Elektromobilität 

bis zur Marktverträglichkeit von Infrastrukturent-

gelten auf der Schiene.

Themenschwerpunkt Finanzierung des ÖPNV 
Im Fokus der Diskussion stand die Zukunft der

Infrastrukturfi nanzierung. Und wo läge dieses

Thema näher als in der NRW-Landeshauptstadt.

Pünktlich zur Jahrestagung zeigte nämlich ein Gut-

achten des VDV NRW, dass bis 2016 allein in den elf 

größten U- und Stadtbahnnetzen Nordrhein-West-

falens ein Sanierungsbedarf von 1,1 Milliarden Euro 

besteht. 

Was kommt nach 2019?
Umso gespannter wurden die Ausführungen von 

Bundesverkehrsminister Ramsauer zur künftigen 

Finanzierung des ÖPNV im verkehrspolitischen

Forum der VDV-Jahrestagung verfolgt. Großer

Applaus brandete auf, als er eine Fortführung der 

Entfl echtungsmittel bis 2019 in Aussicht stellte. 

Auch danach dürfe keine Finsternis über die Bran-

che hereinbrechen: „Hinter dem Horizont muss es 

dann weitergehen, ganz einfach“, so Ramsauer. 

Grenzenloses Talent
Nach mehreren prominent besetzten Diskussions-

foren — unter anderem mit Prof. Norbert Walter, 

ehemals Chefvolkswirt der Deutschen Bank, Prof. 

Bernd Raff elhüschen von der Universität Freiburg 

sowie mit DB-Vorstandsmitglied Ulrich Homburg — 

lenkte die neue Veranstaltung „Talente im VDV“

den Blick über den europäischen Horizont hinaus: 

Norbert Esser, Betriebsleiter der Kölner Verkehrs-

Betriebe AG, wurde für sein Engagement beim 

Aufbau eines modernen Stadtbussystems in der 

ugandischen Hauptstadt Kampala ausgezeichnet. 

Pioneer Easy Bus, seit Anfang 2012 erstes außer-

europäisches VDV-Mitglied, entsendete mit Albert 

Muganga und Moses Kiiza eigens zwei Repräsen-

tanten zur Ehrung nach Düsseldorf.

Neue Konzepte für Ausstellung, Gästeticket
und Festabend
Die Jahrestagung 2012 brachte noch eine Reihe 

weiterer Neuerungen. Die begleitende Ausstellung 

wurde mit 26 Standfl ächen erheblich vergrößert. 

Neben Mitgliedern des VDV und des VDV-Förder-

kreises waren auch mehrere Carsharing-Anbieter 

vertreten. Schließlich bot die Rheinbahn als Gast-

geberin den Teilnehmern erstmals ein multimodales 

Gästeticket, das auch für Fahrrad oder Pkw genutzt 

werden kann. Abgerundet wurden die organisato-

rischen Veränderungen durch den eleganten Fest-

abend in den Düsseldorfer Rheinterrassen. Nach-

dem Harry Voigtsberger als amtierender NRW-

Verkehrsminister die Gäste mit einer klassischen 

Tischrede begrüßte, sorgte das Düsseldorfer Kom(m)-

ödchen zum Abschluss mit einem fulminanten Auf-

tritt für eine Menge Gesprächsstoff  über den Abend 

hinaus.

Kai Uhlemann
Fachbereichsleiter
Veranstaltungsorganisation, Mediengestaltung
t 0221 57979-151

uhlemann@vdv.de

Den Horizont erweitert 

Rund 950 Teilnehmer erlebten eine VDV-Jahrestagung 2012 mit einer Reihe neuer Impulse 

und dem Auftritt von Bundesverkehrsminister Peter Ramsauer. Düsseldorf bestach durch 

belebte Veranstaltungsformate, interessante Gäste, eine attraktive Ausstellung und 

multimodale Mobilität zum Anfassen. 

Bundesverkehrs-

minister Ramsauer 

zeigte sich auf der 

VDV-Jahrestagung 

optimistisch in 

puncto Entfl ech-

tungsmittel und 

Finanzierung der 

NE-Infrastruktur

Norbert Esser, KVB, 

und das ÖPNV-Un-

ternehmen Pioneer 

Easy Bus erhielten 

auf der VDV-Jahres-

tagung 2012 die 

Auszeichnung 

„Talente im VDV“
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VDV verstärkt Engagement in Brüssel

Spätestens die Veröff entlichung des Weißbuchs zur europäischen Verkehrspolitik

im Frühjahr 2011 mit umfangreichen Maßnahmenvorschlägen in 40 verschiedenen 

Bereichen verdeutlichte, dass die europäische Ebene nicht an Relevanz verloren hat.

Der VDV hat vor diesem Hintergrund sein Engagement in Brüssel verstärkt.

Themenschwerpunkt im vergangenen Jahr waren die Vorbereitungen zum

4. Eisenbahnpaket, das nach mehreren Verzögerungen Ende Januar 2013 präsentiert wurde. 

Zunächst hatte sich der VDV intensiv in die Dis-

kussionen über eine Neuordnung der EU-Arbeit 

beim Internationalen Verband für öff entliches Ver-

kehrswesen (UITP) eingebracht. Gestützt wurde 

dies durch klare Vorstellungen der VDV-Mitglie-

der bei der UITP hinsichtlich einer weiteren Ver-

stärkung der Ressourcen und einer Fortführung der 

EU-Arbeit durch eine eigenständige europäische 

Abteilung, die gleichzeitig eng mit anderen UITP-

Abteilungen verzahnt ist. Mit dem neuen UITP Eu-

ropean Department wurden diese Anforderungen 

aus Sicht des VDV zufriedenstellend umgesetzt. 

Wie bisher arbeitet der Leiter des VDV-Europa-

büros im UITP European Department als entsand-

ter Experte mit. Damit ist auch weiterhin eine enge 

Abstimmung zwischen UITP und VDV gewährleis-

tet. Gleichzeitig werden die vorhandenen Ressour-

cen eff izient eingesetzt, da die UITP-Büroinfra-

struktur mitgenutzt werden kann. Seit 1. März 2013 

hat der VDV darüber hinaus einen Experten für 

Urban-Rail-Themen zur UITP entsandt. Dadurch 

können das wichtige Thema EU-Standardisierung 

und andere Urban-Rail-Initiativen vor dem Hin-

tergrund der großen Erfahrung in Deutschland und 

im VDV besser begleitet werden.

Seit Anfang 2012 ist der VDV zudem Mitglied bei 

der CER, der Gemeinschaft der Europäischen Bah-

nen und Infrastrukturgesellschaften, geworden. So 

können wichtige europäische Themen nun über 

die beiden Verbände CER und UITP eng beglei-

tet werden. Ein wesentlicher inhaltlicher Schwer-

punkt der VDV-Arbeit in Brüssel 2012 war die enge 

Verfolgung der Vorbereitungen zum 4. Eisenbahn-

paket. Diese haben sich in Form von Konsultati-

onen, Studien und Veranstaltungen über das Be-

richtsjahr hindurchgezogen. Der VDV hat sich da-

ran sowohl über die Verbände UITP und CER als 

auch in direkter Form beteiligt. 

Aufgrund der hohen Bedeutung des Themas für die 

VDV-Mitgliedschaft hatte sich der VDV darüber 

hinaus entschlossen, zum ersten Mal eine eigene 

Veranstaltung in Brüssel zu organisieren. Auf der 

mit rund 100 Teilnehmern gut besuchten Abend-

veranstaltung in der Brüsseler Vertretung des Lan-

des Nordrhein-Westfalen diskutierten am 12. No-

vember 2012 Spitzenvertreter der Verkehrsbranche 

und der EU-Kommission sowie Europaabgeordnete 

über das bevorstehende 4. Eisenbahnpaket und die 

Zukunft des EU-Eisenbahnverkehrs. In zwei Dis-

kussionsrunden wurden die Intentionen der EU-

Kommission für eine schärfere Trennung von Netz 

und Betrieb und der SPNV-Wettbewerb debattiert. 

Besonders überzeugend war dabei die Mitwirkung 

mehrerer Vertreter von VDV-Mitgliedsunterneh-

men, die vor dem Hintergrund ihrer persönlichen 

Praxiserfahrung vor Ort die erwarteten KOM-Vor-

schläge kommentierten.  

Inhalte des 4. Eisenbahnpakets
Am 30. Januar 2013 hat die Europäische Kommis-

sion nach mehreren Verzögerungen das 4. Eisen-

bahnpaket veröff entlicht. Es enthält insgesamt fünf 

Gesetzesvorschläge, die vom VDV teilweise sehr 

kritisch bewertet werden: 

In einem aktuellen 

Positionspapier 

haben der VDV und 

seine Mitglieder die 

Anforderungen an 

die Organisation der 

Eisenbahnunter-

nehmen in Europa 

zusammengefasst
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 — Richtlinienvorschlag zur weiteren Trennung von

Infrastruktur und Betrieb: Die Vorschläge lassen 

auf den ersten Blick zwar weiterhin Holding-

modelle zu. Faktisch beabsichtigt die Kommissi-

on allerdings, Holdingmodelle künftig weitgehend 

unmöglich zu machen. Der Kreis der wesentlichen 

Funktionen für Infrastrukturbetreiber soll er-

weitert und die durch die Regulierungsbehörden 

überwachten personellen Trennungsanforderun-

gen von Leitungspersonal in Unternehmensbe-

reichen, die wesentliche Funktionen ausführen, 

sollen verschärft werden. Der VDV erwartet da-

durch insbesondere auch für kleinere und mittle-

re Bahnen hohe zusätzliche Kosten und eine wei-

tere Verschlechterung der Wettbewerbsfähigkeit 

der Schiene. 

 — Änderungen der Verordnung 1370/2007: Än-

derungen der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 

sollten laut ursprünglichen Äußerungen der 

KOM darauf beschränkt bleiben, die Direkt-

vergabemöglichkeit im SPNV zu streichen. Die 

KOM-Vorschläge gehen allerdings weit darü-

ber hinaus. Viele sollen uniform für alle Ver-

kehrsträger (Eisenbahn, andere Schienenbah-

nen, Busverkehr) gelten, wie beispielsweise eine 

Änderung der geografi schen Zuständigkeit der 

zuständigen Behörde, die verpfl ichtende Er-

stellung eines detaillierten Nahverkehrsplans 

im Sinne eines „Ausschreibungs- und Finanz-

plans“ sowie eine Verpfl ichtung für Aufgaben-

träger, die eine Verfügbarkeit von „Schienen-

fahrzeugen“ für an Ausschreibungen interes-

sierte Betreiber sicherstellen soll. In der Summe 

wird dies vom VDV abgelehnt, da der 2006 nach 

über zehn Jahren politischer Diskussion gefun-

dene Kompromiss zur VO 1370/2007 kurz nach 

der Anpassung des PBefG jetzt schon wieder in-

frage gestellt wird.

 — Verordnungsvorschlag zur Stärkung der Euro–

päischen Eisenbahnagentur (ERA): Es soll ein 

sogenannter „vehicle passport“ geschaff en wer-

den, den grundsätzlich die ERA ausstellt und 

die nationalen Sicherheitsbehörden nur dann, 

wenn die Fahrzeuge rein innerstaatlich einge-

setzt werden sollen. Die Eisenbahnverkehrsun-

ternehmen (EVU) entscheiden selbst über die In-

betriebnahme auf der vorgesehenen Infrastruk-

tur. Die ERA soll außerdem künftig die Arbeit der 

nationalen Sicherheitsbehörden beaufsichtigen. 

Das Grundanliegen einer Stärkung der ERA fi n-

det weitgehende Zustimmung im Sektor. Wider-

stand dürften die nationalen Sicherheitsbehörden 

leisten.

 —  Revision der EU-Eisenbahn-Interoperabilitäts-

verordnung und -Sicherheitsrichtlinien: Erfreu-

lich ist aus Sicht des VDV, dass aus dem Anwen-

dungsbereich beider RL-Entwürfe U-, Straßen- 

und Stadtbahnen komplett ausgenommen sind. 

Dies entspricht einer wichtigen Forderung des 

VDV und der UITP.   

Stand des Verfahrens
Nach der Veröff entlichung der Vorschläge gibt es 

bereits Hinweise darauf, dass die irische Präsi-

dentschaft im ersten Halbjahr 2013 die Diskussi-

on im Rat zu den weniger strittigen Teilen voran-

bringen möchte. Inwieweit die sehr umstrittenen 

Vorschläge zur Trennung/Marktöff nung vorange-

bracht werden können, ist derzeit noch schwierig 

abzuschätzen. Auch im Parlament sind die Mei-

nungen dazu unterschiedlich, es stehen schwierige 

politische Einigungsprozesse bevor. Dabei steht die 

Kommission unter erheblichem Zeitdruck vor dem 

Hintergrund der Europawahlen im Mai 2014.  

Der VDV hat im Herbst 2012 unter Beteiligung sei-

ner heterogenen Mitglieder ein Positionspapier er-

stellt, das konkrete Anforderungen an die Ausge-

staltung des europäischen Eisenbahnrechts for-

muliert. Berücksichtigt wurden dabei auch die 

eff izienten Kostenstrukturen. Mit der Umsetzung 

dieser Anforderungen kann ein diskriminierungs-

freier Zugang der Eisenbahninfrastrukturunter-

nehmen zum Markt gewährleistet werden. Aus 

Sicht des VDV hängt eine Verbesserung der unter-

nehmerischen Chancen im Eisenbahnmarkt nicht 

mit der Organisationsform der Eisenbahnen zu-

sammen. Auch die möglichen Auswirkungen insbe-

sondere auf kleinere und mittlere EVU werden sehr 

kritisch gesehen. 

Dipl.-Geogr. Ulrich Weber
Leiter VDV-Europabüro Brüssel
t 00322 6752326

weber@vdv.de
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Das neue VDV-Erscheinungsbild

Der VDV erarbeitet mit seiner Expertise Werte für seine Mitglieder. In der Rolle als 

Dienstleistungs- und Informationsplattform ist der Verband ein wichtiger Schrittmacher 

eines wirtschaftlichen Fortschritts im Mobilitätsmarkt Deutschlands. Als Branchenverband 

des öff entlichen Verkehrs muss sich der VDV einem zunehmenden Wettbewerb, auch 

Wahrnehmungswettbewerb, mit anderen Verbänden sowohl national als auch international 

stellen. Kompetenz und Professionalität des VDV müssen sich daher in einem adäquaten, 

modernen und einheitlichen Corporate Design (CD) widerspiegeln.

Begründet wurde die Weiterentwicklung des 

VDV-Erscheinungsbildes vor allem mit dem An-

spruch, auf allen Kommunikationsebenen und über 

alle Medien einheitlich und eindeutig aufzutreten. 

Im Rahmen der Überarbeitung des in die Jahre ge-

kommenen Internetauftritts war eine Weiterent-

wicklung des Corporate Designs (CD) notwendig. 

Denn das Internet und andere elektronische Me-

dien bringen neue Anforderungen an eine moder-

ne CD-Darstellung. Auch für die dezentralen Ar-

beitsstrukturen des VDV war eine einfache und 

nutzerfreundliche CD-Struktur notwendig, deren 

Umsetzung auf allen Arbeitsebenen nur durch die 

Einführung eines sogenannten Styleguides ge-

währleistet werden kann. Insbesondere die mit der 

Stärkung der Landes gruppen einhergehende wei-

tere Dezentralisierung von VDV-Aktivitäten stellt 

große Herausforderungen an ein im Marktergebnis 

einheitliches Erscheinungsbild. 

Mit Blick auf diese skizzierten Herausforderun-

gen wurde die Überarbeitung des Erscheinungs-

bildes des VDV in Angriff  genommen. Neben dem 

generellen Ziel eines geschlossenen CD auf al-

len Anwendungsfeldern sollte auch eine dezentra-

le Anwendung, d.h. Erstellung und Produktion von 

Kommunikationsprodukten vor Ort ( z.B. in den 

Landesgruppen), berücksichtigt werden. 

Kreativ-Pitch mit Fachagenturen
Nach einem detaillierten Briefi ng durch den VDV 

wurden drei Fachagenturen zu einem Kreativ-

Pitch eingeladen. Konkret waren Entwürfe für die

Weiterentwicklung des Logos, der Markenarchi-

tektur sowie des gesamten externen und inter-

nen Erscheinungsbildes des Verbandes zu leisten. 

Dies umfasste sowohl Briefschaft, Messeauftritt, 

Schriften und Publikationen als auch das mögliche 

Grundlayout eines neuen Internetauftritts. Die de-

zentrale Anwendung von CD-Grundelementen soll-

te dabei einfach und nutzerfreundlich für den je-

weiligen Anwender gestaltet sein.

Politik und Kommunikation: Verbandskommunikation

Bundesverkehrs-

minister Ramsauer 

und VDV-Präsident 

Fenske am neuen 

VDV-Messestand 

zur InnoTrans 2012 

VÖV 1950-1976 VÖV 1976-1990

VDV 1991-2012 VDV ab 2013

VDV-Logo im Wandel der Zeit
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In die Entscheidungsfi ndung der vorgestellten 

Agenturentwürfe wurde das Ehrenamt einbezogen. 

Mit abschließender Kenntnisnahme des VDV-

Präsidiums konnte der Beschluss der VDV-Ge-

schäftsführung auf der Grundlage der Entwürfe 

der Fachagentur Edenspiekermann Berlin in die 

Realisierung gehen. 

In einer Umgebung, wo alle bunt und laut sind,
hilft es nicht, noch lauter zu werden
Der Entwurf der Agentur Edenspiekermann

wurde Grundlage des neuen VDV-Erscheinungs-

bildes. Das neue Logo des VDV hat den Charakter 

einer robusten Dachmarke, eines strukturschaf-

fenden Überbaus und visuellen Ankers für alle zu-

gehörigen Organisationseinheiten wie Landes-

gruppen oder VDV-Töchter. Das Logo ist direkt aus 

der neuen Hausschrift Brix abgeleitet. Die darüber 

gesetzte Kopfl inie schaff t eine Brücke zwischen 

dem Kürzel VDV und der jeweiligen organisatori-

schen Einheit. So erhält jede Landesgruppe und je-

de Tochter ein eigenes Logo und zeigt dabei trotz-

dem zugleich ihre Zugehörigkeit zum Verband — 

einfach und einprägsam. Die horizontale Linie ist 

ein prägendes Gestaltungselement. Die neu defi -

nierte blaue Hausfarbe hat an Wärme und Souve-

ränität gewonnen. Die Umsetzung des VDV-CD im 

Zuge von Neubeschaff ungen und Ersatz garantiert 

eine kostengünstige Realisierung. 

Nach einer umfassenden Mitarbeiterinformation 

wurde die alle zwei Jahre stattfi ndende Messe 

InnoTrans genutzt, um die neuen CD-Elemente 

erstmals einer breiten Fachöff entlichkeit vorzu-

stellen. Mit der Freischaltung des neuen Internet-

auftrittes Anfang 2013 wurde das neue CD in den 

Alltagsbetrieb überführt.

In den nächsten Schritten werden VDV-Briefschaft 

und Publikationen sowie der weitere Ausbau einer 

Mediendatenbank einschließlich einer Bilddaten-

bank im neuen Corporate Design realisiert. 

Dipl-Ing. Wolfgang Schwenk
Leiter VDV-Hauptstadtbüro
t 030 399932-10

schwenk@vdv.de

Das neue VDV-Logo 

mit einer defi nierten 

Markenarchitektur 

sichert eine klare 

und moderne VDV-

Präsenz

Dachmarke

Organisationen

Landesgruppen (Beispiele)
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Internetrelaunch und Agenda-Setting 

Im Jahr 2012 wurde der öff entliche Internetauftritt des VDV komplett überarbeitet. Nach 

über zwanzig Jahren war es an der Zeit, die VDV-Internetseiten grundsätzlich zu erneuern 

und an die heutigen Ansprüche im Bereich der Onlinekommunikation anzupassen. Dazu 

zählt neben einem deutlich höheren Anteil an Bildern und Infografi ken vor allem die 

Möglichkeit, Bewegtbilder und „navigierbare“ Grafi ken einzubinden. Die gesamte Struktur 

und Architektur der Seiten wurde neu angelegt und aufgebaut. 

Im Zentrum der Überlegungen stand dabei immer 

die Frage, welche Informationen bzw. welchen Ein-

druck der Verband einem externen und im Zwei-

fel uninformierten Adressaten auf den ersten Blick 

bieten möchte. Da es sich ja um die öff entlich zu-

gänglichen Seiten handelt (nicht um den Mitglie-

derbereich), muss der Nutzer mit möglichst weni-

gen „Klicks“ erfahren können, wer der VDV ist und 

wen er in welchen Themen vertritt. Dies umzu-

setzen war eine der größten Herausforderungen, 

denn das Herunterbrechen der vielfältigen und teils 

komplexen Themen unserer Branche kann nur bis 

zu einem gewissen Grad gelingen. Entscheidend 

dabei ist, dass der Nutzer — wie im Fall der neuen 

Internetseiten — auf verschiedenen Wegen schnell 

zu den Informationen gelangt, die er sucht. 

Ein wesentliches Element eines guten Internet-

auftritts, der eine große Vielfalt an Themen und In-

teressen beinhaltet und trotzdem dem Nutzer das 

Gefühl gibt, schnell und einfach das für ihn We-

sentliche zu fi nden, ist eine gute Suchfunktion. 

Dazu gehört eine klare und übersichtliche Naviga-

tion und Menüstruktur; der Internetauftritt muss 

insgesamt „aufgeräumt“ wirken (und auch sein), 

sonst verliert sich der Nutzer in den Details. Doch 

das einfache Suchen bzw. Finden von Informatio-

nen ist nur ein wesentlicher Teil der neuen VDV-

Internetseiten. Neben dem umfangreichen Infor-

mationsangebot verfügt der überarbeitete Inter-

netauftritt auch über einen großen Servicebereich: 

Medienvertreter und Interessierte fi nden z.B. in 

einer Bilddatenbank Pressebilder und Grafi ken zum 

Herunterladen oder können sich im Mediencen-

ter Kurzfi lme zu verschiedenen Branchenthemen 

anschauen. Außerdem gibt es einen detaillierten 

Überblick über die aktuellen Termine und Veran-

staltungen des VDV. Die neun VDV-Landesgruppen 

verfügen über eigene Internetauftritte, die direkt 

über die Homepage des VDV angesteuert werden 

können. Der Mitgliederbereich wurde in dieser ers-

ten Phase noch nicht grundlegend überarbeitet, da 

die dort eingepfl egten und hinterlegten Informati-

onen und Dokumente einer intensiveren Betrach-

tung und Neuordnung bedürfen. Diese „Phase 2“ des 

VDV-Internetrelaunches ist jedoch für das laufende 

Jahr geplant.

Pressearbeit: Agenda-Setting im Vordergrund
Mit insgesamt sieben Pressekonferenzen in ganz 

Deutschland lag ein Schwerpunkt der letztjährigen 

VDV-Pressearbeit auf der persönlichen Präsenta-

tion von presserelevanten Verbandsthemen vor

Ort. Dabei besetzte der Verband aktiv die Themen 

„Situation des SPNV-Wettbewerbs in Deutschland“, 

„Schwarzfahren/Erhöhung des EBE“, „Finanzie-

rungssituation des Nahverkehrs in NRW“ (anläss-

lich der Jahrestagung in Düsseldorf) sowie in drei 

Terminen das Thema „ÖPNV als attraktiver Arbeit-

geber“ bzw. „Personal-/Fachkräftemangel der

Branche“. Dieses Agenda-Setting durch den Ver-

band hatte eine erfolgreiche, umfassende Medien-

resonanz zu den genannten Themen zur Folge. 

Lars Wagner
VDV-Pressesprecher und
Leiter Presse- und Öff entlichkeitsarbeit
t 030 399932-14

wagner@vdv.de

Politik und Kommunikation: Pressearbeit
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„Steuern“ gegen den Klimawandel –
Vorschläge zur Pendlerbesteuerung

Der Bericht an den Club of Rome, vierzig Jahre nach „Die Grenzen des Wachstums“, bringt es 

auf den Punkt: „Die Welt des Jahres 2052 wird im wörtlichen Sinn bis zu den Knien in einem 

selbst verschuldeten Klimaproblem stecken. Die Krise könnte sich zu einer Katastrophe 

auswachsen, wenn es zu einem sich selbst verstärkenden Klimawandel kommt.“ Die 

Verkehrsmittelwahl ist klimarelevant, mehr Fahrten mit umweltschonenden Bussen und 

Bahnen müssen das Ziel sein. Steuern können einen wichtigen Beitrag leisten, den 

Klimaschock noch abzuwenden. Die Zeit wird knapp.

Als kritisch sieht die globale Prognose einen Tem-

peraturanstieg von mehr als zwei Grad. Die Chan-

cen stehen 50:50. Um das noch abzuwenden, sind 

Anstrengungen in allen Bereichen notwendig. Auch 

das Steuerrecht kann einen Beitrag leisten. Zwar 

enthält es bereits umweltpolitische Lenkungs-

vorschriften (vgl. VDV-Jahresbericht 2007/2008, 

Seite 28 ff .), aber die Anreize für ein nachhaltige-

res Verhalten im Verkehr stehen laufend auf dem 

politischen Prüfstand (Umsatzsteuer) oder wurden 

abgebaut (Ökosteuer). Der Anteil der Pkw-Pend-

ler verharrt auf hohem Niveau. Dabei ließe sich der 

Modal Split zugunsten klimaschonender Alternati-

ven wirksamer steuern. Schon 1964 erkannte eine 

Sachverständigenkommission den durch attrak-

tive Abzugsregeln für Pkw-Pendler verursach-

ten Fehlanreiz bei der Verkehrsmittelwahl, „der mit 

Vernunftgründen allein nicht erklärt werden kann“ 

(BT-Drs. IV/2661). Die Abzugsbegrenzung durch

eine für Pkw-Pendler nicht kostendeckende Pau-

schale wurde 1967 als Instrument zur Beeinfl us-

sung der Verkehrsmittelwahl eingeführt (BT-Drs. 

V/1068), die Kürzung als verfassungsgemäß bestä-

tigt (Az. 1 BvL 12/68). Die Pauschale diente fortan 

nicht mehr nur der Vereinfachung. Allein Nutzer 

öff entlicher Verkehrsmittel können ihre Ticket-

kosten voll absetzen. 

Lenkungszweck der Entfernungspauschale
wird ignoriert
In der Diskussion um steigende Treibstoff preise 

wird mit dem Ruf nach einer Erhöhung der Entfer-

nungspauschale deren politischer Zweck verkannt. 

Während 1967 die Verkehrsschwierigkeiten in den 

Ballungsräumen im Vordergrund standen, ist es 

heute der Klimawandel, der eine Verhaltenssteue-

rung im Verkehr unabdingbar macht. 2004 wurde 

die Befreiung der Jobtickets von der Einkommen-

steuer im Rahmen der Koch-Steinbrück-Initiative 

zum Subventionsabbau abgeschaff t. In der Praxis 

hat man sich seither mit der allgemeinen Bagatell-

regelung für Sachbezüge beholfen. Damit können 

auch Jobtickets vom Arbeitgeber zwar weiter bis zu 

einer Freigrenze von 44 Euro abgabenfrei (mit-)- 

fi nanziert werden, aber diese ist betragsmäßig be-

grenzt, streitanfällig (BFH: VI R 56/11) und verwal-

tungsaufwendig. Alternativ können Jobtickets auch 

pauschal versteuert werden. Aber der mit 15 Pro-

zent niedrig erscheinende Steuersatz kann, wenn 

man den damit einhergehenden Ausschluss des 

Der Anteil des 

motorisierten 

Individualverkehrs 

liegt weiterhin auf 

einem hohen Niveau. 

Er ist einer der 

größten Verursacher 

der Luftverschmut-

zung
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Werbungskostenabzuges mit einbezieht, sogar zu 

einer Mehrbelastung gegenüber der Regelbesteu-

erung führen. Die Befreiung war wegen des Wer-

bungskostencharakters noch nicht einmal eine 

echte Subvention, sondern vor allem eine Steuer-

vereinfachung. Deren Streichung erhöhte deshalb 

auch kaum das Steueraufkommen. Die Befreiung 

war eine klare Botschaft für nachhaltig handelnde 

Unternehmen, umweltschonendes Verhalten ihrer 

Belegschaften zu fördern.

Jobticketbefreiung wäre klare Botschaft
an die Pendler
Steuersparen gehört in Deutschland zum Volkssport 

und ist ein nicht zu unterschätzender Anreiz. Den 

maximalen Einfl uss auf die Verkehrsmittelwahl er-

zielt man, wenn sich dem Bürger die Vorteilhaftig-

keit unmittelbar erschließt, ohne zuvor einen Steu-

erberater zu konsultieren. Bei den geltenden Regeln 

(Tabelle) ist das nicht immer gewährleistet. Durch 

eine Jobticketbefreiung, verbunden mit der Halbie-

rung der Entfernungspauschale, würde der Steuer-

vorteil für Bus- und Bahnpendler im Vergleich zur 

klimaschädlichen Pkw-Nutzung evident. Arbeitge-

berunterstützte Angebote würden gestaltungssicher 

und kostengünstiger. Der BFH hat die Zulässigkeit 

verkehrs- und umweltpolitischer Diff erenzierun-

gen beim Kostenabzug, die nicht der bloßen Haus-

haltskonsolidierung dienen, bestätigt (VI R 17/07). 

Das Steuerrecht kann dazu beitragen, den ökolo-

gischen Fußabdruck der Menschen zu reduzieren, 

ohne den fi skalischen Hauptzweck aus den Au-

gen zu verlieren. Die Pendlerbesteuerung ist nur ein 

Beispiel (vgl. Jahresbericht 2011/2012, Seite 16 f.). 

Das Lenkungspotenzial des Steuerrechts als fl an-

kierendes Instrument zur Klimaschutzstrategie 

muss endlich stärker Eingang in die politische 

Debatte fi nden.

Dipl.-Kfm. Ralf Stollberg
Fachbereichsleiter Steuern
t 0221 57979-112

stollberg@vdv.de

Die Besteuerung von Jobtickets (vereinfachte Darstellung)

Sozial-
abgaben

Regelbesteuerung 

§§ 8 Abs. 2 S. 1, 9 Abs. 1 

Nr. 4, Abs. 2 S. 22)  EStG 

AnmerkungenSteuersatzRechtsgrundlagen

14 – 45 % Ja 3) 

Werbungs-
kostenabzug 1)

Pauschalsteuer 
§ 40 Abs. 2 S. 2 EStG

Freigrenze 
§ 8 Abs. 2 Satz 9 EStG

Jobticketbefreiung 

§ 3 Nr. 34 EStG 2003

15 % 5)

0 % 7)

0 %

Nein 6)

Nein 6)

Nein 6)

Ja 

Nein

Nein

Nein

Steuerentlastung tritt nur ein, 

soweit der Arbeitnehmerpausch-

betrag  4) überschritten ist

Nur für zusätzliche Zuschüsse 

zum ohnehin geschuldeten 

Arbeitslohn

Freigrenze 44 Euro 8) inkl. 

sonstiger Vorteile, Steuerfalle 

Überschreitung 7), weitere Be-

dingung: monatlicher Zufluss, 

Senkung der Freigrenze wird 

diskutiert

Abschaffung zum 31.12.2003 

VDV-Forderung: 
Wiedereinführung

1)In Höhe der steuerfreien Zuschüsse bzw. Sachbezüge können nicht zusätzlich Werbungskosten für Fahrten zur regelmäßigen Arbeitsstätte 

(ab 2013: „ersten Tätigkeitsstätte“) abgesetzt werden. Bei Anwendung der Entfernungspauschale ist diese um die steuerfreien Bezüge zu 

kürzen. Der eigene, nicht bezuschusste Aufwand kann hingegen angesetzt werden (Entfernungspauschale bzw. höhere tatsächliche Ticket-

kosten abzüglich steuerfreier Zuschüsse). | 2) Grundsätzlich sind sämtliche Aufwendungen für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 

durch die Entfernungspauschale abgegolten. Bei Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel können auch höhere, tatsächliche Aufwendungen 

als Werbungskosten angesetzt werden. | 3) Bis zu den sozialversicherungsrechtlichen Beitragsbemessungsgrenzen. | 4) Arbeitnehmerpausch- 

betrag  = 1 000 Euro jährlich (seit VZ 2011) gemäß § 9a S. 1 Nr. 1a EStG (Vorschlag für ein StVereinfG 2013 zur Anhebung auf 1 130 Euro wird 

diskutiert). | 5) Regelhaft vom Arbeitgeber zu tragen, Übernahme durch Arbeitnehmer möglich. | 6) Anlage 1 zu § 14 Abs. 1 SGB IV (bis 

31.12.2006 Arbeitsentgeltverordnung). | 7) Bei Überschreitung der Freigrenze gilt der individuelle Steuersatz für sämtliche Sachbezüge sowie 

Sozialversicherungspflicht. | 8) Der Sachbezugswert kann mit 96 % des Endpreises gemäß R 8.1 Abs. 2 S. 9 LStR bewertet werden. Die effektive 

Freigrenze erhöht sich dadurch auf 45,83 Euro (vgl. H 8.1. (1–4) LStR, Stichwort Jobticket).
© VDV
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Multimodale Mobilitätsangebote ergänzen den ÖPNV

An vielen Stellen in Deutschland gibt es neue Carsharing-Angebote, innovative Fahrrad-

verleihsysteme und dynamische Mitfahrvermittlungen. Für die Mitglieder im VDV stellte 

sich die Frage: Freund oder Feind. Ein neues VDV-Positionspapier gibt die Antwort: Der 

ÖPNV positioniert sich als Rückgrat und Motor eines modernen Mobilitätsverbundes.

Insbesondere unter jungen Menschen ist eine prag-

matischere Haltung zum Auto und eine multimodale 

Verkehrsmittelwahl festzustellen. Je nach Situation 

wird aus dem vielfältiger gewordenen Angebot das 

passende Verkehrsmittel gewählt. Die Basis bietet 

der ÖPNV, der seinerseits mit Mobilitätsplattformen 

und multimodalen Kooperationen seinen Markt er-

weitern kann. Für diese Generation gilt: Sie geht nicht 

ins Internet — sie ist im Internet. Die Smartphones er-

möglichen und erleichtern die Nutzung dieser neuen 

Mobilitätsdienstleistungen, indem sie unterwegs die 

Standorte von Carsharing-Autos, Fahrrädern, Mit-

nehmern und Verbindungen mit dem ÖPNV anzeigen.

Überlagert wird diese Entwicklung durch die För-

derprogramme zur Elektromobilität. Bei den hohen 

Kosten und begrenzten Reichweiten der aktuellen 

Elektrofahrzeuge bieten sich Flotteneinsätze in In-

nenstädten als Nutzungsmuster an. Elektrofahrrä-

der hingegen können den Radius der komfortablen 

Erschließung um die Haltestellen auch in der Fläche 

erweitern.

Alle neuen Verkehrsdienstleistungen wie Carsha-

ring, Bikesharing, aber auch dynamische Mitfahr-

systeme können nur „im Windschatten“ eines guten 

öff entlichen Verkehrs erfolgreich sein. Busse und 

Bahnen bilden also das Primärsystem, an dessen

Basis die neuen Angebote anknüpfen.

Für die Kommunikation in Richtung Politik gilt da-

her: Wer die Multimodalität fördern will, braucht als 

Basis einen guten ÖPNV! Darüber hinaus sind die 

Rahmenbedingungen zu fördern und kontraproduk-

tive Maßnahmen wie z. B. die Freigabe von Busspu-

ren zu unterlassen.

Durch die Vernetzung des ÖPNV mit weiteren Ver-

kehrsmitteln und Mobilitätsdienstleistungen ent-

steht ein umfassender „Mobilitätsverbund“. Ein

Ticket für alles, aufeinander abgestimmte Angebo-

te, umfassende Information — der „Verkehrsverbund 

2.0“ bietet das alles nicht „nur für den ÖPNV“, son-

dern für „die ganze Welt der Mobilität“. Die Zusam-

menführung verschiedener Mobilitätsdienstleis-

tungen unter dem Dach des ÖPNV nützt in hohem 

Maße sowohl dem Kunden als auch der Allgemein-

heit.

Die positiven Eff ekte von multimodalen Angeboten 

für den ÖPNV sind:

 — Kundenbindung und Kundengewinnung für das 

ÖPNV-Kerngeschäft, d. h. Erhöhung und stärkere 

Bindung von Fahrkartenumsätzen. Diese ergeben 

sich aus den positiven Eff ekten der Angebote auf 

das Mobilitätsverhalten der Kunden. 

 — Imagenutzen sowie Imagetransfer von den neuen, 

innovativen Angeboten, Stärkung der Marke

 — Erträge aus dem Betrieb bzw. der Vermittlung

ergänzender Dienstleistungen

 — Erträge aus dem Betrieb einer Vermarktungs-

plattform 

 — Stärkung der Marktposition

Für die Rolle eines führenden Akteurs und „Re-

gisseurs“ der Vernetzung bringt der ÖPNV sowohl 

durch die Unternehmen als auch durch die Ver-

bundorganisationen sehr gute Voraussetzungen 

mit, da er über eine breite Kundenbasis verfügt und 

als Anbieter „vor Ort“ mit vielen Akteuren sowie mit 

Politik und Verwaltung vernetzt ist.

Aus Kundensicht genießt der ÖPNV eine hohe Be-

kanntheit sowie großes Vertrauen. Deshalb be-

steht die Chance zur Erweiterung der angebotenen 

Dienstleistungspalette mit der ÖPNV-Zeitkarte auf 

Basis des (((eTickets Deutschland als Zugangsmedi-

um für die Dienstleistungen des Mobilitätsverbun-

des. Der VDV wird sich gegenüber der Politik wei-

terhin für diese aktive Rolle des ÖPNV einsetzen und 

seine Mitglieder z. B. durch einen Austausch von 

Good-Practice-Beispielen unterstützen.

Dr.-Ing. Dipl.-Kfm. Till Ackermann
Fachbereichsleiter Volkswirtschaft
Marketing, Tarif und Vertrieb
t 0221 57979-110

ackermann@vdv.de

Wirtschaft und Recht: Marketing im ÖPNV
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Beförderungsbedingungen:
Konsolidierung bei den Fahrgastrechten — Diskussion um 
Fahrgastpfl ichten

Das Jahr 2012 stand bei der Gesetzgebung zu den Fahrgastrechten im Zeichen der nationalen 

Durchführungsgesetze zu neuen europäischen Vorgaben. Die öff entliche Diskussion drehte 

sich dabei stärker um die Fahrgastpfl ichten, wie z. B. ein Alkoholkonsumverbot in Fahrzeugen 

und die Anpassung des Erhöhten Beförderungsentgelts. Die Aktivitäten werden 2013 ihre 

Umsetzung erfahren.

Die Diskussion um Fahrgastrechte kam in den 

letzten Jahren im Zuge der politischen Diskussion 

um Verbraucherrechte verstärkt auf. Obgleich 

die europäischen Verordnungen im Fahrgastrech-

tebereich die deutsche Rechtslage unmittelbar 

bestimmen, sind Adaptionen im deutschen Recht 

notwendig. 

EU-Fahrgastrechteverordnungen und
Durchführungsgesetze komplettiert
Das Politikfeld der Fahrgastrechte hatte die Euro-

päische Union bereits sehr früh als Regelungsfeld 

erkannt und zunächst im Luftverkehrsbereich mit 

der Verordnung (EWG) Nr. 295/91 geregelt. Nach 

einer Novellierung der Luftverkehrsverordnung 

wurde mit der Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 

eine Regelung für den Eisenbahnverkehr getrof-

fen. Es folgte im Jahr 2010 mit der Verordnung (EU) 

Nr. 1177/2010 eine Regelung im Bereich der See- 

und Binnenschiff sverkehre, bevor mit der Verord-

nung (EU) Nr. 181/2011 auch der Busbereich ei-

nen entsprechenden Rechtsrahmen erhielt. Diesen 

Verordnungen folgten im deutschen Recht Durch-

führungsgesetze. Im Jahr 2012 wurde daher das 

Durchführungsgesetz zu den See- und Binnen-

schiff sverkehren verabschiedet und das Durch-

führungsgesetz zu den Busfahrgastrechten auf den 

Weg gebracht. Bereits jetzt ist festzustellen, dass 

der VDV für den Busverkehr einiges erreicht hat. 

So ist es dem Verband gelungen, die Politik da-

von zu überzeugen, die Schulungspfl ichten in die 

vorhandenen Schulungszyklen einbinden zu dür-

fen und nicht „über Nacht“ einführen zu müssen. 

Gleichfalls konnte erreicht werden, dass die euro-

päischen Regelungen nicht weiter ausgedehnt 

wurden, obgleich entsprechende Initiativen be-

standen. Auch die Festlegung, dass Beschwerden 

nach Artikel 27 der Verordnung (EU) 181/2011 

in einem ersten Schritt an den Beförderer zu rich-

ten sind und nicht unmittelbar die Durchsetzungs-

stelle eingeschaltet werden kann, ist auf VDV-

Initiative zurückzuführen. Diese Erfolge waren 

nur möglich, weil der VDV mit entsprechendem 

Sachverstand in der zuständigen Arbeitsgruppe 

des Bundesverkehrsministeriums vertreten war 

und dort mit seinen Argumenten überzeugen 

konnte. 

Fahrgastpfl ichten rücken stärker ins Blickfeld
Neben der Diskussion um Fahrgastrechte rückten 

aber auch wieder die Fahrgastpfl ichten in den Fo-

kus. So war das Jahr 2012 einerseits geprägt von 

der notwendigen Anpassung des Erhöhten Beför-

derungsentgelts (EBE) an die Preis- und Kosten-

entwicklung, andererseits bestimmt durch Fragen 

der Sicherheit — einschließlich des Sicherheits-

empfi ndens. 

Ausblick
Eine wichtige Aufgabe des Verbandes wird auf eu-

ropäischer Ebene insbesondere darin bestehen, 

bei der zu erwartenden Harmonisierung der Fahr-

gastrechte die spezifi schen Belange von Bus- und 

Bahnverkehren deutlich zu machen. Im nationalen 

Bereich wird der VDV weiterhin auf einen Gleich-

klang mit europäischen Regelungen achten und die 

sinnvolle und angemessene Abwägung der Argu-

mente unterstützen. Des Weiteren wird es auch 

2013 Aufgabe des Verbandes sein, in Seminaren 

von VDV-Akademie und beka die Mitgliedsunter-

nehmen über die Handlungserfordernisse zu infor-

mieren sowie im Rahmen der Möglichkeiten den 

Mitgliedern seine Unterstützung zu gewähren. 

Rechtsanwalt Dr. Thomas Hilpert
Fachbereichsleiter ÖPNV-Finanzierung
und Beförderungsbedingungen
t 0221 57979-158

hilpert@vdv.de
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Praxisleitfaden des VDV zum neuen PBefG

Anfang des Jahres ist das novellierte Personenbeförderungsgesetz (PBefG) in Kraft getreten. 

Es war im Herbst 2012 in einem breiten parteiübergreifenden Kompromiss beschlossen 

worden. Nach der politischen Diskussion steht nunmehr die praktische Anwendung im 

Vordergrund. Als Serviceleistung für seine Mitglieder und auch als frühzeitigen Impuls für 

Aufgabenträger und Genehmigungsbehörden hat der VDV im Dezember 2012 die 

VDV-Mitteilung 9056 „Praxisleitfaden zum PBefG 2013“ veröff entlicht. 

Nach einer kurzen Einführung erläutert die Mittei-

lung die vier Begriff e, die für das novellierte PBefG 

und dessen Zusammenspiel mit der Verordnung 

(EG) Nr. 1370/2007 von zentraler Bedeutung sind: 

 — Öff entlicher Dienstleistungsauftrag

 — Neue Defi nition der Eigenwirtschaftlichkeit

 — Ausschließliches Recht

 — Zuständige Behörde

Im Mittelpunkt steht dabei das Ziel einer rechtssi-

cheren und praxisgerechten Anwendung der deut-

schen und der europäischen Regelungen. 

Typische Praxisfälle 
Am Beispiel von vier typischen Fallkonstellatio-

nen wird in der Mitteilung anschließend jeweils der 

Ablauf des Genehmigungs- bzw. Vergabeverfah-

rens dargestellt.

 

 — Erteilung einer Genehmigung für eigenwirt-

schaftliche Verkehrsleistungen: Hier stellt das 

PBefG erstmals feste Fristen auf und es wird die 

Möglichkeit geschaff en, Antragsbestandteile

verbindlich zuzusichern. 

 — Wettbewerbliches Vergabeverfahren durch den 

Aufgabenträger und anschließende Genehmi-

gungserteilung: Der Vorrang eigenwirtschaftli-

cher Verkehre im Rahmen der vom Aufgabenträ-

ger vorab bekannt gemachten Anforderungen und 

die neu in das PBefG aufgenommenen Regelungen 

zum wettbewerblichen Vergabeverfahren stehen 

hier im Vordergrund der Erläuterungen.

 — Direktvergabe durch den Aufgabenträger und

anschließende Genehmigungserteilung: Das neue 

PBefG lässt ausdrücklich die Direktvergabe z.B. 

an das Unternehmen des Aufgabenträgers als in-

ternen Betreiber zu, soweit nicht der Vorrang ei-

genwirtschaftlicher Verkehre durch einen eigen-

wirtschaftlichen Genehmigungsantrag eingreift. 

 — Wiedererteilung von Genehmigungen während 

der Laufzeit eines öff entlichen Dienstleistungs–

auftrags: Diese Frage ist sehr praxisrelevant, weil 

bislang oft die Laufzeiten der Liniengenehmigun-

gen und der Betrauungen, Verkehrsverträge o. Ä. 

nicht gleichlaufend waren. 

Zu den Fallkonstellationen ist jeweils eine tabellari-

sche Übersicht zum Ablauf angefügt. 

Wichtige Einzelfragen 
Im letzten Teil der Mitteilung werden weitere 

wichtige Neuerungen erläutert, etwa zum Nahver-

kehrsplan und zur Barrierefreiheit. Beschrieben 

werden außerdem u. a. die geänderten Laufzeiten 

der Genehmigungen und der einstweiligen Erlaub-

nisse sowie die Übergangsregelungen. Auch die 

wegen aktueller Gerichtsentscheidungen kurz vor 

Schluss in die Novelle eingefügte Öff nungsklausel 

für fl exible Bedienweisen wie Anruf-Sammel-Taxi 

(AST) oder Rufbus usw., die genehmigungsrechtli-

che Zweifelsfragen elegant gelöst hat, wird darge-

stellt. 

Aus der praktischen Anwendung werden sicherlich 

weitere Fragen zum neuen PBefG entstehen. Ent-

scheidungen von Gerichten oder Vergabekammern 

werden den rechtlichen Rahmen konkretisieren. 

Der VDV wird seinen Mitgliedern auch weiterhin in 

Mitteilungen, Rundschreiben und Fachinformati-

onen aktuelle Orientierung für die Unternehmens–

praxis bieten. 

Rechtsanwalt Martin Schäfer
Fachbereichsleiter Personenbeförderungsrecht und
Recht der öff entlichen Verkehrswirtschaft
t 0221 57979-152

schaefer@vdv.de

Wirtschaft und Recht: Personenbeförderungsrecht
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Erfolgsstory City-Ticket: 
Der VDV als integrativer Faktor im ÖPNV

Bereits seit 2003 kooperieren Unternehmen des Stadtverkehrs mit VDV und der Deutschen 

Bahn AG im Rahmen des Angebotes City-Ticket. Es stellt sicher, dass Fahrgäste des Fern-

verkehrs mit der erworbenen Fahrtberechtigung auch im Nahverkehr an- und abreisen 

können. Die Fahrgastzahlen stiegen in den letzten Jahren kontinuierlich, zuletzt wurden etwa 

zehn Millionen City-Tickets an Fahrgäste ausgegeben. Heute sind 120 Städte in die Regelun-

gen einbezogen. Die Deutsche Bahn, kommunale Verkehrsunternehmen und Verbünde 

weiteten das Angebot für alle BahnCard-Inhaber ab dem 9. Dezember 2012 deutlich aus.

Bisher galt das Ticket nur am Zielort einer Reise 

von mehr als 100 Kilometern bei Nutzung einer 

BahnCard 25 oder 50. Die BahnCard 100 allerdings 

galt bereits in der Vergangenheit in allen City-

Ticket-Geltungsbereichen der City-Kooperation 

auch im Verlauf der Bahnreise. Im Sommer 2012 

wurden auf Initiative der DB Fernverkehr AG Ver-

handlungen zwischen den Partnern aufgenommen, 

um diese Regelung auszubauen. Unter der Beglei-

tung des VDV konnten in den engen Grenzen des 

vertraglich vereinbarten Einstimmigkeitsprinzips 

Bedingungen ausgehandelt werden, die von allen 

Partnern akzeptiert wurden. Seit dem 9. Dezember 

2012 gilt das City-Ticket jetzt auch für die Bahn-

Card 25 und 50 am Startort einer Reise im DB-

Fernverkehr ab einer Distanz von 100 Kilometern.

Der Fahrgast steht im Mittelpunkt
Der Ausbau der Anschlusstarifi erung hilft dem 

Fahrgast. Denn er kann mit nur einem Verkaufs-

vorgang und einem Ticket vom Start bis zum End-

ziel reisen und muss sich um keine weiteren Tarif-

details kümmern. Die VDV-Kooperation senkt die 

Zutrittsbarrieren und stellt die Fahrgastbedürfnisse 

in den Mittelpunkt. Auch deshalb lassen sich immer 

mehr Menschen überzeugen, mit dem ÖPNV zum 

Fernzug zu reisen und den eigenen Pkw stehen zu 

lassen. Auch der Umwelt- und Verbraucherverband 

Verkehrsclub Deutschland (VCD) sieht die Ent-

wicklung beim City-Ticket und bei der BahnCard 

auf dem richtigen Weg.

Weiter so – das Angebot weiter vervollständigen 
Nach den Jahren des Erfolgs ist das City-Ticket 

gleichwohl schon ein wenig „in die Jahre gekommen“. 

Moderne Vertriebswege und Fahrausweismedien 

wie Handytickets oder Touch&Travel werden noch 

nicht mit City-Option ausgegeben. Deshalb sind be-

reits Schritte geplant, diese Einschränkungen aufzu-

heben. Die DB Fernverkehr AG treibt hier gemeinsam 

mit der DB Vertrieb GmbH Lösungen voran, um den 

Kunden auch über diese neuen Medien eine Nutzung 

des City-Tickets zu ermöglichen. Auch hier möchte 

der VDV seiner Rolle als Integrator gerecht werden. 

Begleitet von den Gremien werden zukunftsgerich-

tete Lösungen mit den Vertragspartnern erarbeitet 

und hoff entlich schnellstmöglich umgesetzt.

Beim City-Ticket-Angebot ist der VDV, wie in

anderen VDV-Kooperationen auch, koordinierend 

tätig. Ohne in die Autonomie der Verkehrsunter-

nehmen und Verbundorganisationen einzugrei-

fen, fördert der Verband so die Integration der Ver-

kehrsmittel — gleich, ob es sich um Fernzüge oder 

Flugzeuge handelt. Ein Beispiel, das künftig eventu-

ell auch mit Fernbussen Schule machen könnte.

Dipl.-Volksw. Nils Laschinsky
Fachbereichsleiter für Verbundfragen und Statistik
t 0221 57979-149

laschinsky@vdv.de
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Säuerlicher Wein in alten Schläuchen — 
Die Reform des EU-Vergaberechts

Das von der Kommission vorgelegte Legislativpaket zur Neuregelung des EU-Vergaberechts 

hat die ersten Hürden genommen und wird 2013 in Parlament und Rat verhandelt. Eine 

umfassende Reform der Regeln für die Vergabe von Bau-, Liefer- und Dienstleistungen steht 

bevor. Neben der Reform bekannten Rechts soll mit einer Richtlinie über die Vergabe von 

Konzessionen das EU-Vergaberecht ausgeweitet werden. Konzessionen müssten fortan nach 

bestimmten Verfahren ausgeschrieben werden. Für die Vergabe von Dienstleistungskonzes-

sionen im Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 (VO 1370) gilt jedoch eine 

Bereichsausnahme. Die Vergabe dieser Konzessionen soll weiterhin nach den Regeln der

VO 1370 erfolgen.

Über die von der Kommission eingebrachten Richt-

linienvorschläge wird in einem mehrstufi gen Ver-

fahren zwischen Ministerrat und Parlament unter 

Beteiligung der Kommission befunden. Die Reform 

des EU-Vergaberechts in diesem Gesetzgebungs-

verfahren hat im Jahr 2012 die ersten Hürden ge-

nommen, indem die beteiligten Institutionen ih-

re Standpunkte und Änderungswünsche im so-

genannten Trilog-Verfahren ausgetauscht haben. 

2013 wird dieser Prozess fortgesetzt und höchst-

wahrscheinlich zum Abschluss gebracht, indem 

die Richtlinien verabschiedet werden. Der VDV hat 

seine Position auch in Abstimmung mit anderen 

Verbänden deutlich machen können. 

Das neue Recht über die Konzessionsvergabe
Neben dem Vorschlag zur Novellierung der beste-

henden Regeln des EU-Vergaberechts hat die Kom-

mission mit einem neuen Richtlinienentwurf zur 

Vergabe von Konzessionen eine neue Vorschrift auf 

den Weg gebracht. Aufgrund einer ausdrücklich in 

die Vorschrift aufgenommenen Bereichsausnah-

me gelten für die Vergabe von Dienstleistungskon-

zessionen von Verkehren i. S. d. VO 1370 nicht die 

neuen Vorschriften der Richtlinie, sondern nur die 

Vorschriften der VO 1370. 

Die Vorschriften des Richtlinienentwurfs hätten

jedoch mittelbar Auswirkungen auf den öff ent-

lichen Personenverkehr, da in dem Entwurf eine 

Defi nition des Begriff s der Dienstleistungskonzes-

sion vorgenommen wird. 

Überarbeitung des bestehenden Rechts 
Die Richtlinien 2004/17 und 2004/18/EG sollen

in ihren Grundgerüsten erhalten und die wesent-

lichen Begriff e sowie Verfahrensbezeichnungen 

sollen bestehen bleiben. Die Änderung und An-

passung bereits bestehender Verfahren und Vor-

schriften bildet dabei einen Kern der Reform. Neben 

neuen Regeln für das Verfahren (z. B. zur elektroni-

schen Vergabe) fi nden sich in den Richtlinien auch 

erstmals Regeln zur Inhouse-Vergabe. Für den öf-

fentlichen Personenverkehr im Sinne der VO 1370 

stehen damit einerseits die Regeln der VO 1370 zur 

Beauftragung interner Betreiber und andererseits 

die neuen Inhouse-Regeln der Richtlinien zur Ver-

fügung. Die zuständigen Stellen werden so auf Ba-

sis der europäischen Regeln in jedem Fall die Option 

haben, eigene Stellen mit Verkehrsleistungen zu be-

trauen. Dies wird voraussichtlich unabhängig vom 

Verhältnis der Vorschriften zueinander gelten und 

unabhängig von der Frage, ob eine Dienstleistungs-

konzession oder ein Dienstleistungsauftrag vorliegt.

 

Grundlegend neu oder nur weiter aufgeladen?
Mit der Reform wird nur insoweit grundlegend 

Neues eingeführt, indem die eigentlich gut funktio-

nierende Praxis der Konzessionsvergabe im Bereich 

der Daseinsvorsorge nun uneingeschränkt für den 

Markt geöff net wird. Im Übrigen wurde nur alter 

Wein in alte Schläuche gefüllt, der zudem eine säu-

erliche Note hat. Die Vorschläge enthalten neben 

einigen sinnvollen Änderungen leider auch Aus-

weitungen, die die Anwendung der Regeln weiter 

verkomplizieren werden. Vor allem die Aufl adung 

der Verfahren mit sogenannten „vergabefremden“ 

Aspekten lässt befürchten, dass der Verwaltungs-

aufwand anschwellen wird. Hier gilt es, darauf zu 

achten, dass insbesondere bei der folgenden Umset-

zung ins deutsche Recht nützliche Regeln auch tat-

sächlich ins deutsche Recht transformiert und die 

verbleibenden Spielräume für eine eff ektive Gestal-

tung genutzt werden.

Ass. jur. Stefan Bahrenberg
Fachbereichsleiter
Vergabe-, Kartell- und Wettbewerbsrecht
t 0221 57979-143

bahrenberg@vdv.de

Wirtschaft und Recht: Vergaberecht
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Aus eins mach zwei — Der neugeordnete Verkehrsfachwirt

Der geprüfte Verkehrsfachwirt (IHK) ist seit über 20 Jahren eine der wichtigsten Aufstiegs-

fortbildungen für Beschäftigte des öff entlichen Personen- und Schienengüterverkehrs. In 

den vergangenen drei Jahren ist das Berufsbild von Grund auf entschlackt und modernisiert 

worden. Der VDV hat in seiner Sachverständigenfunktion im Bildungsbereich dabei ent-

scheidend mitgewirkt.

Die verkehrsspezifi sche Aufstiegsfortbildung
Für die Verkehrsbranche existieren zwei gehaltvol-

le berufl iche Weiterbildungen: der technisch orien-

tierte Kraftverkehrsmeister und der kaufmännisch 

serviceorientierte Verkehrsfachwirt — beide mit Ab-

schlüssen vor der Industrie- und Handelskammer 

(IHK). Während der Kraftverkehrsmeister eine große 

Rolle im Güterkraftverkehr (speziell im Aufgabenge-

biet der Fahrzeugdisposition und des Fuhrparkma-

nagements) spielt, hat sich der Verkehrsfachwirt mit 

seinen beiden Schwerpunkten Personenverkehr und 

Güterverkehr auch und insbesondere in den Unter-

nehmen des VDV durchgesetzt.

Diese berufl iche Weiterbildung bietet den Beschäf-

tigten, die einen betrieblichen, planenden und steu-

ernden Aufgabenhintergrund mitbringen, eine gute 

Möglichkeit, sich für Führungs- und Fachfunktionen 

in den Unternehmen zu qualifi zieren. Typische Ein-

satzfelder von Verkehrsfachwirten liegen in der Be-

triebsleitung, in der Personal- und Fahrzeugdisposi-

tion, im Strecken- und Leitstellenmanagement und in 

der Betriebshofl eitung. Die Ausbildung ist überwie-

gend berufsbegleitend organisiert, umfasst ca. 600 

Unterrichtsstunden und endet mit der IHK-Prüfung. 

Im Deutschen Qualifi kationsrahmen (DQR) ist der 

Abschluss in seiner Wertigkeit gleichgesetzt mit ei-

nem (inhaltlich entsprechenden) Bachelorabschluss.

Neue Fachwirte für neue betriebliche Anforderungen
Gab es bisher einen Verkehrsfachwirt, der sich nach 

der gemeinsamen Grundlagenbildung in Personen-

verkehr einerseits und Güterverkehr andererseits 

diff erenzierte, stehen ab 2013 zwei Fachwirte auf 

der Qualifi kationsagenda — der Fachwirt für Per-

sonenverkehr und Mobilität sowie der Fachwirt für 

Güterverkehr und Logistik. Geschuldet ist dies neu-

en und komplexeren Anforderungen des jeweiligen 

Berufsbildes.

Geschäftsprozessorientierung statt
Monolith-Struktur
Während der bisherige Verkehrsfachwirt in sei-

nen Curricula und in den Prüfungen eine themen-

zentrierte Lern- und Arbeitsstruktur aufwies, sind 

die beiden neuen Fachwirtausbildungen geschäfts-

prozessbezogen aufgebaut; sie bilden damit die reale 

Berufs- und Aufgabenwelt in den Unternehmen viel 

besser ab.

Die beschlossenen Verordnungen sehen drei Hand-

lungsbereiche vor:

 — Konzipieren und Vermarkten von Mobilitäts-

dienstleistungen, Erstellen von Güterverkehrs- 

und Logistikdienstleistungen

 — Leistungserstellung und Auftragsabwicklung im 

Personenverkehr, Entwickeln und Vermarkten 

von Güterverkehrs- und Logistikdienstleistungen

 — Kommunikation, Führung und Zusammenarbeit 

(gilt für beide Fachwirte)

Zwischenprüfungen gibt es nicht mehr. Am Ende der 

Weiterbildung werden eine zehnstündige schriftli-

che Abschlussprüfung sowie ein mündliches Fach-

gespräch durchgeführt. Die Zulassungsvorausset-

zungen zur Prüfung sind „liberalisiert“, der infrage 

kommende Personenkreis ist erweitert worden; die 

heute noch vorhandenen Probleme, z. B. eine Fach-

kraft im Fachbetrieb zuzulassen, sind nun ausge-

räumt.

Erste Weiterbildungen zum Fachwirt ab 2014
Die Fortbildungsordnungen für beide Fachwir-

te sind vom Bundesministerium für Bildung und 

Forschung verordnet worden. Gegenwärtig werden 

beim Deutschen Industrie- und Handelskammer-

tag (DIHK) die Rahmenpläne erstellt; hier arbeiten 

der VDV sowie Vertreter von Mitgliedsunternehmen 

in beiden Sachverständigenkommissionen mit. Im 

Herbst 2013 beginnt die VDV-Akademie mit der Er-

arbeitung der Curricula für beide Fachwirte, um die-

se dann ab Mitte 2014 in Zusammenarbeit mit ande-

ren Bildungseinrichtungen anbieten zu können. 

Dipl.-Pol. Michael Weber-Wernz
Fachbereichsleiter Bildung und
Geschäftsführer VDV-Akademie
t 0221 57979-171

weber-wernz@vdv.de
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Verkehrsunternehmen fahren auf Verschleiß

Jahr für Jahr befördern die Verkehrsunternehmen immer mehr Fahrgäste. Dies soll künftig 

noch barrierefreier, umweltfreundlicher und leiser geschehen. Das kostet. Dabei fahren viele 

Unternehmen heute schon auf überalterten Anlagen. Es fehlt das Geld für Erhalt und 

Erneuerung.

Die künftige Leistungsfähigkeit des öff entlichen 

Personennahverkehrs hängt in hohem Maße von der 

Leistungsfähigkeit der eingesetzten Investitionsgü-

ter ab. Wie sieht es aus mit den Gleisanlagen, techni-

schen Anlagen, Fahrzeugen und Gebäuden? Eine für 

das Berichtsjahr 2011 durchgeführte Erhebung des 

Sachanlagevermögens gibt Auskunft. 

Wert und Struktur des Anlagevermögens
Die Mitgliedsunternehmen des VDV mit Bus- und 

Tramverkehr nutzten im Jahr 2011 ein Sachanlage-

vermögen, das mit historischen Anschaff ungs- und 

Herstellungskosten von 43,4 Milliarden Euro (hoch-

gerechnet) in den Jahresabschlüssen ausgewiesen 

wurde. Ein Anteil von 36,2 Milliarden Euro wur-

de von den Unternehmen selbst fi nanziert. Hinzu-

zurechnen ist die Kofi nanzierung der öff entlichen 

Hände. In der VDV-Erhebung wurden Investiti-

onszuschüsse von 7,2 Milliarden Euro gemeldet. Die 

tatsächlich erhaltenen Zuschüsse werden deutlich 

über diesem Betrag liegen. Die Unternehmen haben 

im Jahr der Anschaff ung eines Vermögensgegen-

standes ein Bilanzierungswahlrecht bezüglich der 

Investitionszuschüsse. Zahlreiche Anschaff ungen 

liegen Jahrzehnte zurück, daher kann nur ein Teil der 

Unternehmen die Zuschüsse von damals heute noch 

beziff ern. 

Die Unternehmen nutzen neben ihrem eigenen An-

lagevermögen auch Anlagegüter der Kommunen, 

wie z.B. Tunnelanlagen. Das genutzte Anlagevermö-

gen der Kommunen wurde nicht erhoben. Die Daten 

beziehen sich hier auf Vermögensgegenstände, die 

im Anlagevermögen der Unternehmen ausgewiesen 

wurden. 

Der größte Anteil der historischen Anschaff ungs- 

und Herstellungskosten entfi el mit gut 27 Prozent auf 

die Vermögensposition Gleisanlagen und Strecken-

ausrüstungen (Abb. 1). 25 Prozent der Investitions-

summe wurden in Schienenfahrzeuge, 23 Prozent in 

Grundstücke und Bauten investiert. Für Straßen-

fahrzeuge wurden 10 Prozent der Mittel ausgegeben. 

Anlagen und Fahrzeuge überaltert
Für die künftige Leistungsfähigkeit der Unterneh-

men ist das Alter der Anlagen von entscheidender 

Bedeutung. Der Modernitätsgrad einer Anlage gibt 

1 | Struktur des Anlagevermögens (historische Anschaffungs- und Herstellungskosten)

Grundstücke, Bauten u. Ä.

Gleisanlagen, Streckenausrüstung u. Ä.

Fahrzeuge Straße

Fahrzeuge Schiene

Maschinen und maschinelle Anlagen

Betriebs- und Geschäftsausstattung

Anzahlungen, Anlagen im Bau

23 %

27 %

10 %

25 %

4 % 7 %

4 %

43,4 Mrd.

© VDV

2 | Modernitätsgrad — ausgewählte Bereiche
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an, zu wie viel Prozent diese Anlagen noch nicht ab-

geschrieben wurden. 

Die VDV-Erhebung ermittelte für 2011 einen

durchschnittlichen Modernitätsgrad aller Anlagen 

von 48,4 Prozent (einschließlich Grundstücke). Bei

Vermögensgegenständen, die für die Leistungser-

stellung entscheidend sind, lässt sich allerdings

eine deutliche Überalterung erkennen. Gleisanlagen, 

Streckenausrüstungen sowie Straßenfahrzeuge

 wiesen einen Modernitätsgrad von 40,1 bzw. 39,9 

Prozent aus, d.h., etwa 60 Prozent wurden bereits

abgeschrieben (Abb. 2). Schienenfahrzeuge lagen

mit einem Modernitätsgrad von 42,2 Prozent nur 

knapp darüber. Das Schlusslicht bildeten mit einem 

Modernitätsgrad von 27,8 Prozent die Maschinen 

und maschinellen Anlagen. Wäre 2011 nicht so

kräftig investiert worden, sähen diese Zahlen noch 

besorgniserregender aus. 

Bruttoanlageinvestitionen 2011 
Die Bruttoanlageinvestitionen beliefen sich im Jahr 

2011 auf insgesamt 2,5 Milliarden Euro. Dabei lag 

der Zuschussanteil der öff entlichen Hände bei 542 

Millionen Euro (Abb. 3). Die Unternehmen brachten 

1,9 Milliarden Euro auf. Davon investierten sie 303 

Millionen Euro in Gleisanlagen und Streckenaus-

rüstungen, 308 Millionen Euro in Straßenfahrzeuge 

und 252 Millionen Euro in Schienenfahrzeuge.

Reichen diese Investitionen aus, um der Überalte-

rung entgegenzuwirken? Um den Investitionsrück-

stand aufzuholen, müssen die Zugänge zu den Ver-

mögensgegenständen langfristig über den Anlagen-

abgängen und der Abschreibung liegen. Aufschluss 

gibt hier die Wachstumsquote. Sie bildet das Ver-

hältnis von Nettoinvestition (Zugänge abzüg-

lich Abgänge) zu den Abschreibungen ab. Liegt die 

Wachstumsquote langfristig über eins, wird der 

Überalterung entgegengewirkt.

In Straßenfahrzeuge wurde 2011 zu wenig investiert —

die Wachstumsquote lag bei 0,9 (Abb. 4), die Über-

alterung dieser Vermögensposition hat sich 2011 

verschärft. In andere wichtige Bereiche wurde mehr 

investiert. Bei Gleisanlagen, Schienenfahrzeugen 

und maschinellen Anlagen lag die Wachstumsquo-

te deutlich über eins. Das Anlagevermögen nahm zu. 

Dennoch zeigten diese Positionen am Ende des Jah-

res 2011 einen Modernitätsgrad zwischen 27,8 und 

42,2 Prozent (Abb. 2). Der Investitionsstau der letz-

ten Jahre ist zu groß. 

Besonders beunruhigend
Besonders beunruhigend stellt sich die Lage auch 

bei den reinen Busunternehmen dar. Durchschnitt-

lich war hier ein Modernitätsgrad von 36,7 Prozent 

festzustellen. Fahrzeuge und Anlagen sind deutlich 

überaltert. Notwendige Ersatzinvestitionen können 

vielerorts nicht geleistet werden. Erhöhter Instand-

haltungsaufwand und abnehmende Attraktivität des 

Angebots sind die Folgen.

Dipl.-Kff . Marga Weiß
Fachbereichsleiterin Finanz- und Rechnungswesen,
Verkehrsbetriebswirtschaft
t 0221 57979-114

weiss@vdv.de
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Kostendeckungsgrad entwickelt sich positiv

Die Mitglieder des VDV mit ÖPNV konnten ihre wirtschaftliche Lage wie erwartet auch 2011 

stabilisieren und in weiten Teilen sogar verbessern. Der Kostendeckungsgrad wurde 

bundesweit durchschnittlich um 0,8 Prozentpunkte erhöht. Die Verkehrsunternehmen 

konnten mithilfe attraktiver Angebote und unternehmerischer Optimierungsstrategien die 

Wirkungen externer Faktoren wie demografi scher Wandel, Energiepreissteigerungen und 

Verringerung des Finanzierungsbeitrages der öff entlichen Hand weitgehend kompensieren.

Die deutsche Wirtschaft ist auch im Jahr 2011 deut-

lich gewachsen. Günstig für den ÖPNV-Markt 

wirkten gesamtwirtschaftliche Parameter wie z. B. 

die Zahl der Erwerbstätigen (plus 1,3 Prozent) oder 

das verfügbare Einkommen der privaten Haushal-

te (plus 3,3 Prozent). In diesem Kontext entwickelte 

sich die Nachfrage im ÖPNV positiv (Fahrgäste plus 

0,6 Prozent). Der anteilige Beitrag der öff entlichen 

Hand an der Finanzierung des ÖPNV war weiter 

rückläufi g, was Tarifanpassungen unumgänglich 

machte und zu Erlössteigerungen führte. 

Zur Beurteilung der wirtschaftlichen Entwicklung 

der VDV-Mitgliedsunternehmen werden jährlich 

die Ertrags- und Aufwandsdaten im ÖPNV in An-

lehnung an die Kriterien der handelsrechtlichen 

Gewinn-und Verlust-Rechnung erhoben. Um zum 

einen eine Darstellung des fi nanziellen Beitrags der 

öff entlichen Hand zu erhalten und zum anderen die 

wirtschaftliche Lage der Unternehmen zutreff end 

zu bilanzieren, werden die Erträge einer diff eren-

zierten Betrachtung unterzogen. Die Leistungen der 

öff entlichen Hand, die zur Abdeckung eines Defi -

zits beitragen, werden zu den sogenannten Erträgen 

mit Verlustausgleichscharakter zusammengefasst 

(Abb. 1) und von den Gesamterträgen abgezogen. Der 

verbleibende Betrag wird als Nettoertrag bezeich-

net. Der Kostendeckungsgrad, nach VDV-Defi nition 

das Verhältnis von Nettoertrag zu Gesamtaufwand, 

spiegelt somit den Grad der Aufwandsdeckung wi-

der, den die Unternehmen ohne Berücksichtigung 

der Erträge mit Verlustausgleichscharakter erreicht 

haben. Bundesweit wurden 2011 Erträge in Höhe 

von 12.040 Millionen Euro erwirtschaftet, dies war 

1,0 Prozent mehr als im Vorjahr. Die Aufwendun-

gen stiegen dazu unterproportional um 0,8 Prozent. 

Um 2,0 Prozent wurden die Erträge mit Verlustaus-

gleichscharakter reduziert. 1,9 Prozent mehr Netto-

ertrag ist die erfreuliche Konsequenz.

Fahrgeldeinnahmen weiter steigend
Die Fahrgeldeinnahmen konnten im Vergleich zum 

Vorjahr um 2,0 Prozent erhöht werden. Sie hat-

ten im Berichtsjahr einen Anteil von 50 Prozent an 

den Gesamterträgen (Abb. 2). Die Einnahmesurro-

gate (Ausgleichszahlungen im Ausbildungsverkehr 

und Erstattungszahlungen nach Schwerbehinder-

tenrecht) hatten unverändert einen Anteil von 8,2 

Prozent an den Gesamterträgen. Die Höhe der Er-

träge aus Verlustübernahme blieb im Vergleich zum 

Vorjahr konstant, ihr Anteil an den Gesamterträgen 

macht 13,3 Prozent aus. 

Materialaufwendungen durch Energiepreis-
entwicklung bestimmt
Für Material wurden im Vergleich zum Vorjahr 

3,0 Prozent mehr aufgewendet. Aufgrund gestiege-

ner Energiepreise mussten die ÖPNV-Mitglieds-

unternehmen im Vergleich zum Vorjahr 77 Millio-

nen Euro mehr für Dieseltreibstoff  ausgeben. Dies 

entspricht einer Zunahme von mehr als 13 Pro-

zent. Dabei gingen die Betriebsleistungen gemes-

sen in Fahrzeugkilometern zeitgleich um 1,9 Pro-

zent zurück. Die Materialaufwendungen — hierin 

sind auch die Aufwendungen für Auftragsverkehre 

enthalten — hatten einen Anteil von 41,1 Prozent an 

den Gesamtaufwendungen (Vorjahr: 40,2 Prozent).

Personalbestand und -aufwand stabil
Die Zahl der Beschäftigten im ÖPNV ist seit meh-

reren Jahren weitgehend stabil. Im Vergleich zum 

Vorjahr waren die Aufwendungen für Personal nur 

1 |  Erträge mit Verlustausgleichscharakter und Nettoertrag
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gering um 0,2 Prozent erhöht worden. Die Perso-

nalaufwendungen haben einen Anteil von 36,6 Pro-

zent an den Gesamtaufwendungen (Vorjahr: 36,9 

Prozent).

Entwicklung der letzten zehn Jahre
Die Strukturen der Aufwands- und der Ertragssei-

te haben sich in den vergangenen zehn Jahren zum 

Teil deutlich verändert. Größter Aufwandsposten 

im Jahr 2002 waren die Personalaufwendungen mit 

einem Anteil von 42,9 Prozent an den Gesamtauf-

wendungen; 2011 lag der Anteil nur noch bei 36,6 

Prozent. Unter anderem durch Restrukturierungen 

der Unternehmen und Optimierung im Arbeitsab-

lauf konnten der Personalbestand um rund 14 Pro-

zent (Abb. 3) und die Aufwendungen um 7,6 Prozent 

vermindert werden. Nach kontinuierlichem Rück-

gang des Personalbestandes am Anfang des letz-

ten Jahrzehnts unterliegen die Bestandszahlen seit 

2007 nur geringen Schwankungen. Der Anteil der 

Materialaufwendungen an den Gesamtaufwendun-

gen erhöhte sich in den letzten zehn Jahren von 32,4 

auf 41,1 Prozent. Durchschnittlich mussten 36,8 

Prozent mehr für Material aufgewendet werden. 

Diese Entwicklung ist nicht zuletzt auf Restruktu-

rierungsmaßnahmen der Unternehmen wie Out-

sourcing zurückzuführen. Besonderes Augenmerk 

sei hier aber auch auf die Energieaufwendungen 

gerichtet. Diese erhöhten sich im Betrachtungs-

zeitraum um rund 66 Prozent, wohingegen die Be-

triebsleistungen gemessen in Fahrzeugkilometern 

zeitgleich nur um etwa 10 Prozent erhöht wurden.

Die Kofi nanzierung durch die öff entlichen Hände

ist schon seit Jahren rückläufi g. In den letzten zehn

Jahren nahmen die Erträge mit Verlustausgleichs-

charakter um 4,4 Prozent (115 Millionen Euro) ab. 

Die Einnahmesurrogate (Ausgleichszahlungen im 

Ausbildungsverkehr und Erstattungszahlungen

gemäß Schwerbehindertengesetz) fi elen infolge

gesetzlicher Änderungen und aufgrund der demo-

grafi schen Entwicklung um mehr als 18 Prozent 

(219 Millionen Euro). Aufgrund gestiegener Fahr-

gastzahlen (plus 7,1 Prozent) und Tariferhöhungen 

konnten im gleichen Zeitraum 25,5 Prozent mehr 

Beförderungserträge eingenommen werden. Der 

Kostendeckungsgrad wurde deutlich um 9,9 Pro-

zent verbessert, der Fehlbetrag um 18 Prozent

reduziert.

Dipl.-Kff . Ursula Sieburg-Gräff 
Fachstellenleiterin Verkehrsbetriebswirtschaft
t 0221 57979-106

sieburg-graeff @vdv.de
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Diff erenzierte Trends im öff entlichen Personenverkehr — 
Konjunkturbedingte Rückgänge im Schienengüterverkehr

Besonders im schienengebundenen Personennahverkehr stieg die Nachfrage nach den Leis-

tungen der VDV-Unternehmen weiter an. Dies triff t vor allem auf die gut ausgebauten Ver-

kehrssysteme in Großstädten und nahe den Ballungszentren zu, die weiterhin an Attraktivität 

gewonnen haben. In ländlichen Räumen dagegen wirkten sich sinkende Schülerzahlen und 

rückläufi ge Gesamtbevölkerung mancherorts dämpfend aus. Dies gilt insbesondere für den 

Busverkehr. Nach zwei erfolgreichen Nachkrisenjahren 2010 und 2011 mussten die Unter-

nehmen mit Schienengüterverkehr 2012 wieder Rückgänge hinnehmen. Nach allgemein gutem 

Start zeichneten sich im Jahresverlauf gedämpfte Erwartungen in verschiedenen schienen-

aff inen Branchen ab. Diese Entwicklung blieb nicht ohne Folgen für die Transportunternehmen.

Gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen
Die Verkehrsentwicklung spielt sich naturgemäß 

in Abhängigkeit von gesellschaftlichen, demografi -

schen und vor allem gesamtwirtschaftlichen Ein-

fl ussfaktoren ab. Während für den Personenver-

kehr neben der Bevölkerungsentwicklung vor allem 

Wirtschaftsgrößen wie das Bruttoinlandsprodukt 

(BIP), der private Verbrauch, die Entwicklung der 

Verbraucherpreise und die Beschäftigungssituation 

relevant sind, spielen im Güterverkehr insbesonde-

re Investitions-, Produktions- und Handelsgrößen 

eine herausragende Rolle. Das Jahr 2012 begann mit 

einigem Optimismus, und Deutschland nahm eine 

wirtschaftliche Vorreiterrolle innerhalb der Europä-

ischen Gemeinschaft ein. Zwar ist dies im Wesentli-

chen so geblieben, doch trübten sich auch hierzulan-

de nach und nach die Aussichten etwas ein. Dennoch 

wurde bereits zu Beginn des Berichtsjahres von den 

Erstellern des Jahreswirtschaftsberichts der Bun-

desregierung, der am 18. Januar 2012 vorgelegt wur-

de, ein BIP von 0,7 Prozent prognostiziert. Damit er-

reichten sie eine Punktlandung, denn genau diese 

0,7 Prozent wurden schließlich auch erreicht. So „er-

wies sich die deutsche Wirtschaft in einem schwie-

rigen wirtschaftlichen Umfeld als widerstandsfähig 

und trotzte der europäischen Rezession“, wie es der 

Präsident des Statistischen Bundesamtes, Roderich 

Egeler, zu Beginn des Jahres 2013 formulierte. Aller-

dings kühlte sich die Konjunktur in der zweiten Jah-

reshälfte 2012 weiter ab.

Dennoch entwickelten sich die für den Personen-

verkehr maßgeblichen Größen durchaus positiv. Die 

Beschäftigungszahlen erreichten wiederum ein hö-

heres Niveau als 2011, und aufgrund von weiteren 

Lohnsteigerungen erhöhte sich der private Konsum 

um 1 Prozent. Wenn diese Veränderungsrate auch 

unterhalb derjenigen des Vorjahres (2011: 1,7 Pro-

zent) zurückbleibt, so übersteigt sie doch deutlich die 

im vorherigen Jahrzehnt üblicherweise erreichten 

Steigerungswerte.

Die für die Entwicklung des Güterverkehrs nicht 

unerheblichen Ausrüstungsinvestitionen erleb-

ten die massivsten Abweichungen gegenüber frü-

heren Erwartungen. Im Sommer 2011 gingen die 

Prognosen noch von einem deutlichen Plus aus, das 

sich schließlich in ein Minus von über 4 Prozent 

verwandelte. Export und Import blieben im deutli-

chen Plusbereich, konnten jedoch erwartungsgemäß 

nicht mehr die Wachstumswerte der beiden Vorjah-

re erreichen. Viele nicht zuletzt für den Schienengü-

terverkehr bedeutsame Wirtschaftsbereiche ent-

wickelten sich 2012 rückläufi g, darunter die Bau-, 

Wirtschaft und Recht: Statistik
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Industrie-, Chemie- und Rohstahlproduktion. Des-

halb zeigte sich eine Änderung des Vorzeichens und 

es ergab sich ein Minus von 3,6 Prozent.

Personenverkehr
Ausgehend von einem hohen Vorjahresniveau ent-

wickelte sich die Nachfrage nach Bussen und Bah-

nen 2012 — im Bundesdurchschnitt — weiterhin 

positiv. Bundesweit erhöhte sich das Verkehrsauf-

kommen um 0,9 Prozent auf 9,8 Milliarden Fahr-

gäste, die Verkehrsleistung sogar um 1,4 Prozent auf 

92,4 Milliarden Personenkilometer. Die Erträge, die 

die VDV-Mitglieder aus der Fahrgastbeförderung 

erzielten, erreichten fast die Elf-Milliarden-Euro-

Grenze, was einem Ertragszuwachs von 4 Prozent 

entspricht.

Wie seit Jahren zu beobachten ist, erzielten die Ei-

senbahnpersonenverkehrsunternehmen auch 2012 

mit einem Fahrgastzuwachs von über 3 Prozent 

wieder die höchsten Steigerungsraten. Ein Teil die-

ser Zuwächse beruht auf Rückverlagerungen von 

den BVG auf die S-Bahn Berlin, deren Betriebsab-

läufe in den letzten beiden Jahren erheblich gestört 

waren. Auf der anderen Seite ging dies zulasten der 

U-Bahnen, Straßenbahnen und Busse des Verkehrs-

systems der Bundeshauptstadt, die in den ersten 

Monaten erhebliche Fahrgastverluste erlebten. Das 

führte dazu, dass die Unternehmen mit Straßenbah-

nen, Stadtbahnen und U-Bahnen auch im Bundes-

durchschnitt geringere Fahrgastzuwächse erzielten 

als in den Vorjahren. Immerhin lagen diese mit 0,5 

Prozent im deutlichen Plusbereich. 

Im Busverkehr stellt sich die Situation beson-

ders heterogen dar. Hier stehen Zuwächsen in Bal-

lungsgebieten und größeren Städten Verluste in 

der Region gegenüber, meist bedingt durch Be-

völkerungs- und insbesondere Schülerrückgän-

ge. Auf diese Weise nimmt seit einigen Jahren der 

Anteil der städtischen Busverkehre an den insge-

samt im Busverkehr beförderten Fahrgästen der 

VDV-Unternehmen tendenziell zu, wodurch die dort 

erzielten Fahrgastgewinne ein stärkeres Gewicht 

erlangen. Insgesamt konnte auch im Busverkehr das 

Verkehrsaufkommen auf dem Vorjahresniveau ge-

halten werden, während sich die Verkehrsleistung 

mit einem Minus von 0,4 Prozent leicht rückläufi g 

entwickelte.

Während sich der Anstieg des Wanderungssaldos in 

der bundesdeutschen Bevölkerung 2012 fortsetz-

te und die Gesamtbevölkerung dadurch geringfügig 

anstieg, nahm die Anzahl der Auszubildenden, ins-

besondere der Schüler, weiterhin deutlich ab. Ge-

genüber 2011 gestiegen sind dagegen die Anzahl der 

Studenten und der Erwerbstätigen sowie der An-

teil der Bevölkerung über 18 Jahre. Insbesondere die 

Entwicklung letzterer Größe hat Auswirkungen auf 

den Motorisierungsgrad. Im Hinblick auf den Er-

werb von Fahrerlaubnis und eigenem Pkw sollte die 

Gruppe der über 18-Jährigen jedoch nicht als homo-

gene Einheit betrachtet werden. Vielmehr zeigt sich 

in den letzten Jahren ein durchaus diff erenziertes 

Verkehrsverhalten in Abhängigkeit vom jeweiligen 

Lebensalter der Verkehrsteilnehmer oberhalb dieser 

Altersgrenze. Während die unteren Altersgruppen 

häufi ger das Angebot von Bussen und Bahnen statt 

des motorisierten Individualverkehrs (MIV) nutz-

ten, verhielten sich die über 50-Jährigen gegenläu-

fi g. Die Männer und Frauen höheren Alters gehö-

ren zu dem Teil der Bevölkerung, für den es in den 

60er- und 70er-Jahren des zwanzigsten Jahrhun-

derts als selbstverständlich galt, zu einem möglichst 

frühen Zeitpunkt den Führerschein und ein eigenes 

Fahrzeug zu erwerben und zu nutzen. Diese Einstel-

lung haben sie off ensichtlich bis heute beibehalten. 

Für heutige junge Menschen haben der eigene Pkw 

und selbst der Erwerb der Fahrerlaubnis dagegen ei-

ne geringere Priorität. Sie zeigten sich in ihrer Ver-

kehrsmittelwahl insgesamt fl exibler. Wir verwei-

sen an dieser Stelle auf die in der VDV-Statistik 2011 

veröff entlichten Auswertungen (s. Seite 10, Abb. 9, 

10 und 11). Auch wenn die amtlichen Zahlen zum 
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Zeitpunkt der Erstellung dieses Berichts noch nicht 

vorlagen, ist davon auszugehen, dass die höheren Al-

tersgruppen 2012 weiterhin überproportional an-

wuchsen. Angesichts der beschriebenen Verhaltens-

unterschiede dürfte sich die Gesamtentwicklung per 

saldo zuungunsten des ÖPNV ausgewirkt haben. 

Gegenläufi ge Wirkung dürften die Kraftstoff preise 

gehabt haben. Diese bewegten sich für den Verbrau-

cher im Jahresdurchschnitt auf deutlich höherem 

Niveau als im Durchschnitt des Vorjahres. Den ei-

nen oder anderen Verkehrsteilnehmer mag dies zum 

Umstieg auf Busse und Bahnen bewegt haben. Al-

lerdings sahen sich auch die Verkehrsunternehmen 

gezwungen, einen Teil der erheblichen Preissteige-

rungen für Dieselkraftstoff  und Fahrstrom mittels 

Tarifanpassungen an den Fahrgast weiterzugeben. 

Dies manifestierte sich in einer deutlichen Ertrags-

steigerung in Höhe von 4 Prozent (s. o.).

Güterverkehr
In den Jahren 2010 und 2011 hatte sich die bundes-

deutsche Wirtschaft schneller erholt als zunächst 

erwartet. Investitionen und Außenhandel boom-

ten gleichermaßen und bescherten auch den Ver-

kehrsträgern im Güterverkehr erhebliche Zuwäch-

se. Das Beförderungsaufkommen im Schienengüter-

verkehr hatte 2011 das Niveau des Vorkrisenjahres 

2008 bereits um knapp 1 Prozent übertroff en, wäh-

rend der Straßengüterverkehr erst 2011 off ensiv 

auf die Überholspur ging und dennoch die 2008er-

Werte noch nicht ganz erreichen konnte. Die stark 

von den Wasserständen der Binnenwasserstraßen 

abhängige Binnenschiff fahrt erlebte nach einem 

Aufschwung im Jahr 2010 2011 wieder Einbußen. 

Diese fi elen in der Verkehrsleistung erheblich stär-

ker ins Gewicht als im Verkehrsaufkommen. Keiner 

der Landverkehrsträger konnte 2012 bereits wieder 

das Leistungsniveau von 2008 erreichen, wobei der 

öff entliche Schienengüterverkehr diesem Ziel am 

nächsten kam.

Während die Branche der Binnenschiff er wenigs-

tens einen Teil ihrer wasserstandsbedingten Rück-

gänge von 2011 aufzuholen vermochte, erwiesen 

sich Transportaufkommen und -leistung im Eisen-

bahn- und Straßenverkehr als rückläufi g. Da die 

kränkelnden Güterabteilungen „Kohle, rohes Erd-

öl und Erdgas“, „Erze, Steine und Erden“, „Koke-

rei und Mineralölerzeugnisse“ neben den „sonsti-

gen Produkten“ das Rückgrat vieler Unternehmen 

des Schienengüterverkehrs darstellen, wundert es 

nicht, dass diese die Auswirkungen der nachlas-

senden Konjunktur unmittelbar zu spüren beka-

men. Beim Straßenverkehr stellen die „kurzfristigen 

Konsumgüter“ den weitaus höchsten Leistungsan-

teil. Die Nachfrage nach diesen Gütern stieg zumin-

dest im privaten Verbrauch 2012 weiterhin an. Den-

noch konnten die Rückgänge der anderen relevanten 

Branchen dadurch off ensichtlich nicht ausgeglichen 

werden. Allerdings fi elen Aufkommens- und Leis-

tungsrückgänge des Verkehrsträgers Straße ge-

ringer aus als bei der Schiene. Durch die genannten 

Entwicklungen verschoben sich die Modal-Split-

Anteile von Straße und Schiene 2012 wieder gering-

fügig zugunsten der Binnenschiff fahrt.

Dipl.-Bibl. Ursula Dziambor
Fachstellenleiterin Statistik
t 0221 57979-113

dziambor@vdv.de

Wirtschaft und Recht: Statistik
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Bestellermarkt SPNV: 
Weitere Gestaltung erfordert konstruktiven Austausch

Der SPNV-Markt funktioniert im Allgemeinen und hakt im Besonderen.

An mangelnder Initiative der Beteiligten liegt das allerdings nicht. 

In den letzten Jahren haben die im SPNV engagier-

ten VDV-Mitglieder viel erreicht und durch spar-

tenübergreifende Arbeitsergebnisse zur weiteren 

Diskussion beigetragen.

Die Entwicklung der letzten Jahre — vor allem die 

Schwierigkeiten mit der Finanzierung und der 

Zulassung von Fahrzeugen sowie die allgemeine 

Unsicherheit über die auf mittlere Sicht verfügba-

ren Finanzmittel — hat neue Schwerpunkte gesetzt. 

So hat sie beispielsweise dazu geführt, dass eini-

ge Aufgabenträger neue Wege zur Erleichterung 

der Fahrzeugfi nanzierung konzipiert und umge-

setzt haben. Ob sich diese Modelle auch auf Dauer 

bewähren, bleibt abzuwarten. Dem ersten Eindruck 

nach haben sie jedenfalls zum Gelingen einzelner 

Verfahren beitragen können.

Über den Berg sind Auftraggeber und Auftragnehmer 

jedoch nicht. Denn die grundsätzliche Struktur des 

Bestellermarktes SPNV erlaubt keine Momentauf-

nahmen. Vielmehr entscheiden die heutigen Ver-

fahren über das zukünftige Angebot, das zukünfti-

ge unternehmerische Engagement und — verkehrs- 

sowie umweltpolitisch wesentlich — auch über die 

zukünftige Nachfrage.

Die Personenbahnen im VDV haben sich im Jahr 

2012 daher das Ziel gesetzt, mit Vorschlägen zur 

Weiterentwicklung des Marktes die Diskussion 

aufzunehmen. Das Ergebnis ist zum einen eine Be-

standsaufnahme zur Vermittlung entscheidender 

Fakten und Zusammenhänge, zum anderen ein 

Gesprächsangebot — vor allem an die Aufgaben-

träger, aber auch direkt an die Politik.

Wesentliche Anknüpfungspunkte sind dabei die 

derzeit unbefriedigende Risikostruktur des SPNV-

Marktes und die teils erhebliche Komplexität der 

Verfahren selbst. Dabei soll nicht zuletzt vermittelt 

werden, welche Kriterien bei der Entscheidung für 

ein Engagement im SPNV den Unternehmen wich-

tig sind. So können die Aufgabenträger dies auf-

greifen und mit unternehmerisch interessanten 

Verfahren die Beteiligung am Wettbewerb positiv 

beeinfl ussen. Die Umsetzung neuer Finanzierungs-

konzepte einzelner Aufgabenträger zeigt, dass dies 

funktionieren kann, auch wenn die langfristigen 

Wirkungen von Kommunalkrediten & Co. noch 

off en sind.

Neben den bereits seit geraumer Zeit ebenso re-

gelmäßig wie kontrovers diskutierten Themen wie 

z.B. die Erlösverantwortung in Verkehrsverträ-

gen sind weitere, teils neue Konfl ikte bereits heu-

te erkennbar. So ist die aktuelle Zulassungspraxis 

bei Neufahrzeugen nicht „nur“ ein Ärgernis für die 

Fahrgäste, sondern auch für das Image des Ver-

kehrssystems Bahn kontraproduktiv und für die 

Verkehrsunternehmen wirtschaftlich unbefriedi-

gend. Vielmehr kann sie zu neuen und nicht zu un-

terschätzenden Problemen bei der Finanzierung 

künftiger Projekte führen.

Von den meisten Bahnen kritisch bewertet werden 

auch die jüngsten Versuche, Beschaff ung und In-

standhaltung der Fahrzeuge aus dem Verkehrsver-

trag herauszulösen und gesondert zu vergeben. Hier 

sehen nicht zuletzt die Hersteller eine Chance, Teile 

der bisher traditionell den Verkehrsunternehmen 

obliegenden Wertschöpfung selbst zu übernehmen. 

Aus Sicht der Bahnen besonders fatal: Werden zu-

sätzlich Doppelbewerbungsverbote ausgesprochen, 

muss sich das Unternehmen entscheiden, ob es sich 

auf die Fahrzeugbeschaff ung oder einen nachfol-

genden Verkehrsvertrag bewirbt. Durch diese er-

zwungene Verkürzung der Wertschöpfung wird 

nicht weniger als das Geschäftsmodell vieler Bah-

nen infrage gestellt.

Anfang des Jahres 2013 haben die Gespräche zwi-

schen den Bahnen und den Aufgabenträgern inner-

halb und außerhalb des VDV rund um den Bestel-

lermarkt SPNV begonnen. Der erste Aufschlag lässt 

hoff en, dass man auch hier gemeinsam zu Ergeb-

nissen kommen wird.

Dr. rer. pol. Heike Höhnscheid
Fachbereichsleiterin 
Wirtschaftsangelegenheiten der Eisenbahnen
t 0221 57979-115

hoehnscheid@vdv.de
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Geplante Besteuerung von Kraftfahrt-Selbstbehalten 
erfolgreich abgewehrt

Gemeinsam mit HDN, HDNA und der Versicherungswirtschaft ist es dem VDV gelungen, für 

den Bereich der Kraftfahrtversicherung drohende neue Steuerbelastungen in Millionenhöhe 

für seine Mitgliedsunternehmen abzuwenden. 

Versicherungsnehmer mit großen Fuhrparken, wie 

viele der VDV-Mitgliedsunternehmen mit Busver-

kehr, vereinbaren für die Kraftfahrt-Haftpfl icht-

versicherung häufi g individuelle Selbstbehalte, 

bis zu deren Betrag sie einen entstandenen Haft-

pfl ichtschaden selbst regulieren. Da sich dadurch 

das gezeichnete Risiko vermindert, können die 

Versicherer den Verkehrsunternehmen ermäßig-

te Prämien anbieten. Dies ist für die Verkehrsun-

ternehmen von Vorteil, da die Eigenabwicklung in 

Kleinschadenfällen grundsätzlich fi nanziell günsti-

ger und weniger aufwendig ist.

Für derartige Selbstbehalte und die Prämienminde-

rung, zu der sie führen, fällt keine Versicherungs-

steuer an. Dies scheint selbstverständlich, da kein 

Leistungsaustausch stattfi ndet, soweit der Versi-

cherungsnehmer das Risiko selbst trägt. Das Bun-

desfi nanzministerium, das in derartigen Vertrags-

gestaltungen eine Steuerumgehung zu wittern 

glaubte, stellte gleichwohl vor fast einem Jahr den 

Entwurf einer neuen Regelung für das Versiche-

rungssteuergesetz vor, mit der auch diese Prämien-

ermäßigungen und vom Versicherungsnehmer 

selbst getragenen realisierten Selbstbehalte als fi k-

tives Versicherungsentgelt eingestuft und damit der 

Versicherungssteuer von derzeit 19 Prozent unter-

worfen werden sollten. Verfassungsrechtliche und 

steuersystematische Bedenken hatte das zuständige 

Ministerium, im Gegensatz zum VDV, dabei nicht.

Nach konservativen Schätzungen hätte dies für die 

VDV-Mitgliedsunternehmen mit Busverkehr ei-

ne jährliche Mehrbelastung von mindestens zwei 

Millionen Euro bedeutet — und das durch eine 

Steuer, der kein Leistungsaustausch gegenüber-

steht, was eigentlich als Anknüpfungspunkt für ei-

ne Verkehrssteuer unerlässlich ist. Zudem wäre es 

erforderlich geworden, jeden Schadenfall der Versi-

cherung zu melden, auch wenn dieser selbst regu-

liert wird — ein ebenso erheblicher wie unnötiger 

Bürokratieaufwand.

Der VDV hat daher gemeinsam mit HDN/HDNA 

und den Verbänden der Versicherungswirtschaft 

das Gesetzgebungsverfahren von der Vorlage des 

Referentenentwurfs Anfang März 2012 an kritisch 

begleitet, unmissverständlich auf die erheblichen 

verfassungsrechtlichen und steuersystematischen 

Bedenken hingewiesen und die Aufgabe des Vor-

habens gefordert. Obwohl sich sowohl das Bundes-

fi nanzministerium als auch das Bundeskabinett, 

das den Regierungsentwurf noch mit der Selbst-

behaltsbesteuerung am 23. Mai 2012 beschlossen 

hatte, davon wenig beeindruckt zeigten, wurden 

die vom VDV vorgetragenen Argumente vom Bun-

desrat aufgenommen und in einer entsprechenden 

Stellungnahme im Juni 2012 in das Gesetzgebungs-

verfahren eingebracht. Auch der Bundestag hat sich 

diese Einschätzung fraktionsübergreifend zu eigen 

gemacht, was erfreulicherweise zur Verabschie-

dung des Gesetzes ohne die geplante Regelung zur 

Besteuerung der Selbstbehalte am 5. Dezember 2012 

geführt hat.

Der Vorgang zeigt, dass die aufmerksame Beobach-

tung der Gesetzgebung durch den VDV auch abseits 

der für den ÖPNV zentralen Themen für seine Mit-

gliedsunternehmen einen erheblichen Mehrwert 

darstellt. Einmal mehr ist es hier mithilfe der Inter-

vention des VDV gelungen, eine jährliche Mehrbe-

lastung für die Verkehrsunternehmen im sieben-

stelligen Bereich abzuwenden.

Ass. jur. Daniel Brand
Fachbereichsleiter Arbeits- und allgem. Zivilrecht, 
Straf- und Straßenverkehrsrecht
t 0221 57979-116

brand@vdv.de

VDV wehrt sich 

erfolgreich gegen 

zusätzliche Steuern 

bei Kraftfahrt-

ver sicherung für 

ÖPNV-Busse 
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Eisenbahnstandorte weiterentwickeln und vermarkten

Der Schienengüterverkehr benötigt Standorte, die mit den Logistik- und Transportsystemen 

der Eisenbahnen, Speditionen und Verlader vernetzt sind. Wichtig für deren Attraktivität 

sind räumliche Lage, verfügbare Infrastrukturen und standortbezogene Dienstleistungen. 

Viele Betreiber haben ihre Standorte ausgebaut und weiterentwickelt, vereinzelt wurde sogar 

in neue Standorte investiert. Zielführend ist der Dialog mit den Nutzern und Ansiedlern. 

Dieser kann durch den Standortbetreiber als Moderator und „Kümmerer“ organisiert werden.

Es existieren viele Logistikanlagen von Speditionen 

und Verladern, die zwar einen guten Anschluss an 

die Straße haben, mit der Schiene aber eher schlecht 

vernetzt sind. Die Rangierbahnhöfe, immerhin die 

wichtigsten Zugbildungsanlagen, verfügen vor Ort 

selten über Logistik- und Umschlageinrichtungen. 

Die räumliche Distanz zwischen Logistik- und Ei-

senbahnanlagen ist häufi g ein ausschlaggebender 

Grund für die Nichtberücksichtigung der Schiene.

Aus mehreren Gründen ist die Schiene in den letz-

ten Jahren für die Logistik wieder interessanter ge-

worden. Viele Betreiber von Industrieparks, Güter-

verkehrszentren oder Häfen haben deswegen ihre 

Schieneninfrastruktur ausgebaut und ihre örtlichen 

Bahndienstleistungen erweitert. Auch Eisenbah-

nen, die öff entliche Bahnhöfe betreiben, sehen sich 

zunehmend als Standortbetreiber mit erweiterten 

Aufgabenstellungen.

Standortbetreiber sollten die Anforderungen der 

Nutzer/Ansiedler kennen und in die eigenen Ent-

wicklungspläne einfl ießen lassen. Die Logistik ist 

insbesondere an Umschlaganlagen, Lagermöglich-

keiten, optimaler Anbindung an die Verkehrsträ-

ger und Transportvolumina für Bündelungen in-

teressiert. Der Eisenbahnbetrieb benötigt neben 

Gleisinfrastrukturen auch technische Diens-

te für Fahrzeuge, Tankstellen, Personaldienstleis-

tungen, Einrichtungen für das Betriebspersonal 

und Rangierleistungen vor Ort. Auch die techni-

schen und betrieblichen Bedingungen für Zug- und 

Rangierfahrten spielen für die Eisenbahnen eine 

zentrale Rolle. Ein wesentlicher Vorteil kann erzielt 

werden, wenn ein Standort die Anforderungen der 

Logistik und des Eisenbahnbetriebs erfüllen kann. 

Weiterhin ist eine aktive Ansiedlungspolitik sinn-

voll, denn Transportkunden und Dienstleister am 

Standort oder in dessen Nähe ziehen in der Regel 

weitere Nachfrage und Angebote nach sich.

Um alle Aspekte berücksichtigen zu können, bedarf 

es eines „Kümmerers“, der den Blick für das Ganze 

hat und wie ein Moderator den Dialog der Beteilig-

ten organisiert. Er schaut dabei nicht nur auf sein 

eigenes Angebot, sondern bindet auch Einrichtun-

gen und Dienstleistungen anderer Unternehmen am 

Standort oder in der Nachbarschaft in seine Aktivi-

täten mit ein. So kann er beispielsweise als Anlauf-

stelle für interessierte Unternehmen auftreten und 

standortbezogene Informationen weitergeben so-

wie Kontakte herstellen. Weiterhin kann er regel-

mäßige Treff en von Standortinteressenten organi-

sieren und gemeinsame Marketingaktivitäten ini-

tiieren. Unternehmensansiedelungen können durch 

eine intensive Zusammenarbeit mit der Immobili-

enwirtschaft und der Wirtschaftsförderung geför-

dert werden.

Bei der Weiterentwicklung und Vermarktung von 

Standorten haben Häfen und Betreiber von Indus-

trieparks/Güterverkehrszentren bereits einschlä-

gige Erfahrungen gemacht. Aber auch Eisenbahnen, 

die z.B. attraktive Bahnhöfe betreiben, können Auf-

gaben eines Kümmerers am Standort übernehmen. 

Um seinen Mitgliedern entsprechende Anregungen 

zu geben, wird der VDV in Kürze eine Ideensamm-

lung zu diesem Thema zur Verfügung stellen.

Dipl.-Verw.-Betriebsw. Georg Lennarz
Fachbereichsleiter Marktfragen Güterverkehr
t 0221 57979-146

lennarz@vdv.de
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Westhafen)
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VDV setzt sich erfolgreich für die Fortsetzung der 
Gleisanschlussförderung in Deutschland ein

Mit der Veröff entlichung der neuen Richtlinie zur Förderung des Neu- und Ausbaus sowie 

der Reaktivierung von privaten Gleisanschlüssen (Gleisanschlussförderrichtlinie) im 

Verkehrsblatt des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) 

vom 31. Dezember 2012 ist die Fortsetzung dieses erfolgreichen Public-Private-Partner-

ship-Modells bis Ende August 2016 sichergestellt. Interessierten Unternehmen aus der 

verladenden Wirtschaft, die im Fokus dieses Instrumentariums stehen, wird damit die 

notwendige Investitionssicherheit gegeben.

Seit der Wiedereinführung der Gleisanschlussför-

derung im Jahr 2004, die der VDV seinerzeit maß-

geblich initiiert hat, konnten mittlerweile rund 120 

Projekte erfolgreich realisiert werden. Damit ist die 

Gleisanschlussförderung das bisher erfolgreichste 

Instrument zur Verlagerung von Straßengüterver-

kehren auf den umweltfreundlichen Verkehrsträger 

Schiene. Konkret ist das bundesdeutsche Straßen-

netz im zurückliegenden Zeitraum um rund 456 000 

Lkw-Fahrten entlastet worden. Der Umweltentlas-

tungseff ekt kann sich mit mehr als 200 000 Tonnen 

CO
2
-Ersparnis pro Jahr mehr als sehen lassen.

Neuerungen und Verbesserungen
Um die Gleisanschlussförderung künftig noch eff i-

zienter und erfolgreicher zu gestalten, konnte in der 

aktuellen Textfassung eine Reihe von Verbesserun-

gen aufgenommen werden. Hierzu zählt die Verlän-

gerung der Laufzeit von bisher drei auf künftig vier 

Jahre. Aufgrund der Erfahrungen aus der Vergan-

genheit entfällt die bisherige Diff erenzierung in der 

Ausrichtung und Förderhöhe zwischen dem Neubau 

und der Reaktivierung/dem Ausbau eines Gleisan-

schlusses. Zukünftig werden die Zuwendungen als 

Höchstwert je Tonne erzielten Schienengüterver-

kehrsaufkommens pro Jahr (8 Euro pro Tonne) oder 

alternativ 1 000 Tonnen-km erzielter Schienengü-

terverkehrsleistung (32 Euro pro 1 000 Tonnen-km) 

festgelegt. Das Verfahren zum Nachweis der verla-

gerten Mengen wurde den realen Marktverhältnis-

sen angepasst. 

Der Zeitraum, in dem nachzuweisen ist, dass mit dem 

geförderten Gleisanschluss mindestens das neue 

oder das bisherige und zusätzliche Transportvolu-

men abgewickelt wird, beginnt künftig am 1. Januar 

des auf die Inbetriebnahme folgenden Jahres. Bisher 

war dieser Nachweis bereits ab dem Jahr der Inbe-

triebnahme zu führen. Gleichermaßen wurde eine 

Flexibilisierung bei der Nachweisführung der verla-

gerten Mengen über den gewährten Förderzeitraum 

insgesamt realisiert. Hintergrund ist, dass das Trans-

portaufkommen der verladenden Wirtschaft nicht 

statisch ist, sondern aus konjunkturellen Gründen 

häufi g schwankt. Da half die bisherige Möglichkeit 

der Verlängerung des Nachweiszeitraums von fünf 

auf sieben Jahre nicht im erhoff ten Maß. 

In Zukunft soll der Nachweis der prognostizierten 

Transporte der geforderten fünf Jahre innerhalb ei-

nes Zeitraums von höchstens zehn Jahren erfolgen. 

Zur Erhöhung der Akzeptanz der Gleisanschluss-

förderrichtlinie reicht dann eine Erklärung aus, dass 

ein Eisenbahnverkehrsunternehmen entweder den 

Anschluss bedient oder aber beabsichtigt, diesen zu 

bedienen. Bisher hatte der Antragsteller zum Nach-

weis der Anbindung an das öff entliche Netz und der 

Bedienung des Gleisanschlusses einen Vertrag mit 

dem Eisenbahninfrastrukturunternehmen und ei-

nen Transportrahmenvertrag mit einer Laufzeit von 

fünf Jahren vorzulegen. Aufgrund der allgemeinen 

Marktsituation hat sich diese Anforderung in der 

Vergangenheit als nicht praktikabel herausgestellt.

Ausblick
Der VDV wird sich weiterhin aktiv an der Fortent-

wicklung der Gleisanschlussförderung beteiligen. 

Gleichzeitig sei an dieser Stelle ausdrücklich darauf 

hingewiesen, dass dem Wagenladungsverkehr der 

Güterbahnen von Gleisanschluss zu Gleisanschluss 

insgesamt eine immens hohe Bedeutung zukommt. 

So ist in einer Studie für das BMVBS eindrucksvoll 

nachgewiesen worden, dass Gleisanschlussverkeh-

re unverändert den Rückhalt für den Einzelwagen-

ladungsverkehr bilden. Konkret bedeutet dies, dass 

rund 46 Prozent des für den Einzelwagenladungs-

verkehr prognostizierten Zuwachses bis zum Jahr 

2025 auf Verkehren beruhen, die ihre Quelle und/

oder ihr Ziel in einem Gleisanschluss haben.

Staatl. gepr. Betriebsw. Marcus Gersinske
Fachbereichsleiter Absatz im Güterverkehr
t 0221 57979-142

gersinske@vdv.de

Gleisanschluss-

verkehr der

Neusser Eisenbahn
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Recast des ersten Eisenbahnpakets unter Dach und Fach

In den Sommermonaten des Jahres 2012 haben sich Europäisches Parlament, Rat und 

Kommission auf einen politischen Kompromiss zur Überarbeitung der EU-Eisenbahnricht-

linien, den sogenannten Recast des ersten EU-Eisenbahnpakets, verständigt. Die Beschluss -

 gremien haben die neuen Richtlinientexte verabschiedet. Am 14.12.2012 wurde die Richtlinie 

2012/34/EU „zur Schaff ung eines einheitlichen europäischen Eisenbahnraums“ (sog. Recast-

Richtlinie) veröff entlicht. Sie ersetzt mehrere grundlegende Rechtsakte des EU-Eisenbahn-

rechts, insbesondere die Richtlinien 91/440/EWG sowie die Richtlinie 2001/14/EG.

Der VDV hatte sich mit mehreren Positionspapieren 

und zahlreichen Gesprächen mit Repräsentanten 

aller EU-Institutionen aktiv am Diskussionsprozess 

um den Recast beteiligt. 

Ein zentraler Diskussionspunkt waren die Regelun-

gen zur Sicherstellung des diskriminierungsfrei-

en Zugangs zu Serviceeinrichtungen, insbesonde-

re den Wartungseinrichtungen. Die amtliche Fas-

sung der neuen Richtlinie 2012/34/EU verlangt die 

Sicherstellung des diskriminierungsfreien Zugangs 

zu allen Serviceeinrichtungen und den dort ange-

botenen Leistungen durch die jeweils zuständigen 

Regulierungsstellen, unabhängig von der konkreten 

Marktsituation. Mit dem grundsätzlichen Einwand, 

Serviceeinrichtungen nur dann in die Regulierung 

einzubeziehen, wenn bezogen auf den Marktzugang 

ein monopolitischer Engpass im Sinne der Essen-

tial-Facility-Doktrin vorliegt, konnte der VDV also 

nicht punkten. Insgesamt haben aber die Argumen-

te des VDV dazu beigetragen, dass die europäischen 

Vorgaben zur Regulierung der Serviceeinrichtun-

gen im Detail deutlich praxisgerechter ausgefallen 

sind als ursprünglich von der Kommission vorge-

schlagen. So ist beispielsweise die unter bestimm-

ten Bedingungen vorgesehene rechtliche Sepa-

rierung von Serviceeinrichtungen, die von Eisen-

bahnverkehrsunternehmen vorgehalten werden, im 

fi nalen Richtlinientext nicht mehr enthalten. Eben-

so besteht die Pfl icht zur Ausschreibung oder zum 

Leasing von nicht mehr genutzten Serviceeinrich-

tungen nicht, wie in der ursprünglichen Fassung, 

voraussetzungslos. Sie setzt nun — wie vom VDV 

gefordert — den Bedarfsnachweis eines am Zugang 

interessierten Eisenbahnverkehrsunternehmens 

voraus.

Besonders hervorzuheben ist die auch vom VDV 

geforderte und bis zuletzt von einzelnen Mitglied-

staaten vehement abgelehnte Regelung, nach der 

die Mitgliedstaaten, sofern sie einen Regulierungs-

anspruch für bestimmte Infrastrukturen erheben, 

verpfl ichtet werden, mit den betreff enden Infra-

strukturunternehmen längerfristige Finanzie-

rungsvereinbarungen abzuschließen. Nach gel-

tendem europäischem Recht jedenfalls „sorgen 

die Mitgliedstaaten — soweit angezeigt — dafür, 

dass zwischen der zuständigen Behörde und dem 

Infrastrukturbetreiber für einen Zeitraum von min-

destens fünf Jahren eine vertragliche Vereinbarung 

geschlossen wird“ (Ril 2012/34/EU Art. 30 Abs. 2). 

Die Grundsätze und Eckdaten dieser Vereinbarung 

sind im Anhang V der Richtlinie beschrieben und 

entsprechen weitgehend dem, was in Deutschland  

als Inhalt von Leistungs- und Finanzierungsver-

einbarungen verstanden wird. 

Gerade mit Blick auf die Regulierungsdebatte in 

Deutschland ist es wichtig, dass die hierzulande 

teils enge Sicht auf die vermeintlichen Vorteile ei-

ner Anreizregulierung in Europa keineswegs geteilt 

wird. Sehr pragmatisch wird dort zwar die Forde-

rung nach verbindlichen Anreizmodellen zur Eff i-

zienzsteigerung für das natürliche Monopol der In-

frastrukturbetreiber erhoben. Gleichwohl bleibt es 

den Mitgliedstaaten überlassen, welche Anreizmo-

delle hierbei tatsächlich zum Einsatz kommen.

Selbstverständlich bietet der Recast auch Anlass 

für kritische Anmerkungen. Es liegt aber häufi g an 

den Mitgliedstaaten, mit welcher Brille die euro-

päischen Vorgaben gelesen und dann in nationales 

Recht umgesetzt werden. Dies gilt auch und gerade 

für das Aufgreifen einzelner Ausnahmetatbestän-

de. In jedem Fall bestehen erhebliche Spielräume, 

den veränderten Ordnungsrahmen für den europäi-

schen Eisenbahnverkehr zum Nutzen für die Bah-

nen und deren Kunden in das Eisenbahnrecht der 

Mitgliedstaaten zu übertragen.

Dipl.-Soz. Steff en Kerth
Fachbereichsleiter Ordnungspolitik im
Eisenbahnverkehr
t 0221 57979-172

kerth@vdv.de
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Was lange währt, wird endlich gut: Das neue
deutsch-polnische Abkommen zum Eisenbahnverkehr

Am 14.11.2012 wurde in Berlin das „Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Republik Polen über die Zusammenarbeit im Bereich des Eisenbahnverkehrs über 

die deutsch-polnische Staatsgrenze“ unterzeichnet. Es wird für den Eisenbahnverkehr 

zwischen beiden Staaten eine neue, verlässliche Rechtsgrundlage bilden. 

Ausgangslage
Unabhängig von der europäischen Gesetzgebung 

zur Schaff ung eines einheitlichen Eisenbahnraums 

sind nach wie vor bilaterale Regelungen zwischen 

benachbarten Staaten zum grenzüberschreitenden 

Eisenbahnverkehr erforderlich. Die deutsch-pol-

nischen Abkommen aus den Jahren 1959 und 1971 

sind bereits seit dem 3.10.1990 erloschen, mangels 

Ersatz werden sie jedoch bislang „auf Vertrauens-

basis“ weiter angewandt. Die Verhandlungen zu ei-

nem Nachfolgeabkommen begannen bereits im Jahre 

1991, nach mehreren Unterbrechungen wurden sie 

ab 2008 unter Einbeziehung von Fachleuten der In-

frastrukturbetreiber DB Netz AG und PKP PLK S.A., 

der Eisenbahnaufsichtsbehörden sowie des VDV 

und der polnischen Wirtschaftskammer für Land-

verkehr (IGTL) zielgerichtet zum Abschluss gebracht.

Wichtige Inhalte des neuen Abkommens
Das neue polnisch-deutsche Abkommen wurde 

geschlossen „im Bestreben“, so die Präambel, „den 

Eisenbahnverkehr über die deutsch-polnische 

Staatsgrenze weiter zu verbessern, mit dem Ziel, den 

Anteil des nachhaltigen Eisenbahnverkehrs an der 

Personen- und Güterbeförderung zu steigern“. Dazu 

verpfl ichten sich beide Staaten, „die erforderlichen 

Maßnahmen zur Erleichterung des Eisenbahnver-

kehrs über die gemeinsame Staatsgrenze“ zu treff en. 

Die Akteure der Zusammenarbeit werden konkret 

benannt:

 — Eisenbahnaufsichtsbehörden

 — Aufgabenträger des SPNV

 — die Eisenbahninfrastrukturunternehmen

 — die Eisenbahnverkehrsunternehmen

Ein Kernpunkt des Abkommens ist Artikel 8

„Eisenbahnverkehr über die gemeinsame Staats-

grenze“; hier wird vereinbart, dass der Eisenbahn-

verkehr auf den sogenannten „Grenzbetriebsstre-

cken“ auch nach dem Recht des jeweiligen Nachbar-

landes stattfi nden kann. Diese Bestimmung, für die 

sich VDV und IGTL vehement eingesetzt haben, soll 

bestehende und zukünftige Besonderheiten an der 

Schnittstelle beider Eisenbahnsysteme auf eine ver-

lässliche Rechtsgrundlage stellen.

Neben dem Grenzverkehr regelt das Abkommen den 

sogenannten „erleichterten Durchgangsverkehr“: 

Die Strecke Görlitz — Zittau quert mehrfach die ge-

meinsame Staatsgrenze und ist im Mittelabschnitt 

mit einer polnischen Eisenbahnstrecke vereinigt. 

Dank des „erleichterten Durchgangsverkehrs“ kön-

nen Züge des deutschen wie auch des polnischen 

Binnenverkehrs diese Strecke wie eine inländische 

Strecke nutzen. Daneben regelt das Abkommen u. a. 

die etwaige vorübergehende Wiedereinführung von 

Grenzkontrollen. Da nicht alle Fragen per Feder-

strich im Abkommen gelöst werden, ist die Einberu-

fung einer bilateralen Arbeitsgruppe vorgesehen.

Ausblick
Um das deutsch-polnische Abkommen mit Leben 

zu erwecken und dem Eisenbahnverkehr zwischen 

beiden Ländern neue Impulse zu geben, steht nun 

noch die Ratifi kation im polnischen Sejm und im 

Deutschen Bundestag an. Doch bereits heute sollten 

sich alle Beteiligten, von den Eisenbahnen über die 

Aufgabenträger des SPNV bis zu den Eisenbahnauf-

sichtsbehörden, aktiv damit beschäftigen, in wel-

chen Fragen das neue Abkommen zu tatsächlichen 

Erleichterungen und Verbesserungen des deutsch-

polnischen Eisenbahnverkehrs führen kann. Dane-

ben ist das Augenmerk aller Beteiligten verstärkt auf 

den Ausbau und die Modernisierung der grenzüber-

schreitenden Eisenbahnstrecken zu richten — eine 

Frage, die nicht Gegenstand dieses Abkommens ist.

Dipl.-Volksw. Götz Walther
Fachbereichsleiter Eisenbahnbetrieb
t 030 399932-31

walther@vdv.de

Eine Diesellok der 

Havelländischen 

Eisenbahn AG im 

deutsch-polnischen 

Grenzverkehr
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Regulierung macht Spaß — aber nicht jedem

Nachdem der Berg jahrelang kreißte, schickte er sich an, nicht nur die sprichwörtliche Maus, 

sondern einen Elefanten zu gebären. Schlanke 72 Seiten stark ist der Gesetzentwurf der 

Bundesregierung für ein Gesetz zur Neuordnung der Regulierung im Eisenbahnbereich, mit 

Begründung gar 242 Seiten. Zum Vergleich: Die heutige Eisenbahninfrastruktur-Benut-

zungsverordnung kommt mit 12 Seiten Text aus.

„Für die Bundesnetzagentur ergibt sich aus dem Ei-

senbahnregulierungsgesetz ein jährlicher zusätzli-

cher Erfüllungsaufwand an Personal von insgesamt 

49 956 Stunden. Dies entspricht 30 Stellen.“ (BR-Drs. 

559/12, Seite 118). Hinzu kommen zwei Stellen für 

das Bundesministerium für Verkehr, Bau und  Stadt-

entwicklung (BMVBS) und drei Stellen für das Eisen-

bahn-Bundesamt (EBA). Der „Stellenwert“ insbeson-

dere der Bundesnetzagentur wird also im wahrsten 

Sinne des Wortes deutlich erhöht. So macht Regulie-

rung aus Behördensicht gewiss viel Spaß.

Ein starker Regulierer ist übrigens ganz im Sinne des 

VDV. Um namentlich die Trennung von Infrastruk-

tur und Transport bei integrierten Eisenbahnunter-

nehmen zu vermeiden, „benötigen wir in Deutsch-

land in allererster Linie eine qualifi zierte und funk-

tionierende Regulierung“ (VDV-Presse-Information 

Nr. 37/2012 vom 15.11.2012).

Freilich: Wo Licht ist, da ist auch Schatten. So geht 

die Bundesregierung zum Teil deutlich über euro-

parechtliche Regulierungsvorgaben hinaus. Dies 

betriff t insbesondere die Vorschriften zur Entgelt-

regulierung im Allgemeinen und zur Anreizregulie-

rung im Besonderen, zur Missbrauchsaufsicht beim 

Vertrieb von Fahrausweisen, aber auch zur Regulie-

rung und zur Stilllegung von Serviceeinrichtungen 

sowie zur Regulierung von Rangierdienstleistungen.

Die Ausgestaltung der Regulierung ist nahezu voll-

ständig auf große und dominante Infrastrukturunter  -

nehmen orientiert. Kann man schon hier Zweifel an 

der Verhältnismäßigkeit der Regulierung haben, ist 

die Verhältnismäßigkeit jedenfalls im Hinblick auf 

kleine und mittelgroße Unternehmen nicht mehr ge-

wahrt. Ihnen macht Regulierung wohl weniger Spaß.

Ausgezahlt haben sich die hartnäckigen Bemühun-

gen des VDV um praxisgerechtere regulatorische 

Vorgaben in bestimmten Segmenten:

Wartungseinrichtungen
Seit Jahr und Tag setzt sich der VDV dafür ein, War-

tungseinrichtungen tunlichst von der Regulierung 

auszunehmen. Für das Gebiet der BRD besteht kein 

Bedürfnis nach einer Regulierung von Wartungs-

einrichtungen. In Deutschland existiert ein funktio-

nierender, von Wettbewerb geprägter Eisenbahnin-

standhaltungsmarkt. Es gibt genügend vertretbare 

Alternativen unter Marktbedingungen.

Dies unverzüglich nach dem Inkrafttreten des Ei-

senbahnregulierungsgesetzes im Wege einer 

Marktanalyse zu untersuchen, wird der Bundes-

netzagentur aufgegeben. Haben sich nach dem Er-

gebnis der Prüfung beim Zugang zu Wartungs-

einrichtungen Verhältnisse entwickelt, die einem 

funktionierenden und tragfähigen Wettbewerb ganz 

oder teilweise entsprechen, kann zugelassen wer-

den, dass bestimmte eisenbahnregulierungsrecht-

liche Verpfl ichtungen der betroff enen Eisenbahn-

infrastrukturunternehmen von diesen nicht weiter 

einzuhalten sind.

Werksbahnen
Als problematisch hat sich seit Langem auch der

Zugang zu Werks- und Industriebahnen erwiesen. 

Dies gilt namentlich für Standorte, an denen sich 

Chemie- und Industrieparks entwickelt haben. Die 

Bundesnetzagentur vertrat ursprünglich die Auf-

fassung, dass auch dort unbeschränkter Zugang zu 

gewährleisten sei.

Der VDV hatte stets dafür plädiert, dass hier Beson-

derheiten Platz greifen müssen. Im Dialog mit der 

Bundesnetzagentur konnte bereits im Wege einer 

kreativen Auslegung der bestehenden Rechtsvor-

schriften erreicht werden, dass bei Vorliegen ei-

ner sogenannten Verladergemeinschaft nur ein-

geschränkte Zugangsrechte bestehen. Die Vorstel-

lungen des VDV sind jetzt — auch wenn das BMVBS 

naturgemäß nicht jede Maximalforderung der 

Werksbahnen akzeptieren konnte — nahezu voll-

umfänglich in den Entwurf des Eisenbahnregulie-

rungsgesetzes eingefl ossen. Damit erhalten alle Be-

teiligten die nötige Rechtssicherheit.

Ausblick
Ob das Eisenbahnregulierungsgesetz noch in dieser 

Legislaturperiode das Licht der Welt erblickt, wird 

in der Fachpresse zum Teil bezweifelt. Dessen un-

geachtet geht der VDV unvermindert auf politische 

Entscheidungsträger zu, um diese vom Nachbesse-

rungsbedarf aus Sicht der Unternehmen zu überzeu-

gen.

Ass. jur. Michael Fabian
Fachbereichsleiter Eisenbahnrecht
t 0221 57979-144

fabian@vdv.de
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Ausschuss für Eisenbahnfahrzeuge (AEF):
Fachkompetenz in der Eisenbahnfahrzeugtechnik

In einem nicht unerheblichen Umfang sind die im Ausschuss für Eisenbahnfahrzeuge (AEF) 

formulierten Regeln der Technik in einem abgestimmten Entwicklungs- und Anwendungs-

prozess im Sektor zu anerkannten Regeln der Technik qualifi ziert worden. Von der Gründung 

des Ausschusses im Mai 1966 bis in die Gegenwart konnte dieses fahrzeugtechnische Fach-

gremium des Verbandes auf eine Vielzahl von hervorragenden Fachleuten aus den Mitglieds-

unternehmen zurückgreifen, die sich sehr engagiert in die ehrenamtliche Verbandsarbeit, 

insbesondere in die Arbeit des Ausschusses, eingebracht haben. 

Der Ausschuss hat für seine Arbeit folgende Ziele 

formuliert:

 — Den Stand der Technik für Eisenbahnfahrzeuge, 

dazugehörende maschinelle Anlagen und deren 

Sicherheit mitzuerarbeiten und weiterzuent-

wickeln.

 — Die Umweltfreundlichkeit des Schienenverkehrs 

zu fördern.

 — Die Zuverlässigkeit der Fahrzeuge und die Inno-

vationskraft positiv zu beeinfl ussen.

 — Die Zusammenarbeit der Betreiber von Schienen-

fahrzeuge untereinander zu fördern.

Im Zeitraum der letzten fünf Jahre haben der AEF und 

seine Unterausschüsse bzw. Ad-hoc-Arbeitsgrup-

pen folgende Vorhaben abschließen und die zugehö-

rigen Arbeitsergebnisse veröff entlichen können:

 — VDV-Schrift 200 (01/2008): „Rangier- und 

Streckenlokomotive mit Brennkraftantrieb für 

den Werks- und Industriebahneinsatz sowie 

den Güternahverkehr.“

 — VDV-Schrift 758 (03/2009): „Prüfen von Güter-

wagen im Eisenbahnbetrieb“, in Kooperation mit 

dem Ausschuss für Eisenbahnbetrieb (AEB).

 — VDV-Schrift 885 (10/2010): „Instandhaltungs-

leitfaden Bremsen und Druckluftbehälter bei 

den NE“ (IBD-NE).

 — VDV-Schrift 827 (12/2010): „Empfehlungen für 

die Gestaltung von Werkstätten für Personen-

fahrzeuge des Schienenpersonennahverkehrs 

(SPNV)“, in Kooperation mit dem Ausschuss für 

Betriebshöfe und Werkstätten (BuW).

Kurz- bzw. mittelfristig hat der AEF folgende Ar-

beitsschwerpunkte und Fachthemen zum Inhalt 

seiner Arbeit gemacht:

 — VDV-Schrift 203 (Entwurf 10/2012): „Anforde-

rungskatalog für Regionaltriebwagen.“ Die Schrift 

bezieht sich auf Schienenfahrzeuge der nächsten 

Generation, deren Einsatz ab ca. 2015 zu erwar-

ten ist. 

 — VDV-Schrift 886 (Entwurf 01/2013): „Leit-

faden für die Instandhaltung von Eisenbahn-

fahrzeugen.“ Die VDV-Schrift versteht sich als 

Handlungsanleitung für die Organisation der 

Fahrzeuginstandhaltung unter Berücksichtigung 

der aktuellen gesetzlichen Anforderungen. Es 

werden die Prozessbeteiligten, ihre Verantwor-

tung und die Wechselwirkungen zwischen den 

Beteiligten dargestellt. 

Der Themenkomplex „Instandhaltungs- und Zulas-

sungsmanagement“ ist der Schwerpunkt einer in 

Gründung befi ndlichen Ad-hoc-Arbeitsgruppe, die 

sich folgenden Schwerpunktthemen widmen wird:

 — Instandhaltungssysteme (Halter- bzw. ECM-

Verantwortung), derzeit als erster Bearbeitungs-

schritt in der Arbeitsgruppe.

 — Betrachtung von fahrzeugbezogenen Aspekten 

des Sicherheitsmanagementsystems (SMS) im 

Sinne des Anhangs III der RL 2004/49/EG.

 — Begleitung der Umsetzung der CSM-VO, bezogen 

auf Fahrzeuge. Als Arbeitsergebnis wird eine

eigene VDV-Schrift angestrebt.

 — Betrachtung von Zulassungsaspekten im Rahmen 

der Erteilung der Inbetriebnahmegenehmigung 

(IBG) für Eisenbahnfahrzeuge (z.B. im Zusam-

menhang mit LL-Sohlen, K-Sohlen, Umrüstung 

von GG- auf LL-Sohlen).

 — Betrachtung von fahrzeugspezifi schen Aspekten 

aus weiteren (EU-)Regelwerken, z.B. Beschrif-

tung aus der TSI OPE etc.

Im Bereich der Fahrzeuginstandhaltung sind für 

Schwerpunktkomponenten auf der Basis von Her-

stellervorgaben und unter Berücksichtigung der

Erkenntnisse bei Haltern und Betreibern neue 

branchenspezifi sche Regelwerke zu erstellen.

Bezüglich des in Planung befi ndlichen Projektes 

„Neuausrichtung der Regelwerksarbeit des VDV 

für Eisenbahnen“ wird sich der AEF an der Erar-

beitung und Betreuung von speziellen technischen 

Themenstellungen intensiv beteiligen und für Ein-

zelthemen auch die Federführung übernehmen.

Dipl.-Ing. Jürgen Mallikat
Fachbereichsleiter Eisenbahn- und
Maschinentechnik, Eisenbahnbetrieb
t 0221 57979-117

mallikat@vdv.de
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Regionalstadtbahnen (TramTrains) — ein Erfolgskonzept 
mit Zukunftsaussicht?

Seit vielen Jahren werden u.a. in den Regionen um Karlsruhe, Kassel und Saarbrücken, aber 

auch in Spanien und Frankreich erfolgreich Regionalstadtbahnen betrieben. Um die Systeme 

vorhalten bzw. einrichten zu können, sind allerdings auch Investitionen notwendig, die einer 

politischen Unterstützung bedürfen. Leider sind neben den o.g. Erfolgen auch Vorhaben aus 

dem Projektstadium, wie in Kiel, Braunschweig und Salzburg-Freilassing, nicht 

herausgekommen.

Seit Einführung der Transeuropäischen-Eisen-

bahn-Interoperabilitätsverordnung (TEIV) unter-

liegen die Fahrzeugzulassungen der Regionalstadt-

bahnfahrzeuge (TramTrains) für den eisenbahn-

technischen Teil zunehmend den europäischen 

Regelungen. Die Fahrzeuge der heutigen Projekte 

werden nach BOStrab und nach der Eisenbahn-

Bau- und Betriebsordnung (EBO) zugelassen, und 

nicht wie die Vorläuferfahrzeuge, ergänzend zur 

BOStrab nach LNT-Richtlinie. Das Eisenbahn-Bun-

desamt (EBA) hält die LNT-Richtlinie nicht mehr in 

allen Belangen für zeitgemäß und bezieht sich ent-

sprechend auf die EBO. Diese Einstellung führt zur 

vollständigen Einhaltung der EBO-Anforderungen, 

was wiederum eine Kostensteigerung zur Folge hat. 

Aus diesem Grund sind seit Jahren auch keine Vorha-

ben mehr aus dem Projektstadium herausgekommen. 

Diese Entwicklung hat der VDV zum Anlass genom-

men, eine Arbeitsgruppe für dieses Thema zu grün-

den. Vertreten hierin sind die Verkehrsbetriebe mit 

Regionalstadtbahnsystemen (Chemnitz, Karlsruhe,

Kassel und Saarbrücken). Daneben haben sich die 

deutschen Hersteller der Fahrzeuge und auch der 

Landesbeauftragte für Eisenbahnaufsicht des Lan-

des Sachsen-Anhalt angeschlossen, der Aufga-

ben der Fahrzeugzulassung des EBA für die neu-

en Karlsruher Fahrzeuge übernimmt. Es stellte sich 

heraus, dass ein deutlicher Anstieg der Anforde-

rungen im Vergleich zu den Projekten der Vorjahre 

entstanden ist. Hier gilt es gegenzusteuern und eine 

Entwicklung zu stoppen, die auf Dauer auch die be-

stehenden Betriebe gefährdet.

2012 besuchte auf Initiative des VDV die ERA-

Arbeitsgruppe „TSI RST“ (Technische Spezifi kation

für die Interoperabilität –Rolling Stock) die Ver-

kehrsbetriebe in Karlsruhe und Mulhouse (Elsass), 

um sich ein Bild von den betrieblichen Rahmen-

bedingungen und den dort verwendeten Fahrzeu-

gen und deren Technik zu machen. Die Teilnehmer 

kamen sowohl von der European Railway Agency 

(ERA) und den nationalen Sicherheitsbehörden aus 

sieben europäischen Ländern als auch von diver-

sen europäischen Betreibern und Herstellern. Im 

Abschlussreport der ERA an die EU-Kommission 

ist dieser Besuch ausdrücklich erwähnt worden. 

Es wurde darauf hingewiesen, dass die Empfeh-

lung, die TramTrains aus dem Anwendungsbereich 

der TSI herauszunehmen, maßgeblich mitentschie-

den hat. Es konnte überzeugend dargestellt wer-

den, dass diese Art von Fahrzeugen und deren Be-

trieb (zugelassen nach BOStrab und LNT-Richtlinie) 

keine Einschränkung des interoperablen Verkehrs 

bedeutet und durch kompensierende Maßnahmen 

die Sicherheit auf den EBO-Strecken nicht ein-

geschränkt, sondern eher übererfüllt ist. Aus die-

sem Anlass analysierte die Arbeitsgruppe des VDV 

die LNT-Richtlinie und bescheinigte auch heu-

te noch eine gute Anwendbarkeit dieser Richtli-

nie. Sie basiert auf Gutachten und Erfahrungen der 

frühen 90er-Jahre. Einige der Regelungen, wie z.B. 

die Brandschutznorm DIN 5510 und die Fahrzeug-

festigkeitnorm DIN 5560, wurden mittlerweile in 

die EN 45545 bzw. in die EN 12663-1 überführt und 

weitere europäische Normen wie die Kollisions-

sicherheit EN 15227 sind neu in Kraft getreten. An-

dererseits kann aufgrund der heutigen Erfahrung 

festgestellt werden, dass keine der zum damaligen 

Zeitpunkt angenommenen Gefährdungen zu einem 

Unfall geführt hat und der Verkehr mit TramTrains 

somit als sicher eingestuft werden kann. 

Um dieser Weiterentwicklung Rechnung zu tragen, 

wurde ein Entwurf der überarbeiteten LNT-Richt-

linie an das BMVBS und das EBA zur Notifi zierung 

gegenüber den TSI übermittelt. Aktuell werden die 

Aufwendungen ermittelt, die zusätzlich zur BOStrab 

gemäß LNT-Richtlinie erforderlich, sind und den-

jenigen Anforderungen gegenübergestellt, die nach 

EBO erbracht werden müssen. Ziel der Übersicht ist, 

die Mehraufwendungen im Zulassungsverfahren 

aufzuzeigen und unnötige Anforderungen zu iden-

tifi zieren.

Dipl.-Ing. (FH) Peter Haering
Fachbereichsleiter Europäische Standardisierung
und Harmonisierung im Bahnwesen
t 0221 57979-140

haering@vdv.de
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Instandhaltung von Schienenfahrzeugen —
Qualifi zierung und Zertifi zierung

Führt Ihr Unternehmen Instandhaltungsarbeiten an Schienenfahrzeugen durch oder geben 

Sie solche Arbeiten in Auftrag? Sind Sie und Ihr Auftragnehmer in dem Fall auch z.B. für 

Schweiß- und Klebarbeiten zertifi ziert, wenn Sie Schweißen oder Kleben nur als Dienst-

leistung beziehen?

Insbesondere letztgenannte Forderung wird von 

vielen unserer Mitgliedsunternehmen als unver-

hältnismäßig hoch angesehen. Es ist nicht nachvoll-

ziehbar, warum ein Auftraggeber eine Zertifi zierung 

und das damit verbundene Know-how vorweisen 

soll, wenn er eine normkonform qualifi zierte Fach-

fi rma mit schweiß- oder klebtechnischen Aufgaben 

betraut. Dies ist unabhängig davon, ob die Schie-

nenfahrzeuge im Geltungsbereich der BOStrab oder 

der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO)  

zum Einsatz kommen. Aus Sicht des VDV ist es im 

Sinne einer sicheren Betriebsführung hinreichend, 

wenn derjenige Betrieb, der an sicherheitsrele-

vanten Bauteilen z.B. Schweiß- oder Kleb arbeiten 

durchführt, auch entsprechend geschultes Personal 

und geeignete Fertigungseinrichtungen einsetzt.

Inwieweit eine solche anwenderspezifi sche Qualifi -

zierung zwingend mit einer Zertifi zierung verbun-

den sein muss und wie dies die relevanten Normen 

widerspiegeln, wurde auf Bestreben und unter in-

tensiver Mitwirkung des VDV in einer sogenannten 

„Taskforce Zertifi zierung“ des DIN herausgearbeitet.

Wann greifen Zertifi zierungsforderungen?
Zertifi zierungsforderungen, auch Konformitätsbe-

wertung genannt, sind historisch gewachsen. Ein-

hergehend mit der zunehmenden Marktliberalisie-

rung sind sie insbesondere im Sinne eines freien 

Wettbewerbs und zur Vermeidung von Zugangsbe-

schränkungen mittlerweile in Normen unzulässig.

Sie können nur durch Rechtsvorschriften oder Be-

hördenforderungen erhoben oder im Rahmen einer 

privatwirtschaftlichen Vereinbarung, z. B. zwi-

schen Auftraggeber und Auftragnehmer, einer In-

standhaltungsdienstleistung festgelegt werden.

Aus diesem Grund hat die „Taskforce Zertifi zie-

rung“ des DIN entschieden, alle mit Zertifi zierungs-

forderungen behafteten Normen zu bereinigen, oh-

ne dabei das sicherheitsrelevante Qualifi zierungs-

niveau von Personal und Fertigungseinrichtungen 

zu senken. Dies führt zu dem Schluss, dass bereits 

vor der Bereinigung die Erfüllung der normativen

Zertifi zierungsforderungen nicht zwingend erfor-

derlich war und derzeit im Eisenbahnsektor exis-

tierende Anordnungen — Zertifi zierungsforderun-

gen aus den Normen abzuleiten — auf eine unzu-

treff ende Basis referenzieren.

Privatwirtschaftliche Vereinbarungen sind hiervon 

selbstverständlich ausgenommen, denn Zertifi zie-

rungen können durchaus nützlich sein. Ist ein Be-

trieb für Schweißen, Kleben und zerstörungsfreies 

Prüfen zertifi ziert, kann dies z. B. die „Zertifi zie-

rung von für die Instandhaltung von Güterwagen

zuständigen Stellen“ gemäß Verordnung (EU) 

445/2011 erleichtern oder als Verkaufsargument für 

Instandhaltungsdienstleistungen genutzt werden. 

Aktualisierung der Normen
Die sukzessive Bereinigung der Normen wird der 

VDV auf nationaler und internationaler Ebene wei-

terhin intensiv begleiten. Dabei liegt der Fokus auf

 — Betrieben, die nur beauftragen, aber weder eine 

fachspezifi sche Qualifi zierung noch eine Zertifi -

zierung zwingend benötigen;

 — Instandhaltungsdienstleistern, die nicht mehr 

sanktioniert werden können, wenn sie für „nicht 

zertifi zierte“ Auftraggeber arbeiten;

 — den im Eisenbahnsektor existierenden Zertifi zie-

rungsforderungen, die auf einer rechtlich korrek-

ten Basis gestellt werden;

 — den für einen sicheren Betrieb hinreichenden 

Qualifi zierungsanforderungen anstelle von 

Zertifi zierungen.

Qualifi zierung und Zertifi zierung für
Faserverbundbauteile
Auch für die Instandsetzung von Faserverbundbau-

teilen ist in absehbarer Zeit zumindest im Eisen-

bahnsektor die Veröff entlichung eines Norment-

wurfes vorgesehen. 

Zur Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit wird sich 

der VDV auch hier stark engagieren, damit Qualifi -

zierungsanforderungen nur für diejenigen Anwen-

der gelten, die sicherheitsrelevante Faserverbund-

bauteile herstellen und instandsetzen.

Dipl.-Ing. (TH) Michael Sikorski
Fachbereichsleiter Schienenfahrzeugtechnik –
Normungsfragen
t 0221 57979-165

sikorski@vdv.de



VDV-Jahresbericht 2012/2013 49Technik und Normung: Europäische Standardisierung

EU-Normungsaktivitäten im Urban-Rail-Sektor

Die Zahl der relevanten Normen für Fahrzeuge und Infrastruktur im Bereich Eisenbahn ist 

relativ groß. Es ist eine Herausforderung, aus den mehr als 500 Standards die für den 

Urban-Rail-Sektor (SPNV) anwendbaren Teile zu identifi zieren und in ihrer Anwendung 

eindeutig zu interpretieren. Im Rahmen des Mandates 486 der EU-Kommission wurden 

Urban-Rail-relevante Normen in der Phase A des Mandates identifi ziert und den 

europäischen Normenorganisationen vorgeschlagen. Nun liegt es an uns, den im 

Urban-Rail-Sektor beteiligten, die freiwillige Normung durch Ergänzungen und 

Ertüchtigung vorhandener Standards voranzubringen.

Die in Phase A des Mandates 486 von der URSG

erarbeiteten „Fiches“ wurden auf den Sitzungen der 

zuständigen CEN/CLC-Normungsgremien bewer-

tet und in einer Tabelle erfasst. Die Tabelle gibt u. a. 

den Normungsbedarf für den Urban-Rail-Sektor 

wieder, und zwar so, wie dieser von CEN/CLC bzw. 

den zu-ständigen Technischen Komitees TC 256 / 

TC9X für die mechanischen und elektrischen Nor-

menanteile gesehen wird. Angaben zu dem Start der 

jeweiligen Normungsarbeiten sind ebenfalls in der 

Liste enthalten. Auf Basis dieser „List of Fiches“ und 

der jeweilig getroff enen Decisions/Resolutions der 

Normungsgremien hat der VDV einen Entschei-

dungsprozess angestoßen, wie und auf welche Wei-

se diese Normungsvorhaben in die zukünftige Ar-

beit des Verbandes einbezogen werden sollen. 

Bewertung der Normungsvorhaben durch den VDV
Die VDV-Mitarbeiter, die an der Erarbeitung der 

„Fiches“ in Programmphase A des Mandates 486 

beteiligt waren, haben mit einem Stellvertreter aus 

den Mitgliedsunternehmen einen Vorschlag erar-

beitet, welche Normungsvorhaben seitens des VDV 

und seiner Mitgliedsunternehmen unterstützt wer-

den sollen. In dem Vorschlag (Europäische Stan-

dardisierung – Prioritäten, „EUS_P-Tabelle“) sind 

die für den jeweiligen Normungsvorschlag zustän-

digen Ausschüsse bzw. Gremien genannt. Eben-

falls gibt es den Vorschlag einer VDV-Schrift, in der 

das anstehende Normungsthema bereits behandelt 

bzw. angeschnitten wird. Das dem jeweiligen Fiche 

zugeordnete deutsche Spiegelgremium ist in der 

EUS_P-Tabelle aufgezeigt. 

Aus VDV-Sicht wird der Personalbedarf für die Nor-

mungsarbeit in den jeweiligen CEN/CENELEC-

Working-Groups aufgeführt, sowie Vorschläge ge-

macht, aus welchen Ausschüssen die Mitarbeiter für 

die jeweiligen Working Groups rekrutiert werden. 

Ergänzt wurde die EUS_P-Tabelle durch weitere 

Vorschläge bezüglich UR-Systemnormen sowie der 

VDV-Position zum Status der Fundamental Require-

ments. Der von CEN/CLC geplante Starttermin der 

Working Groups bietet hierbei die Gelegenheit zur 

gezielten Vorbereitung auf eine eff ektive Gestaltung 

zukünftiger freiwilliger Normen im UR-Bereich. Der 

Starttermin für die jeweiligen WG (Working Groups) 

ist ebenfalls in dieser Tabelle aufgeführt.

Werbung für die EU-Normungsarbeit 
In den relevanten VDV-Gremien wurde bzw. wird 

derzeit die EUS_P-Tabelle und die damit verbun-

dene Priorisierung dargestellt sowie um Unterstüt-

zung durch die Mitgliedsunternehmen geworben. 

In einer weiteren Urban Rail Standardisation on 

European-Level-Sitzung (URSEL) im Februar 2013 

wird die vorgeschlagene Priorisierung diskutiert 

und entsprechend den VDV-Belangen angepasst. 

Konkrete Vorschläge und Zusagen bezüglich der 

Mitarbeit in Normungsgremien auf nationaler und 

europäischer Ebene werden dabei als ein Ziel der 

URSEL-Sitzung angestrebt.  

Anstehende Herausforderungen   
In den bereits existierenden Working Groups sind 

die eisenbahnaff inen Mitglieder zum großen Teil 

unter sich. Sollen vorhandene Standards überarbei-

tet werden, was in der Mehrzahl der Fall ist, wird 

es in einigen Fällen schwer werden, entsprechende 

Fachleute mit Urban-Rail-Background in den WG 

zu etablieren. Dieser Herausforderung stellt sich der 

VDV mit seinen Mitgliedsunternehmen. 

Dipl.-Ing. Georg Sinnecker
Fachbereichsleiter Normung und 
Zugsicherungstechnik
t 0221 57979-134

sinnecker@vdv.de

Der VDV und seine 

Mitglieder erarbei-

ten Empfehlungen 

für Normen und 

Standards, auch im 

Bereich SPNV
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Ein störungsfreier, pünktlicher Betrieb von Bus 

und Bahn hat für Fahrgäste eine hohe Attraktivität. 

Fahrgäste können mittels dynamischer Fahrtziel-

anzeigen Tag für Tag einen pünktlichen und somit 

störungsfreien Betrieb an Haltestellen nachvoll–

ziehen. Sie erfahren so aber auch den zeitlichen 

Beginn von Verzögerungen oder Verzögerungen 

im Betriebsablauf, wenn z. B. die Anzeige der vor-

gesehenen Ankunft von drei Minuten einige Mi-

nuten unverändert bleibt. Der Wunsch der Fahr-

gäste nach zeitnaher Information über die Dauer 

der Verzögerung bzw. Störung ist dementsprechend 

verständlich. 

Die Beseitigung bzw. Vermeidung von Störungen 

ist nicht nur unter dem Aspekt des Kundendiens-

tes für Unternehmen wichtig. Auch der Aspekt der 

Wirtschaftlichkeit muss berücksichtigt werden. 

Die Reduzierung von Störungen und die Optimie-

rung der Gesamtheit der Prozesse können die stö-

rungsbedingten Folgekosten geringer ausfallen 

lassen und insgesamt die Wirtschaftlichkeit stei-

gern.

Die bisherige operative Störungsbeseitigung wird 

zukünftig um die administrative und strategische 

Störungsvermeidung ergänzt. Zahlreiche Regelwer-

ke beschreiben die organisatorischen und techni-

schen Grundlagen einer operativen Störungsbesei-

tigung, die heute als Reaktion auf eine Abweichung 

vom Regelbetrieb in den Verkehrsunternehmen ge-

lebte Praxis ist (Eingang bis Beseitigung der Störung, 

Wiederherstellung des Regelbetriebs, Dokumenta-

tion).

Aufgrund von vorangegangenen Störungen liegen 

in den Unternehmensbereichen somit Erfahrungen 

und Informationen in unterschiedlichsten Forma-

ten bzw. Systemen vor, die hilfreich sein können, 

um zukünftige Störungen präventiv zu vermeiden 

oder deren Auswirkungen einzuschränken bzw. 

diese schneller zu beseitigen. Aufgabe der admi-

nistrativen Störungsvermeidung ist es daher, die 

an verschiedenen Stellen erfassten Informationen 

über Ereignisse bzw. Störungen zusammenzufassen 

und auszuwerten sowie die Daten zentral bereitzu-

stellen.

Entwicklung von Softwarelösungen zur 
Störungsvermeidung 
Da die für umfassende Prozessanalysen notwendi-

gen Erfassungs- und Auswertungssysteme bisher 

nicht in dem erforderlichen Umfang auf dem Markt 

verfügbar sind und die Erfassung von Störungen 

bzw. Ereignissen in vielen Verkehrsunternehmen 

nicht einheitlich strukturiert und kategorisiert er-

folgt, besteht die Notwendigkeit einer betriebsspe-

zifi schen Entwicklung bzw. Anpassung verfügbarer 

Anwendungen.

Die strategische Störungsvermeidung beinhaltet

die Ergänzung vorhandener Managementsysteme 

des Unternehmens um die Erkenntnisse der admi-

nistrativen Störungsvermeidung. Das Unterneh-

men verfügt damit über ein zusätzliches betrieb-

liches und technisches Controllinginstrument zur 

Unterstützung von Entscheidungen für interne 

Prozesse des Unternehmens.

Als Hilfestellung für die Verkehrsunternehmen hat 

daher der VDV-Betriebsausschuss die VDV-Mit-

teilung 7027 „Managementsysteme zur Störungs-

vermeidung“ erarbeitet, in der die Erfahrungen aus 

den ersten Ansätzen und Anwendungen von elekt-

ronisch gestützten Managementsystemen zur Stö-

rungsvermeidung dargestellt werden und ein ein-

heitlicher Ansatz von Managementsystemen zur 

Störungsvermeidung empfohlen wird.

Dipl.-Geogr. Hartmut Reinberg-Schüller
Fachbereichsleiter Betrieb ÖPNV, 
Arbeits- und Verkehrsmedizin
t 0221 57979-136

reinberg-schueller@vdv.de

Mit Managementsystemen Störungen 
vermeiden und Qualität steigern

Die Gewährleistung eines sicheren und zuverlässigen öff entlichen Personennahverkehrs 

(ÖPNV) ist Hauptaufgabe der Verkehrsunternehmen. Störungen, die den Betriebsablauf 

behindern, stehen somit der Erreichung dieser Aufgabe entgegen. Um Fahrgästen und 

Aufgabenträgern weiterhin ein qualitativ hochwertiges Angebot anzubieten, entwickeln 

Verkehrsunternehmen elektronisch gestützte Managementsysteme, um Störungen zu 

vermeiden bzw. deren Auswirkungen zu verringern.

Technik und Normung: Betrieb ÖPNV
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Die Auswirkungen des demografi schen Wandels 

machen sich nicht nur in den bekanntermaßen 

strukturschwachen Gebieten, sondern zunehmend 

auch in bisher funktionierenden Bereichen an den 

Ballungsraumrändern bemerkbar. Es besteht die Ge-

fahr, dass in diesem Prozess aus Kostengründen das 

Angebot im öff entlichen Verkehr abgebaut und da-

mit die in Gang gesetzten Schrumpfungsprozesse 

verstärkt werden. 

Das Szenario ist bereits greifbar: Nach der Studie 

„Finanzierungsbedarf des ÖPNV bis 2025“ aus dem 

Jahr 2009 wird sich der Finanzierungsbedarf aus öf-

fentlichen Kassen allein für die Fläche im Jahr 2025 

von 0,9 Milliarden Euro auf 1,3 Milliarden Euro jähr-

lich durch die Folgen des demografi schen Wandels 

erhöhen, um dort ein angemessenes Angebot zu er-

halten. Dies entspricht einer Steigerung um 50 Pro-

zent. Weniger Fahrgäste führen zu einer Steigerung 

des Zuschussbedarfs pro Fahrgast – und auch ins-

gesamt. Eine Finanzierungsquelle für diesen Mehr-

bedarf ist heute noch völlig unklar. Es bedarf einer 

gemeinsamen Kraftanstrengung von Politik, Aufga-

benträgern, Verkehrsunternehmen und Verbundor-

ganisationen um einen schleichenden Angebotsab-

bau vor allem des Busverkehrs in der Fläche zu ver-

hindern. Vor diesem Hintergrund sowie durch die 

Verteuerung von Ressourcen in Schrumpfungsre-

gionen wird die Herausforderung immer größer, ein 

Grundangebot an Nahverkehrsleistungen zu erhal-

ten. Es gibt aber keine Alternative zum öff entlichen 

Verkehr in der Fläche, ohne die soziale Teilhabe aller 

Nutzergruppen und eine regionale Wertschöpfung 

infrage zu stellen. 

Positiv ist jedoch herauszustellen, dass sich bundes-

weit gerade im Bereich der fl exiblen und alternati-

ven Bedienungsweisen ein breites Spektrum un-

terschiedlicher Angebotsstrukturen und Betriebs-

formen entwickelt hat, das sich an den jeweiligen 

raum- und verkehrsspezifi schen Erfordernissen 

orientiert und bei planerischem Know-how und ge-

schickter Einsatzstrategie die wirtschaftliche Eff i-

zienz fördert. Aber auch eff iziente Mobilitätsange-

bote fordern in der Fläche weiterhin eine Kofi nan-

zierung der öff entlichen Kassen. Unerlässlich sind 

vor allem dynamisierte Ausgleichsleistungen und 

die Bereitstellung von Mitteln für die Fahrzeugför-

derung, aber auch der Budgeterhalt von Finanzie-

rungsmitteln bei abbestellten SPNV-Leistungen für 

Busverkehre, Förderung von Echtzeitinformations-

systemen sowie Zuschüsse als Anschubfi nanzie-

rung für pilotartige Mobilitätskonzepte. 

Die Ad-hoc-Arbeitsgruppe des VDV „Demogra-

fi scher Wandel und ländlicher Raum“, die aktu-

ell untersucht, wie in der Fläche auch zukünftig 

ein Grundangebot an Busverkehren gewährleistet 

werden kann, stellt als ein Ergebnis heraus, dass in 

Schrumpfungsregionen maßgeschneiderte Mobili-

tätskonzepte vor Ort entwickelt werden müssen. Sie 

hat parallel dazu ein Forschungsvorhaben und ei-

ne Fachtagung initiiert, die auf einem inhaltlichen 

Austausch mit den kommunalen Spitzenverbän-

den und dem Bundesministerium für Verkehr, Bau 

und Stadtentwicklung basieren. Der Leitsatz lautet: 

„Mobil bleiben in der Fläche: Für einen integrierten 

ÖPNV.“ Darauf müssen die weiteren Anstrengun-

gen gerichtet sein. Der VDV wird hierzu einen brei-

ten Dialogprozess anstoßen.

Dr.-Ing. Volker Deutsch
Fachbereichsleiter Verkehrsplanung, Bahnbau, 
Betrieb ÖPNV, Arbeits- und Verkehrsmedizin
t 0221 57979-130

deutsch@vdv.de

Ländlichen Raum nicht abhängen — Erhalt eines 
Busangebots notwendig

Der demografi sche Wandel birgt in Regionen, die von Einwohnerrückgang und Überalterung 

der Bevölkerung stark betroff en sind, große Herausforderungen im Hinblick auf die 

Sicher stellung einer ausreichenden Mobilität. Vor allem in den Regionen, wo den 

Verkehrsunternehmen durch den Rückgang der Schülerverkehre die wirtschaftliche Basis 

für die Vorhaltung einer Versorgung der Allgemeinheit mit Verkehrsdienstleistungen 

zunehmend verloren geht. 

Besonders im länd-

lichen Raum ist der 

Schülerverkehr die 

Grundlage für die 

Aufrechterhaltung 

des ÖPNV-Angebots
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Navigation ohne Elektronik: Einheitliche Piktogramme 
zur Orientierung der Fahrgäste im ÖPNV

Zeichen und Piktogramme fi nden in allen Bereichen des öff entlichen Lebens Verwendung. 

Der öff entliche Personennahverkehr (ÖPNV) nutzt diese als visuelle und sprachlich unab-

hängige „Bedienungsanleitung“ des Verkehrsangebotes für den Fahrgast. Um eine einfache 

Nutzung für den Fahrgast zu ermöglichen, ist die Verwendung von standardisierten Pikto-

grammen sinnvoll. Der VDV hat die bestehenden Piktogramme gesammelt, untersucht und 

eine Nutzungsempfehlung für bestimmte Piktogramme erstellt.

Durch die fortschreitende Globalisierung und zu-

nehmende Mobilität der Menschen ist eine intuiti-

ve Informationsbereitstellung über das Verkehrsan-

gebot eine wichtige Anforderung der Fahrgäste. Seit 

Anfang des 20. Jahrhunderts gewinnen Piktogram-

me deshalb an Bedeutung und werden insbesondere 

zur Orientierung im öff entlichen Raum verwendet. 

Sie überwinden dabei die sprachlichen Barrieren 

und vereinfachen den Menschen die Informations-

aufnahme. Gerade in der Fahrgastinformation an 

Haltestellen und in Fahrzeugen bieten Piktogram-

me die Möglichkeit, Sachverhalte über Ortsangaben, 

Richtungsinformationen, Bedienungshinweise, Ge-

fahr und Verbote einfach und intuitiv zu vermitteln. 

Seit der erstmaligen systematischen Nutzung von 

Piktogrammserien zu den XX. Olympischen Spie-

len 1972 in München wurde eine Vielzahl von Pik-

togrammen entwickelt und genutzt. Auch zur FIFA-

Fußball-Weltmeisterschaft 2006 in Deutschland 

wurden wieder neue Piktogramme entwickelt und 

zur Anwendung gebracht. 

Standardisierte Piktogramme unterstützen
die einfache Nutzung des ÖPNV
Um den Fahrgästen jedoch eine einfache Nutzung 

des ÖPNV bundesweit zu ermöglichen, ist eine Ver-

wendung von einheitlichen Piktogrammen durch 

die Verkehrsunternehmen sinnvoll. Dies ist derzeit 

nicht gegeben. Daher hat der VDV-Ausschuss für 

Kundeninformation, -dialog und -service (K3) ei-

ne umfängliche Bestandsaufnahme vollzogen. Diese 

Sammlung gestattet einen Einblick in die Vielfalt der 

von den Verkehrsunternehmen in Deutschland ver-

wendeten Piktogramme. Aus den über 1000 Pikto-

grammen wurde eine stark reduzierte Anzahl von 

Piktogrammen ausgewählt und für die Verwendung 

an Haltestellen und in Fahrzeugen des ÖPNV 

empfohlen.

Diese Piktogramme gliedern sich dabei nach den

Bedeutungen

 — Verkehrsmittel, Produktsignets ;

 — richtungsqualifi zierende Piktogramme; 

 — Serviceeinrichtungen/Serviceinformation;

 — Sicherheit, Notfall, Gefahr, Verbote und

 — sonstige Piktogramme.

Die Piktogramme genügen dabei den Kriterien, 

dass sie 

 — den Empfehlungen für Kennfarben und Formen 

des deutschen Normeninstitutes DIN bzw. den 

Grundsätzen der Unfallverhütungsvorschriften 

entsprechen;

 — leicht lesbar sind und die Information leicht

zugänglich machen; 

 — Zeichencharakter haben und keine Illustration 

sind; 

 — kulturneutral sind und von allen Menschen

verstanden werden;

 — keine Tabus verletzen und keine religiöse,

sittliche oder rassistische Diskriminierung

darstellen sowie

 — bildungsneutral sind und somit von Menschen 

unterschiedlichster Bildung verstanden werden. 

VDV-Schrift 724:
Piktogramme zur Fahrgastinformation
an Haltestellen und in Fahrzeugen
Der VDV hat die Empfehlung der Piktogramme in 

der VDV-Schrift 724 veröff entlicht und unterstützt  

hiermit die Verkehrsunternehmen und -verbün-

de bei der Planung von Wegeleitsystemen an Halte-

stellen wie auch bei der Ausstattung von Fahrzeugen 

mit Bedienungshinweisen, um für den Fahrgast eine 

einfache Orientierung an Haltestellen und in Fahr-

zeugen des ÖPNV zu gestalten. 

Dem VDV ist es bewusst, dass sich die Piktogramme 

weiterentwickeln. Daher wird der VDV-Ausschuss 

K3 die VDV-Schrift aktualisieren, neue Piktogram-

me sammeln und die Empfehlung gemäß den neues-

ten Entwicklungen fortschreiben.

Dipl.-Ing. Berthold Radermacher
Fachbereichsleiter Normung, Forschungs-
koordination und VDV-Industriekontakte
t 0221 57979-141

radermacher@vdv.de
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Forschungsprojekt „Internet Protokoll basierte Kommuni-
kationsdienste im öff entlichen Verkehr (IP-KOM-ÖV)“

Bereits im zweiten Jahr arbeiten die Projektpartner von IP-KOM-ÖV an der Basis einer

modernen Fahrgastinformation. Gefördert durch das Bundesministerium für Wirtschaft

und Technologie (BMWi) gestaltet der VDV gemeinsam mit 14 Partnern neue Standards und 

Architekturen für die Echtzeitfahrgastinformation.

IP-KOM-ÖV behandelt die Konzepte, Schnittstellen 

sowie Standards für eine moderne und echtzeitfä-

hige Fahrgastinformation. Hierzu wird eine eff izi-

ente und interoperable Kommunikationsarchitek-

tur für die Bereiche der ÖV-Fahrzeuge, der kun-

deneigenen Endgeräte sowie einer überregionalen 

Auskunftsplattform entwickelt. IP-KOM-ÖV erar-

beitet für diese Themenschwerpunkte in aufeinan-

der aufbauenden Projektabschnitten die notwen-

digen Spezifi kationen. Seit dem Start Ende 2010 

wurden dabei die Anforderungen sowie leistungs-

fähige Kommunikations- und Systemarchitekturen 

defi niert. Hiernach erfolgte eine erste Umsetzung, 

mittels der die Machbarkeit und Tauglichkeit dieses 

Systems nachgewiesen wurde. 

Seit Mitte 2012 wurde hierzu mit der Defi niti-

on und Umsetzung der Detailspezifi kationen von 

Diensten und Funktionen begonnen. Die daraus 

resultierenden Testaufbauten dienen dazu, die er-

mittelten Anforderungen zu verifi zieren. Die ersten 

Implementierungen und Tests zeigen bereits jetzt 

die vielversprechende Leistungsfähigkeit der be-

schriebenen Schnittstellen und Architekturen. Mit 

diesen Ergebnissen und dem in VDV-Workshops 

gewonnenen Branchenkonsens zeichnet sich eine 

hohe Akzeptanz der Standardisierung dieser zum 

Teil neuen Schnittstellen ab. 

Im Jahr 2013 werden in einem letzten Schritt die 

Arbeitsergebnisse mit einem Demonstrator und 

einem Feldtest bei der Stuttgarter Straßenbah-

nen AG (SSB) dargestellt. Durch die Unterstützung 

von IP-KOM-ÖV konnten notwendige Aktivitä-

ten gestartet werden, um den Verkehrsunterneh-

men zukünftig eine eff iziente Nutzung von neuen 

Technologien und damit den Fahrgästen eine noch 

einfachere und komfortablere ÖPNV-Nutzung zu 

ermöglichen.

IP-KOM-ÖV-Ergebnisse für die 
Verkehrsunternehmen
Im Jahr 2012 veröff entlichten die technischen 

VDV-Ausschüsse Kundeninformation, -dialog und 

-service (K3) und der Ausschuss für Telematik- und 

Informationssysteme (ATI) basierend auf den 

IP-KOM-ÖV-Ergebnissen die VDV-Mitteilungen:

 — VDV 3001 „Technische Anforderungen für

Anwendungen im IBIS-IP“,

 — VDV 7023 „Szenarien & Personas sowie deren

Anforderungen an die Kundeninformation“ und

 — VDV 7024 „Anwendungsfälle im Umfeld der

Echtzeit-Kundeninformation“.

Weitere VDV-Schriften zu den Spezifi kationen der 

Systemarchitektur und der Schnittstellen im Be-

reich des IBIS-IP, der Mobilgerätschnittstelle so-

wie der Echtzeitauskunft sind in Arbeit und werden 

2013 vorgestellt.

Auch auf europäischer Ebene erfolgen im Standardi-

sierungsinstitut CEN Aktivitäten im Bereich der IP-

KOM-ÖV-Themenfelder. Der VDV unterstützt diese 

Arbeiten und gestaltet die Normierung maßgeblich 

mit. Die Arbeitsgruppe zum öff entlichen Verkehr im 

CEN-Standardisierungskomitee „Intelligente Trans-

portsysteme“ erweitert derzeit die Normenreihe 

EN 13149 zum integrierten Bordinformationssys-

tem (IBIS) um Spezifi kationen für die Internetproto-

koll basierte Kommunikation. Neben Teilergebnis-

sen des europäischen Forschungsprojekts „European 

Bus System of the Future“ (EBSF) sind hauptsächlich 

die IP-KOM-ÖV-Ergebnisse die Basis für die neu-

en Normen. Dabei wurde der Teil EN 13149-8, der die 

physikalischen Anforderungen an die Nutzung von 

Ethernet-Technologie auf dem ÖPNV-Fahrzeug be-

schreibt, bereits im Jahr 2012 zur Kommentierung 

vorgelegt. Weitere Teile zur Kommunikationsarchi-

tektur und den Datendiensten werden im Jahr 2013 

folgen. 

Außerdem werden die IP-KOM-ÖV-Ergebnisse in 

neue Versionen der Schnittstellennormen für den 

Austausch von Echtzeitinformationen EN 15531 

integriert.

Dipl.-Ing. (FH) Andreas Wehrmann
Forschungsprojekt IP-KOM-ÖV
t 0221 57979-167

wehrmann@vdv.de
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Normung von Datenschnittstellen als Basis für 
neue Dienste und Anwendungen 

Der VDV initiiert und begleitet im Bereich Informationsverarbeitung die Standardisierung 

von IT-Schnittstellen und -Verfahren. Neben der Veröff entlichung der technischen Spezifi -

kation als VDV-Schrift oder zunehmend im Rahmen der europäischen Normierung ist die 

Unterstützung der Mitgliedsunternehmen, z. B. durch Rahmenlastenhefte oder eine Erläu-

terung von Einsatzumfeld und -bedingungen, für die erfolgreiche Anwendung von großer 

Bedeutung.

Infrastruktur-Daten-Management (IDM)
Mit Unterstützung des Bundesverkehrsministeri-

ums, der Mitarbeit der VDV-Mitgliedsunterneh-

men aus Karlsruhe und Stuttgart und der Deutschen 

Bahn wurde das IDM-Datenmodell entwickelt. Es 

handelt sich um eine einheitliche, systemneutrale 

Datengrundstruktur zur qualifi zierten Dokumen-

tation der Infrastruktur von Verkehrsunternehmen 

im Life-Cycle-Prozess (Planen/Bauen/Betreiben/

Instandhalten und Entsorgen). Das IDM-Datenmo-

dell stellt die Grundlage für den in der VDV-Schrift 

456 beschriebenen Schnittstellenstandard dar. Im 

Jahr 2013 wird eine neue Version, welche die Er-

kenntnisse der Realisierungsprojekte aufnimmt, 

veröff entlicht.

Automatische Fahrgastzählsysteme (AFZS)
Gemeinsam mit dem Unterausschuss für Statistik 

wurden die VDV-Schriften 457 und 458 erstellt, die 

mittels der Beschreibung von

 — statistischen Grundlagen, Hinweisen und Emp-

fehlungen,

 — Anforderungen für Prüfung, Zertifi zierung und 

Testierung von AFZS und

 — einem Rahmenlastenheft 

die Beschaff ung von AFZS erleichtern und die Zu-

verlässigkeit von damit erstellten Zählungen ver-

gleichbar und nachweisbar machen sollen. Sie be-

schreiben Verfahren sowohl für den typischen 

Busverkehr als auch für Eisenbahnverkehr mit Ein-

zelwagen, Flügelung oder Verstärkung. 

2012 wurde damit begonnen, eine neue Version zu 

erarbeiten, welche die Erfahrungen aus fast fünf 

Jahren Einsatz der Schriften berücksichtigt und 

um Anforderungen an Schnittstellen zwischen den 

Systemkomponenten ergänzt.

Die Soll-Datenschnittstellen „Liniennetz und Fahr-

plan“ oder auch „Dienstplan“ (VDV-Schrift 451 ff .) 

beschreiben den Austausch von Informationen über 

die geplante Verkehrsleistung, z. B. zur Versorgung 

eines Leitsystems oder eines Auskunftssystems mit 

dem Fahrplan. Nach einer beispielhaften, langjäh-

rigen Erfolgsgeschichte bestand Bedarf für eine er-

weiterte, den heutigen Anforderungen angepasste 

Version. Diese wurde unter Einbringung der deut-

schen Anforderungen und Erfahrungen im CEN als 

europäische Norm NeTEx entworfen und steht nun 

vor der Verabschiedung.

Die Ist-Datenschnittstellen (VDV-Schriften 453 ff .) 

für den Austausch von Informationen zur aktuellen 

Verkehrslage im ÖPNV beschreiben den Datenaus-

tausch zur Ermöglichung von dynamischen Fahr-

gastanzeigen an Haltestellen, der Anschlusssiche-

rung oder der Fahrplanauskunft mit Ist-Daten auch 

über die Grenzen eines Leitsystems hinweg. Als 

VDV-Schriften haben sie für den Austausch von 

Verkehrsinformationen zum Teil sogar weltweit 

Bedeutung erlangt und sind Grundlage für die CEN-

Norm „SIRI“ geworden.

Allen Akteuren im ÖPV wurden mit der Entwick-

lung, Durchsetzung und Fortschreibung der 

Schnittstellen neue Perspektiven eröff net

 — Eine verbesserte Information für Fahrgäste, z.B. 

mit landesweiten Echtzeitauskünften, erleichtert 

die Planung und Durchführung von Reisen.

 — Festgelegte Schnittstellen ermöglichen den Aus-

tausch von Informationen zwischen mehreren 

Unternehmen, z. B. in einem Verbund.

 — Standardschnittstellen des Verbandes Deutscher 

Verkehrsunternehmen bieten der Industrie die 

Möglichkeit, erprobte Lösungen — auch im Aus-

land — anzubieten.

Der VDV plant auch künftig, die Schnittstellen — 

vermehrt im Rahmen von europäischen Normie-

rungen — fortzuschreiben.

Dipl.-Kfm. Winfried Bruns
Fachbereichsleiter Informationsverarbeitung,
Dokumentation
t 0221 57979-120

bruns@vdv.de
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Oberbau-Richtlinien für die Bahnen des ÖPNV — 
Neufassung in Bearbeitung

Die Regelwerke des VDV bieten vor allem den Verkehrsunternehmen, aber auch anderen 

Anwendern wertvolle Hilfestellung bei ihrer Arbeit. Zur Anpassung an die zwischenzeitlich 

erfolgte Weiterentwicklung oder bei besonderem Bedarf werden sie von Zeit zu Zeit über-

arbeitet und aktualisiert.

Oberbau-Richtlinien (OR) für die Bahnen des 

ÖPNV, also für Straßenbahnen, Stadtbahnen und 

U-Bahnen, wurden 1971 vom damaligen Verband 

öff entlicher Verkehrsbetriebe (VÖV) erstmals her-

ausgegeben, in den folgenden Jahren sukzessiv 

ergänzt sowie durch Zusatzrichtlinien (OR-Z) kon-

kretisiert. Das Regelwerk wird nach gründlicher 

Überarbeitung demnächst in einer aktualisierten 

Neufassung erscheinen.

Überarbeitung nach 1990
Nach der Wiedervereinigung Deutschlands wur-

de deutlich, dass sich der Gleisbau in der ehemali-

gen DDR teilweise anders entwickelt hatte als im 

Westen. Bei der anstehenden turnusmäßigen Ak-

tualisierung des Regelwerks für den Oberbau der 

Bahnen des ÖPNV waren deshalb auch die Beson-

derheiten und die Erfahrungen der Verkehrsun-

ternehmen in den neuen Bundesländern zu be-

rücksichtigen, um seine Anwendung bundesweit 

zu ermöglichen. Die Überarbeitung der OR/OR-Z 

(VDV-Schrift 600) Anfang der 1990er-Jahre muss-

te jedoch in einem relativ engen Zeitrahmen erfol-

gen, sodass sie sich vorwiegend auf formale Aspek-

te beschränkte und nur als Vorstufe einer späteren 

tiefer gehenden Überarbeitung und Aktualisierung 

anzusehen war.

Überarbeitung des Themenbereichs „Weichen
und Kreuzungen“
Der sehr umfangreiche und spezielle Themenbe-

reich „Weichen und Kreuzungen“ wurde einige 

Jahre später in einem Zwischenschritt gesondert 

bearbeitet. Die beiden „Weichen-Handbücher“ 

(für Weichenanlagen aus Rillenschienen und aus 

rillenlosen Schienen) wurden dabei um heute nicht 

mehr benötigte Ausführungen gekürzt. Der verblei-

bende „Extrakt“ wurde in die OR integriert und 

im Sommer 2009 als OR 14 vorab gesondert veröf-

fentlicht.

Intensive inhaltliche Überarbeitung
Die nächste Stufe einer Überarbeitung des in Fach-

kreisen geschätzten Regelwerks durch eine AG 

des Ausschusses für Bahnbau begann 2008. Da-

bei wurden einerseits einige neue Entwicklungen 

der letzten Jahre aufgenommen, andererseits wa-

ren aber auch einige Inhalte der früheren Fassung 

inzwischen überholt und konnten deshalb ent-

fallen. Besonderer Wert wurde auf die möglichst 

weitgehende Übereinstimmung der neu gefassten 

Oberbau-Richtlinien mit den entsprechenden 

Regelwerken des Eisenbahnbaus und des Straßen-

baus für den Oberbau ihrer Verkehrswege gelegt.

Neufassung der Richtlinien
Die Neufassung der OR/OR-Z mit einem Umfang 

von ca. 500 Seiten wird — nach Durchlaufen des 

obligatorischen Abstimmungsverfahrens — vor-

aussichtlich im Laufe des Jahres 2013 veröff entlicht 

werden, und zwar sowohl in Papierform als auch in 

elektronischer Form.

Seitens des VDV besteht die starke und sicherlich 

auch begründete Hoff nung, dass die aktualisierte

Neufassung dieses grundlegenden Regelwerks für 

den Oberbau der Bahnen des ÖPNV sowohl den 

Verkehrsunternehmen — im Besonderen ihren 

Bahnbauabteilungen — als auch anderen Institutio-

nen, die mit der Planung, dem Bau und der Instand-

haltung ihrer Gleisanlagen befasst sind, nun in noch 

größerem Maße nützlich und hilfreich bei der 

Arbeit sein wird.

Es ist beabsichtigt, die neu gefassten Oberbau-

Richtlinien im Rahmen des von der Europäischen 

Kommission erteilten Mandats zur europäischen 

Normung im Bereich des schienengebundenen 

Nahverkehrs einzubringen.

Dipl.-Ing. Herbert Sladek
Fachbereichsleiter Bahnbau
t 0221 57979-137

sladek@vdv.de

Technik und Normung: Bahnbau

Arbeiter der Bremer 

Straßenbahn bei 

Schweißarbeiten
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Empfehlungen zur Verhinderung von Brandschäden 
bei Linienbussen

Um Brandschäden bei Linienbussen weitestgehend zu verhindern, können Maßnahmen 

erforderlich werden, die über die gesetzlichen Anforderungen hinausgehen. Daher hat

der VDV zusätzliche Empfehlungen erarbeitet, die von einigen Busherstellern bei der

neuen Fahrzeuggeneration bereits aufgenommen werden. Den Verkehrsunternehmen

wird empfohlen, die vom VDV publizierten Maßnahmen im Rahmen von Fahrzeug-

ausschreibungen zu berücksichtigen.  

Die Hitzeentwicklung im Motorraum kann als häu-

fi gster Auslöser von Fahrzeugbränden angesehen 

werden. Der Platz im Motorraum moderner Nieder-

fl urbusse wird immer geringer und die Bauteile und 

Motorkomponenten liegen dicht beieinander. In der 

Folge steigen die Temperaturen in den Motorräu-

men, wobei auch die Motorkapselung die Entste-

hung von Wärmestaus begünstigt. Um unter diesen 

Bedingungen eine Brandentstehung wirkungsvoll 

zu verhindern, müssen die Fahrzeughersteller zu-

nächst gesetzliche Vorgaben einhalten. Die An-

forderungen an den Brandschutz bei Linienbussen 

sind in Europa, insbesondere in der „EU-Busricht-

linie“, für die Typgenehmigung (2001/85/EG) und in 

der Richtlinie 95/28/EWG zum Brennverhalten der 

Innenausstattung von Kraftomnibussen gesetzlich 

defi niert. Beide Richtlinien sind bereits Bestandteil 

der nationalen straßenverkehrsrechtlichen Vor-

schriften (StVZO). Daneben ist der Schutz gegen 

Brandgefahren für Busse auch in den einschlägigen 

ECE-Regelungen 36, 52 und 107 defi niert. Die ECE-

R 107 z.B. empfi ehlt für Fahrzeuge, deren Motor 

sich hinter dem Fahrerraum befi ndet, eine Brand-

meldeanlage. Diese ist jedoch lediglich als Ergän-

zung zu anderen Maßnahmen zur Brandvermei-

dung zu betrachten. Absolute Priorität hat die Ver-

hinderung von Bränden durch die Materialauswahl 

und zusätzliche konstruktive Maßnahmen. 

Erfordernis zusätzlicher konstruktiver
Maßnahmen und VDV-Empfehlung
Dem vorbeugenden Brandschutz ist insbesondere 

bereits im Rahmen der Fahrzeugkonstruktion zu-

künftig eine höhere Bedeutung beizumessen, denn 

die Fahrzeughersteller können durch konstruktive 

Maßnahmen bedeutende Beiträge zur Vermeidung 

von Bränden und deren Folgeschäden leisten. Dem 

Antriebsaggregat, der eingesetzten Kraftstoff art und 

damit dem Motorraum kommt hierbei besondere Be-

deutung zu. Bei entsprechender Würdigung der vom 

VDV analysierten Brandursachen können Brände am 

wirkungsvollsten durch die konstruktive Trennung 

aller elektrischen Leitungen, Kohlenwasserstoff e 

führenden Rohre und Schläuche von Wärmequellen 

verhindert werden. Auch durch die Ausführung der 

Leitungen selbst kann im Motorraum die Brandge-

fahr bereits wirksam reduziert werden, ggf. sind Ab-

schottungen und Ablaufbleche vorzusehen. 

Die Summe der vom VDV als zielführend identifi -

zierten Maßnahmen wurde schließlich in der VDV-

Mitteilung 2303 veröff entlicht. Primäre Zielgruppe 

dieser Veröff entlichung sind die Fahrzeugherstel-

ler. Obwohl die Mehrzahl der heutigen Linienbusse 

Dieselfahrzeuge sind, wurden auch die zusätzlichen 

Einfl üsse beim Einsatz alternativer Antriebs- und 

Kraftstoff systeme (Erdgas, Wasserstoff , Elektromo-

bilität) behandelt und ergänzt. Der VDV empfi ehlt 

seinen Mitgliedsunternehmen, die VDV-Mitteilung 

2303 zum Bestandteil der Fahrzeugausschreibungen 

zu machen.

Betriebsinterne Maßnahmen der
Verkehrsunternehmen
Selbstverständlich haben auch die Werkstätten in 

den Verkehrsunternehmen ihren Beitrag zum vor-

beugenden Brandschutz zu leisten. Neben den von 

den Fahrzeugherstellern geforderten Maßnah-

men empfehlen sich zusätzliche präventive War-

tungsarbeiten sowie Personalunterweisungen und 

Schulungen aufseiten der Verkehrsunternehmen, 

da durch Maßnahmen, die über die normale War-

tung hinausgehen, das Gefahrenpotenzial durch 

Fahrzeugbrände ebenfalls verringert werden kann. 

Ebenso muss auch das Fahrpersonal geeignete Ver-

haltensregeln in Brandfällen verinnerlichen. Auch 

hierzu gibt die VDV-Mitteilung Hinweise.

Prof. Dr.-Ing. Ralph Pütz
Fachbereich Kraftfahrwesen
t 0163 5797935

puetz@vdv.de
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Obsoleszenzmanagement: Ein angemessenes Handeln
ist erforderlich

Die Aufwendungen der Verkehrsbetriebe für die Sicherstellung der Ersatzteilversorgung im 

Bereich der Fahrzeugelektronik werden immer komplexer und umfangreicher, da Bauele-

mente relativ kurzfristig und unvermittelt abgekündigt werden. Der Schienenfahrzeugaus-

schuss (SFA) verfasste daher eine VDV-Mitteilung, in der die Zusammenhänge und mögliche 

Strategien mit ihrem Für und Wider erläutert werden.

Seit einigen Jahren werden die Betreiber von Schie-

nenfahrzeugen verstärkt damit konfrontiert, dass 

als Ersatzteile dringend benötigte elektronische 

Komponenten der Leistungselektronik oder der 

Steuerung aufgrund der eingestellten Fertigung ab-

gekündigt werden. Gleichzeitig wird die Beschaf-

fung von daten- und einbaukompatiblen Ersatz-

bauelementen zunehmend schwierig oder gar un-

möglich. Denn aufgrund der absolut unbedeutenden 

Stückzahlen zeigen relevante Hersteller elektro-

nischer Komponenten für Schienenfahrzeuge kein 

wirtschaftliches Interesse, die Instandhaltung dieser 

Komponenten langfristig sicherzustellen. In keinem 

anderen Bereich der Fahrzeugtechnik öff net sich die 

Schere zwischen der wirtschaftlichen Nutzungszeit 

des Gesamtfahrzeugs von 30 bis 40 Jahren und der 

technisch-wirtschaftlich möglichen Nutzung elek-

tronischer Gesamtkomponenten (zunehmend weni-

ger als 20 Jahre) dermaßen dramatisch. 

Bahnen gehören zu den kleinsten Anwender-
gruppen für elektronische Bauelemente
Die Gründe für diese Entwicklung liegen darin, dass 

die Bahnindustrie bei der Nutzung solcher Bautei-

le weltweit der kleinsten Gruppe angehört. Hin-

zu kommt die rasant steigende Geschwindigkeit bei 

der Erneuerung bzw. der technischen Entwicklung 

im Elektroniksektor. Hatten die Bauteile 1986 noch 

einen Entwicklungszyklus von ca. 15 Jahren, so ist 

dieser im Jahr 2000 auf 3 ½ Jahre gesunken. Die Ver-

fügbarkeit eines Mikroprozessors auf dem Welt-

markt beträgt zurzeit zwei Jahre. Dieser Rhythmus 

wird nicht von der Bahnindustrie bestimmt, sondern 

ausschließlich vom Consumer-Markt, bei dem die 

Preisgestaltung aufgrund der großen Stückzahlen 

verständlicherweise bei Kunden den Wunsch nach 

einer Kompletterneuerung hervorruft.

VDV-Mitteilung 1507 über Elektronik
in Schienenfahrzeugen
Die kurzfristige Abkündigung von Produkten ist 

eine Tatsache, der sich die Betreiber, aber auch die 

Bahnindustrie und deren Zulieferer stellen müssen. 

Es geht dabei um die Frage, ob die bisherige Vorge-

hensweise bei der Konzeption der Fahrzeuge und 

der allzu großzügigen Betrachtung der erforder-

lichen Neuinvestitionen über die erwartete Nut-

zungsdauer hinaus noch praktikabel ist. Ungeach-

tet dessen hielt der SFA es für erforderlich, in Form 

einer VDV-Mitteilung den Betreibern umsetzbare-

Abhilfestrategien (Obsoleszenzmanagement) vor-

zustellen. Diese Mitteilung (Nr. 1507) trägt den Titel 

„Elektronik in Schienenfahrzeugen: Beispiele für

Strategien bei Abkündigung benötigter Bauele- 

mente/Komponenten“ und soll folgende Aufgaben 

erfüllen:

 — die Problematik anhand von konkreten Beispie-

len detailliert darlegen,

 — Empfehlungen für eine strategische Vorgehens-

weise zur Problemlösung geben und

 — alternative Modernisierungskonzepte vorschla-

gen. 

Diese Mitteilung wurde durch den Verwaltungs-

rat „Tram“ genehmigt und wird 2013 veröff entlicht. 

Darin werden folgende Strategien zur Problemlö-

sung vorgestellt und die jeweiligen Maßnahmen er-

läutert:

 — Erneuerung eines Systems

 — Neuentwicklung einer Komponente

 — Verwendung eines Ersatzbauteils

 — Weiternutzung durch System- oder Komponen-

tenerneuerung frei werdender Altkomponenten/

Bauteile („Kannibalisierung“)

 — alternative Konzepte zur Aufrechterhaltung der 

Funktion

Die Veröff entlichung der VDV-Mitteilung 1507 ist 

für den SFA der erste Schritt auf dem Weg zur 

Lösung dieser speziellen Ersatzteilproblematik. Als 

Nächstes werden intensive Diskussionen mit der 

Bahnindustrie geführt, wie diese Problematik schon 

bei der Beschaff ung von Fahrzeugen eingehend 

thematisiert werden kann.

Dipl.-Ing. Udo Stahlberg
Fachbereichsleiter Nahverkehrs-Schienenfahr-
zeuge, elektrische Energieanlagen, Standseilbahnen
t 0221 57979-132

stahlberg@vdv.de
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Elektrische Weichenheizungen — wichtiger Bestandteil 
für einen störungsarmen Winterbetrieb von städtischen 
Nahverkehrsbahnen

Auch im Winter sind stets umstellbare und sicher befahrbare Weichen für den zuverlässigen 

Betrieb notwendig. Schneefall und Eisbildung können dies behindern oder unmöglich 

machen. Mit elektrischen Weichenheizungen werden die beweglichen Teile von Weichen 

schnee- und eisfrei gehalten. Um dies noch eff ektiver und energiesparender als bisher zu 

gewährleisten, wurde die entsprechende VDV-Schrift 560 überarbeitet.

Weichenheizungen sind bei städtischen Nahver-

kehrsbahnen seit Jahrzehnten erfolgreich im Ge-

brauch. Sie werden bis auf wenige Ausnahmen 

elektrisch betrieben, wobei die Energieversorgung 

entweder direkt aus dem Oberleitungsnetz oder aus 

dem Niederspannungsnetz geschieht. Eine weitere 

Einteilung der Bauarten elektrischer Weichenhei-

zungen wird gemäß dem Einbauort vorgenommen. 

Die in der Regel verwendeten Bauarten sind Ba-

ckenschienenheizungen (mit und ohne Schutzrohr), 

die sowohl bei Vignol- als auch bei Rillenschienen-

weichen verwendet werden, und Kammerheizun-

gen, die nur bei Rillenschienenweichen zum Einsatz 

kommen. Sonderbauarten sind Verschlussfachhei-

zungen, Zungenheizungen sowie Herzstückhei-

zungen. Weiterhin werden auch kurze Abschnitte 

von Rillenschienengleisen beheizt, wenn mit einem 

großen Eintrag von Schnee, Schneematsch oder Eis 

durch den Straßenverkehr in die Spurrille zu rech-

nen ist.

VDV-Schriften zu Weichenheizungen
immer aktuell
Der VDV und seine Vorgängerorganisationen haben

zahlreiche Schriften und Empfehlungen über elek-

trische Weichenheizungen herausgegeben, um den 

in den Verkehrsunternehmen für Planung, Bau, Be-

trieb und Instandhaltung dieser Einrichtungen Ver-

antwortlichen Informationen zu Typen und Eigen-

schaften dieser Betriebsmittel sowie Hinweise und 

Ausführungsbeispiele zu geben. Diese Publikatio-

nen werden regelmäßig überarbeitet, um technische 

Weiterentwicklungen sowohl bei den Heizstäben 

als auch bei den elektrischen Steuerungen der Hei-

zungsanlagen zu berücksichtigen. So wurde in der 

Ausgabe 1996 der VDV-Schrift 560 u. a. erstmalig 

der Einsatz von Fehlerstromschutzschaltungen an-

stelle von Trenntransformatoren bei Speisung der 

Heizstäbe aus dem öff entlichen Dreh-/Wechsel-

spannungsnetz vorgestellt.

Anlässlich der geänderten Normung für elektrische 

Anlagen von Bahnen beschloss der Ausschuss für 

Elektrische Energieanlagen (AEE), auch die VDV-

Schrift 560 grundlegend zu überarbeiten. Außer-

dem wurden die Anordnung sowie der Einbau und 

elektrischer Anschluss von Heizstäben mit Fotos 

veranschaulicht. Darüber hinaus wurden Hinwei-

se zur Prüfung und Instandhaltung der Weichen-

heizungen sowie Maßnahmen für den Überspan-

nungsschutz neu aufgenommen. Besonders wich-

tig erschien den an der Überarbeitung der Schrift 

beteiligten Ausschussmitgliedern, die Anforderun-

gen hinsichtlich der Steuerungen und Regelungen 

sowie der Fernbedienung und -überwachung der 

Weichenheizanlagen dem Stand der Technik an-

zupassen. Dies bedeutet u. a., dass moderne elek-

trische Weichenheizungen mindestens mit einer 

von der Schienentemperatur abhängigen Rege-

lung ausgestattet sein sollten, um einen eff ekti-

ven und energiesparenden Betrieb zu ermöglichen. 

An dieser Überarbeitung war auch der Ausschuss 

für Bahnbau (ABB) beteiligt, der wichtige Hinwei-

se hinsichtlich der Einbautechniken von Heizstä-

ben sowie der Gestaltung von Schutzrohren und 

Schutz- und Anschlusskästen beisteuerte.

Industrie zeigt großes Interesse an
VDV-Publikationen
An dem Gelbdruckverfahren waren nicht nur die 

VDV-Mitgliedsunternehmen, sondern auch alle 

dem AEE bekannten Firmen beteiligt, die Kompo-

nenten für elektrische Weichenheizungen herstel-

len. Sogar Firmen aus den USA wussten von diesen 

VDV-Aktivitäten und baten den VDV auf der Messe 

InnoTrans 2012 um weitergehende Informationen. 

Mittlerweile durchlief die VDV-Schrift 560 alle Ge-

nehmigungsprozeduren und wird 2013 veröff ent-

licht.

Dipl.-Ing. Udo Stahlberg
Fachbereichsleiter Nahverkehrs-Schienenfahr-
zeuge, elektrische Energieanlagen, Standseilbahnen
t 0221 57979-132

stahlberg@vdv.de
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Die VDV-Landesgruppen im Überblick

Der VDV ist über seine neun Landesgruppen in den Regionen aktiv. Die Übersicht zeigt

den Zuschnitt der Landes gruppen und die jeweiligen Ansprechpartner. Mehr Informationen 

zu den VDV-Landesgruppen fi nden Sie unter www.vdv.de/vdv-landesgruppen.
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Aktuelle EINBLICKE für die Mitglieder 

Auch im Jahr 2012 hat der VDV Baden-Württemberg die Zusammenarbeit mit dem Verband 

Baden-württembergischer Omnibusunternehmer (WBO) bei der Information der Mitglieder 

über aktuelle Entwicklungen fortgeführt. Im Fokus der Veranstaltungsreihe EINBLICKE 

standen diesmal die Themen „Rund ums Busrad“ und „Fahrgastinformation in Echtzeit“. 

Teilnehmerzahlen zwischen 80 und 100 Personen 

je Veranstaltung machten deutlich, dass erheblicher 

Informationsbedarf bei beiden Themen bestand, der 

mit Fachvorträgen und der Diskussion off ener Fra-

gen im Plenum befriedigt werden konnte.

Dass die technische Entwicklung nicht nur alte Pro-

bleme löst, sondern manchmal auch neue Probleme 

auslöst, wurde in einem der Vorträge „Rund ums 

Busrad“ thematisiert. Wurden erste Presseberich-

te im Jahr 2010 zu verlorenen Busrädern noch als 

unerklärlicher Wartungsmangel eingestuft, änder-

te sich die Einschätzung mit der Häufung entspre-

chender Vorkommnisse im Jahr 2011. Bald war klar, 

dass hier off enbar ein neues, bislang nicht vorhan-

denes Problem aufgetaucht war und dringender 

Handlungsbedarf bestand. Die gemeinsam von 

Betreibern, Industrie und dem Verband recherchier-

ten Erkenntnisse zu diesem Thema wurden in dem 

VDV-Rundschreiben 3/2012 gebündelt und den Un-

ternehmen zur Verfügung gestellt. Das sicherheits-

relevante Thema konnte damit wirksam erledigt 

werden.   

Vorgestellt wurden darüber hinaus auch aktuelle 

Lösungen zur Automatisierung der Eingangskont-

rolle mit automatischer Profi ltiefen- und Reifen-

druckmessung, der Umgang mit runderneuerten 

Reifen, die Wintertauglichkeit von Busreifen vor 

dem Hintergrund neuer gesetzlicher Regelungen 

und neue technische Lösungen für automatisierte 

Verkehrskontrollen an Autobahnen mittels Wärme-

bildkameras.   

Das zweite Thema, „Fahrgastinformation in Echt-

zeit“, baut auf der Vision auf, den Fahrgast jeder-

zeit und an jedem Ort über das Angebot von Bus und 

Bahn informieren zu können; eine Vision, die mit der 

raschen Verbreitung der neuen Smartphone-Tech-

nologie in greifbare Nähe rückt. Doch müssen, neben 

der Verbreitung von modernen Smartphones, noch 

die Bereitstellung einer Echtzeitinfrastruktur und 

entsprechend ausgerüstete Fahrzeuge hinzukom-

men, damit die notwendigen Echtzeitdaten erfasst 

und weitergeleitet werden können. Doch was in Bal-

lungsräumen schon funktioniert, ist auf dem fl achen 

Land vielfach noch ein frommer Wunsch.

Die Vorträge rankten sich demnach um die Fragen, 

welche technischen Lösungen derzeit hierfür an-

geboten werden und fi nanzierbar sind. Aber auch 

Konzepte, wie die Sammlung und Verteilung der 

entsprechenden Daten über zentrale und regionale 

Datendrehscheiben organisiert werden kann, wur-

den erläutert und diskutiert. Und dass es ohne Stan-

dards nicht funktionieren wird, machte spätestens 

der Referent des VDV, Andreas Wehrmann, mit sei-

nem Hinweis auf das laufende Forschungsprojekt 

IP-KOM-ÖV klar.   

Die anschließende Diskussion machte ein hohes 

Maß an Einigkeit deutlich, dass eine moderne Fahr-

gastinformation ohne das Thema Echtzeit nicht dar-

stellbar ist. Deutlich wurde jedoch auch, dass die 

Suche nach günstigen technischen Lösungen und 

funktionierenden organisatorischen Lösungen noch 

nicht beendet ist. Und wie immer steht am Ende auch 

die Frage, wie diese neue Entwicklung fi nanziert 

werden kann.

Dipl.-Ing. Uwe Grote
Geschäftsführer 
VDV-Landesgruppe Baden-Württemberg

Über die Chancen 

von Kundeninfos in 

Echtzeit per Smart-

phone diskutierten 

die Teilnehmer 

der diesjährigen 

EINBLICKE
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Fachkräftemangel als zentrales Thema der 
Eisenbahnverkehrsunternehmen in Bayern

Das Thema Fachkräftemangel ist für viele Branchen kein Zukunftsthema mehr, sondern steht 

schon heute ganz oben auf der Agenda. Das gilt auch für den öff entlichen Personennahverkehr 

und besonders für die Eisenbahnverkehrsunternehmen. Auch wenn die Personalrekrutierung 

ein Thema der Unternehmen ist und bleibt, kann ein Verband auf verschiedenen Wegen unter–

stützend tätig werden. Der VDV Bayern hat das Thema aufgegriff en und gemeinsam mit der 

Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft (EVG) mittels eines neuen Informationsangebotes im 

Internet umgesetzt. 

Ausgangslage
Eisenbahnverkehrsunternehmen, die sich nach ei-

ner gewonnenen Ausschreibung neu in einer Regi-

on ansiedeln, müssen in relativ kurzer Zeit geeig-

netes Personal rekrutieren. Anders als die meisten 

kommunalen Verkehrsunternehmen, die seit lan-

ger Zeit vor Ort tätig sind, müssen neu gegründete 

Eisenbahnverkehrsunternehmen nach Zuschlags-

erteilung und im Vorlauf auf die Betriebsaufnahme 

vor Ort eine entsprechende personelle und mate-

rielle Infrastruktur neu schaff en. Nachdem es sich 

hierbei nicht um ein branchenweites Problem han-

delt, war es naheliegend, dass der VDV als Bran-

chenverband in Bayern das Thema aufgegriff en und 

nach einer möglichen Lösung gesucht hat.

Auslöser
Die Idee zu einer neuen Webseite wurde im Rah-

men einer Besprechungsrunde im Bayerischen 

Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, 

Verkehr und Technologie geboren. Nach intensi-

ver Diskussion wurde beschlossen, dem VDV Bay-

ern und der EVG die Federführung für die Erstel-

lung eines neuen Internetauftritts zu übertragen. 

Inhaltlich und fi nanziell wurde das Vorhaben von 

den vier Eisenbahnverkehrsunternehmen DB Regio 

Bayern, Bayerische Oberlandbahn (BOB), agilis und 

der Länderbahn sowie dem Verband Deutscher Ei-

senbahnfachschulen (VDEF) unterstützt.

Umsetzung
Der ursprüngliche Gedanke war, das im Inter-

net ohnehin vorhandene und sehr reichhalti-

ge Informationsangebot zu unserer Branche über 

entsprechende Links auf einer Seite zusammenzu-

führen und diese zu bewerben. Was zunächst nach 

einem eher routinemäßigen Projekt aussah, ent-

puppte sich erst im Laufe der Umsetzung als ein 

relativ anspruchsvolles Unterfangen, galt es doch, 

sehr unterschiedliche Vorstellungen unter einen

Hut zu bringen. Zunächst musste eine Agentur ge-

funden und ausgewählt werden, die sich in der 

Branche auskennt und aus einem knapp kalku-

lierten Budget etwas Anspruchsvolles realisieren 

konnte. Von zwei Angeboten überzeugte eine jedoch 

mit einem so eindrucksvollen Konzept, dass die 

Entscheidung schnell gefallen war. Und nur wenige 

Wochen später war der neue Internetauftritt nahe-

zu fertig.

Auf der Zielgeraden
Nahezu! Denn gerade in der Schlussphase ging es 

darum, sehr unterschiedliche Vorstellungen und 

Begriff lichkeiten so zusammenzubringen, dass am 

Ende Konsens herrschte. Aber dank des Engage-

ments der beauftragten Agentur und des intensi-

ven Mitwirkens aller Beteiligten konnte auch dieses 

Problem zur Zufriedenheit aller gelöst werden.

Das Ergebnis überzeugt
Ende Januar 2013 war der neue Webauftritt fertig. 

Unter der neuen Internetadresse www.bahn-frei-

zukunft.de fi ndet man heute eine überzeugende Lö-

sung, die alle relevanten Informationen enthält und 

so konzipiert ist, dass man über sie auch schnell auf 

die entsprechenden Webseiten der teilnehmen-

den Eisenbahnverkehrsunternehmen und damit auf 

freie Stellen gelangt. Es bleibt zu hoff en, dass neben 

einer aktiven Bewerbung dieser Seiten diese unter 

potenziellen Interessenten auf entsprechende Reso-

nanz stößt. Ein ausdrücklicher Dank ergeht an alle, 

die dieses Projekt zu einem erfolgreichen Ende ge-

bracht haben.

Dipl.-Volksw. Gerrit Poel
Geschäftsführer 
VDV-Landesgruppe Bayern
t 089 470-2484

poel@vdv.de

www.bahn-frei-

zukunft.de: die neue 

Internetjobbörse für 

Bahnberufe in 

Bayern
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Hessen: Novelle des ÖPNV-Gesetzes kommt

Der Hessische Landtag hat das „Zweite Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den öff entlichen 

Personennahverkehr in Hessen“ beschlossen. Mit diesem Gesetz werden die organisatorischen 

Verhältnisse zwischen den Verkehrsunternehmen, den Aufgabenträgern, den Aufgaben-

trägerorganisationen einschließlich der Verkehrsverbünde und dem Verkehrsministerium 

neu justiert. Das hat zu Kompromissen geführt, im Ganzen betrachtet haben sich die 

Rahmenbedingungen für die Akteure aber verbessert.

Keine Einschränkungen zur VO (EG) 1370/2007
in Hessen
Mit dem Gesetz hat sich nunmehr auch Hessen ein-

deutig und ohne ausdrückliche Einschränkungen 

auf den Boden der ÖPNV-Verordnung der Europäi-

schen Union gestellt. Das fi ndet seinen deutlichsten 

Ausdruck darin, dass in dem neuen § 5 Abs. 4 ÖPN-

VG die Aufgabenträger, also die Kommunen, zur zu-

ständigen Behörde im Sinne der VO (EG) 1370/2007 

bestimmt worden sind und dass dort ihre Befugnis 

anerkannt worden ist, nach Maßgabe der VO (EG) 

1370/2007 ausschließliche Rechte und Ausgleichs-

leistungen für gemeinwirtschaftliche Verpfl ichtun-

gen im Rahmen öff entlicher Dienstleistungsaufträ-

ge zu vergeben und allgemeine Vorschriften zu er-

lassen. In der Rolle als zuständige Behörde lösen die 

Aufgabenträger die Aufgabenträgerorganisationen 

ab. Der dafür maßgebliche Gesichtspunkt ist in der 

Begründung zum ursprünglichen, vom Kabinett be-

schlossenen Entwurf vom März dieses Jahres fest-

gehalten. Dort ist ganz klar gesagt worden, dass die 

Aufgabenträger deshalb als zuständige Behörden im 

Sinne der Verordnung bestimmt werden, „um die 

Regelung des Art. 5 Abs. 2 der VO (EG) 1370/2007 

nutzen zu können“, also die Regelung über Direkt-

vergaben. Das ist für alle grundsätzlich direktver-

gabefähigen Verkehrsunternehmen und ihre im 

Regelfall kommunalen Eigentümer eine deutliche 

rechtliche Verbesserung. 

Wiederbelebung kommunaler Entscheidungs-
spielräume vor Ort
Aus der Bestimmung der Aufgabenträger zu zu-

ständigen Behörden hat der Gesetzgeber den rich-

tigen Schluss gezogen, dass dann die bisher gelten-

de gesetzliche Verpfl ichtung der Aufgabenträger, 

sogenannte lokale Aufgabenträgerorganisationen 

einzurichten, gestrichen wurde. Durch die das er-

möglichende Neuformulierung von § 6 Abs. 1 ÖPN-

VG liegt es jetzt in der freien Entscheidung der Auf-

gabenträger vor Ort, ob sie solche lokalen Nahver-

kehrsorganisationen einrichten und im Wege der 

Beleihung Zuständigkeiten auf diese übertragen. 

Freiwillige Lösungen bleiben wie bisher möglich. 

Aufgabenfeld „Vermarktung und Vertrieb“:
gelungener Kompromiss für die Branche
Im Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens konn-

te gemeinsam erreicht werden, dass eine noch 

konkretere Beschreibung der Zuständigkeiten vor-

genommen wurde. Den Verkehrsverbünden obliegt 

es nun, „Standards für Vermarktung und Vertrieb, 

einschließlich Fahrgastinformationssystemen, un-

ter Beteiligung der Nahverkehrsorganisationen und 

der Verkehrsunternehmen zu planen und zu orga-

nisieren“. Diese Befugnis sichert den Verkehrsver-

bünden zu, unter Beteiligung der Nahverkehrsor-

ganisationen und der Verkehrsunternehmen einen 

Rahmen zu setzen. 

Dieser Novelle vorausgegangen war ein bereits im 

Frühjahr 2010 durch den zuständigen Staatssekre-

tär Steff en Saebisch angestoßener und breit ange-

legter Diskussions- und Kommunikationsprozess 

mit der gesamten Branche in Hessen. Die VDV-

Landesgruppe begrüßt ausdrücklich dieses gewähl-

te Verfahren. Darüber hinaus danken wir den Da-

men und Herren verkehrspolitischen Sprechern 

aller im Landtag vertretenen Fraktionen, die sich 

bis zuletzt intensiv und in der Sache aufgeschlossen 

mit den Argumenten der Branche in Hessen ausei-

nandergesetzt haben, sowie den weiteren Mitglie-

dern aller Parteien im zuständigen Ausschuss für 

Wirtschaft und Verkehr. Dies zeigt auch den hohen 

Stellenwert, den die Themen „Mobilität und ÖPNV“ 

in Hessen genießen. 

Bernhard Gässl
Geschäftsführer 
VDV-Landesgruppe Hessen
t 069 213-22432

gaessl@vdv.de
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des VDV Hessen
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Niedersachsen wählt Busse und Bahnen

Wesentliche Teile der Verbandsarbeit standen im Zeichen der niedersächsischen Landtag   s–

wahl im Januar 2013. Hierzu hatte der VDV Niedersachsen/Bremen seine Erwartungen und 

Forderungen für die Legislaturperiode 2013 bis 2018 u.a. in Form einer Broschüre formuliert.

Damit diese nicht in der Papierfl ut des Wahlkamp-

fes untergeht, wurde bewusst eine sehr plakative 

Aufmachung mit populären Thesen gewählt. Unter 

dem Strich stehen vier Kernforderungen:

1. Niedersachsen braucht einen Masterplan für den 
öff entlichen Verkehr. Dieser muss über das heuti-

ge Konzept für den Schienenpersonennahverkehr 

hinausgehen und zentrale Fragen für die künftige 

Entwicklung des öff entlichen Verkehrs beantwor-

ten.

2. Niedersachsen braucht ein landesweites integ-
riertes „Grundnetz Bus und Bahn“. Dieses deckt 

die Hauptverbindungsachsen ab. Dort, wo heute 

Bahnstrecken fehlen, müssen hochwertige Busli-

nien in „Schienenqualität“ die Lücken schließen.

3. Niedersachsen muss mehr Druck auf den Bund 
ausüben. Denn es besteht die große Gefahr, dass 

das Land bei einer Neuverteilung der Mittel aus 

dem Regionalisierungs- und Entfl echtungsgesetz 

zum Verlierer wird.

4. Niedersachsen braucht eine Verschiebung der Fi-
nanzmittel zugunsten des öff entlichen Verkehrs. 
Nur so können die heutigen Angebote gesichert und 

auch zukunftsgerecht weiterentwickelt werden.

Die Broschüre wurde breit verteilt und in entspre-

chenden Gesprächen erörtert. Flankiert wurde dies 

durch die Unterstützung von Mitgliedsunterneh-

men, die die Broschüre ebenfalls einsetzten. Um 

über die Fachöff entlichkeit hinaus auch die Fahr-

gäste ansprechen zu können, wurde ein Flyer ent-

wickelt, der — ergänzt um das Logo des jeweiligen 

Unternehmens — in den Fahrzeugen ausgelegt wer-

den konnte und einen Link bzw. QR-Code auf die 

Langfassung im Internet enthielt.  

45a-Ausgleichszahlungen für die Schülerbeförde-
rung: Ende gut, aber nicht alles gut
Im ländlichen Raum bildet die Schülerbeförderung 

das Rückgrat des ÖPNV. Deshalb sind die Aus-

gleichszahlungen für diese Verkehre gerade in ei-

nem Flächenland wie Niedersachsen von elementa-

rer Bedeutung. Nach mehr als drei Jahren Verhand-

lungen konnte im Jahr 2012 eine Neuregelung bis 

2017 vereinbart werden. Im Grundsatz bleibt alles 

wie bisher: Sofern sich die Verkehrsangebote nicht 

signifi kant verändern, erhalten die Unternehmen 

auch weiterhin die heutigen Ausgleichsbeträge.

Zwei wesentliche Probleme konnten jedoch nicht 

gelöst werden: 

 — Problem 1: Das Geld reicht nicht. Ein vom Land in 

Auftrag gegebenes Gutachten wies nach, dass der 

tatsächliche Ausgleichsbedarf ca. 240 Millionen 

Euro pro Jahr beträgt, also fast dreimal mehr, als 

Niedersachsen zur Verfügung stellt! Zudem wer-

den die Mittel auch in Zukunft nicht dynamisiert, 

sondern bleiben konstant. Angesichts steigender 

Kosten bedeutet dieses faktisch eine fortlaufende 

Kürzung. Diese Lücke müssen die Unternehmen 

und die lokalen Aufgabenträger schließen, denn 

letztlich müssen die Kinder ja zur Schule befördert 

werden.

 — Problem 2: fehlende Landesmittel. Anders als an-

dere Länder fi nanziert Niedersachsen die Lan-

desaufgabe Schülerbeförderung mit keinem Cent 

aus dem eigenen Etat. Stattdessen bedient es sich 

bei den Regionalisierungsmitteln. Durch diesen 

„Finanzierungstrick“ werden dem System öff ent-

licher Verkehr also unter dem Strich 87 Millio-

nen Euro Landesmittel entzogen. Gleichzeitig aber 

subventioniert das Land fast in gleicher Höhe mit 

Eigenmitteln die Bundesaufgabe „Straßenbau“. 

Fazit: Auch wenn mit der Fortführung der 45a-Mit-

tel ein wichtiger Meilenstein gesetzt wurde, wird 

über die künftige ÖPNV-Finanzierung im Land 

weiterhin zu sprechen sein.

Dipl.-Ing. Martin Röhrleef
bis 31.12.2012 Geschäftsführer 
VDV-Landesgruppe Niedersachsen/Bremen

Busse und Bahnen 

halten Niedersach-

sen umweltfreund-

lich mobil 
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Hamburg optimiert Bussystem, Kampf um Sicherung der 
ÖPNV-Finanzierung in Mecklenburg-Vorpommern und 
Schleswig-Holstein

Die Aufgaben sind in den von der Landesgruppe betreuten Ländern naturgemäß sehr 

unterschiedlich: In der Metropole Hamburg wird der öff entliche Verkehr überwiegend 

bedarfsorientiert ausgebaut und fi nanziert. Dagegen liegt das Hauptaugenmerk in den 

Ländern Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein vor allem auf der steigenden 

Gefahr, dass ländliche Räume vom ÖPNV sukzessive abgehängt werden. 

Hamburg hat zur Verbesserung und Beschleuni-

gung des Busverkehrs ein Investitionsprogramm 

in Höhe von 260 Millionen Euro bis 2016 aufge-

legt. Damit soll das Bussystem insgesamt leistungs-

fähiger werden. Im Frühsommer 2012 ist auf ei-

nem VDV-Kolloquium in Köln die Entwicklung von 

smartphonegestütztem Fahrkartenverkauf und 

dessen bundesweite Vernetzung als Ziel kommu-

niziert worden. Seit November 2012 ist das HVV-

Mobilticket nun in Form einer App erhältlich, die 

zusätzlich zur Auskunfts- auch eine Verkaufs-

funktion bietet. Dadurch gibt es neben dem noch bis 

zum Jahr 2014 erhältlichen HandyTicket Deutsch-

land eine zusätzliche Möglichkeit, über ein mobiles 

Endgerät Fahrscheine zu erwerben. Der HVV ent-

wickelt damit seinen elektronischen Vertrieb ge-

mäß den Leitlinien des VDV. Seit der DB-Fahrplan-

umstellung im Dezember 2012 gilt im Rahmen des 

von VDV und DB entwickelten Citytickets nun auch 

im HVV-Bereich die kundenfreundliche Auswei-

tung des Angebots auf den Startort der Reise. 

In Mecklenburg-Vorpommern war die Interessen- 

und Lobbyarbeit insbesondere geprägt von der Dis-

kussion um die neue Ausgleichsverordnung für die 

Beförderung von Schülern und Auszubildenden für 

den Zeitraum der Jahre 2012 bis 2016. Hier konn-

ten die Interessen der Verkehrsunternehmen und 

Aufgabenträger mit dem Ergebnis verbesserter Pla-

nungssicherheit ebenso eingebracht werden wie 

bei der neuen bis zum Jahr 2017 geltenden Busför-

derrichtlinie oder der bis zum Jahr 2016 geltenden 

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen 

für Investitionen zur Verbesserung des ÖPNV. Im 

Jahr 2012 ebenso wie künftig wird es vor allem da-

rum gehen zu verhindern, dass sich das Land ange-

sichts enger fi nanzieller Spielräume mehr und mehr 

aus der Verkehrsfi nanzierung zurückzieht. Das 7. 

Verkehrsforum im Oktober 2012 in Rostock-War-

nemünde stand unter dem Motto „Die Finanzierung 

des ÖPNV in Mecklenburg-Vorpommern!“ und be-

schäftigte sich insbesondere mit den o.g. Verord-

nungen und Richtlinien.

In Schleswig-Holstein stand die Interessen- 

und Lobbyarbeit vor allem im Zeichen der Land-

tagswahlen im Mai 2012, die zu einem Regierungs-

wechsel geführt haben. Großes Engagement forder-

te die neue Finanzierungsverordnung für die Jahre 

2013 bis 2017, die angesichts leerer Kassen lediglich 

ein Einfrieren der undynamisierten Regionalisie-

rungs- und Landesmittel auf dem Stand von 2009 

vorsieht. Hier wird es auch weiterhin darum gehen, 

der Politik die aus der Unterfi nanzierung resultie-

renden Folgen insbesondere für den ÖPNV in der 

Fläche aufzuzeigen. Dieses war auch zentrales The-

ma bei Podiumsdiskussionen im April und Oktober 

2012 mit den verkehrspolitischen Sprechern der 

Landtagsfraktionen. Bei der Revision der Entfl ech-

tungsmittel gelang es erfolgreich, die Landesregie-

rung von der Notwendigkeit einer Nachfolgerege-

lung zu überzeugen. Ein besonderes Augenmerk galt 

schließlich der politischen Entscheidung, ein Ta-

riftreue- und Vergabegesetz nach dem Vorbild von 

NRW zu implementieren. Hier wird es auch im Jahr 

2013 darum gehen zu verhindern, dass die in NRW 

gemachten Fehler fahrlässig auch in Schleswig-

Holstein übernommen werden.

Rechtsanwalt Dr. Joachim Schack
Geschäftsführer 
VDV-Landesgruppe Nord
t 0431 61427

schack@vdv.de

Die Hamburger 

Hochbahn will ihr 

Bussystem auswei-

ten und investiert in 

die Anschaff ung 

neuer Fahrzeuge
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1,1 Milliarden Euro für die Grundsanierung der
U- und Straßenbahnen in NRW

Aufbauend auf der Finanzierungsstudie des VDV aus dem Jahre 2009 hat der VDV NRW 

2012 den konkreten Investitionsbedarf der Kommunen und Verkehrsunternehmen für die 

Sanierung der Stadtbahnsysteme in NRW untersuchen lassen. In den kommenden fünf 

Jahren sind 1,1 Milliarden Euro notwendig, bis 2025 weitere 2 Milliarden Euro.

„NRW bröckelt“, so hat es die BILD im letzten Jahr 

auf den Punkt gebracht, als sie über den Zustand der 

Stadtbahnen in NRW berichtet hat. NRW hat früher 

als andere Länder in damals hochmoderne Stadt-

bahnsysteme investiert. Jetzt sind sie mittlerweile 

in die Jahre gekommen und haben ihre technisch-

wirtschaftliche Lebensdauer erreicht, wenn nicht 

sogar schon überschritten. Rolltreppen sind ver-

schlissen und störanfällig, die Gebäudetechnik ist 

veraltet und für Zugsicherungssysteme haben Her-

steller die Ersatzteilversorgung aufgekündigt. Nicht 

zuletzt entspricht das Erscheinungsbild der Bahn-

höfe und Fahrzeuge oft nicht mehr dem, was tagtäg-

lich rund 2,4 Millionen Fahrgäste (!) in NRW erwar-

ten dürfen.

Der VDV NRW hat diesen Sanierungsbedarf konkret 

für NRW ermittelt. Die Ergebnisse sind ohne Über-

treibung ernüchternd:

Rund 1,1 Milliarden Euro müssen Unternehmen 

und Kommunen (ihnen gehören oft die Tunnel und 

U-Bahnhöfe) allein in den nächsten fünf Jahren in 

die Sanierung der Tunnel, Gleise, Bahnhöfe und in 

die Technik investieren. Legt man die durchschnitt-

lichen Abschreibungen der letzten Jahre zu Grunde, 

können sie aus eigener Kraft bestenfalls ein Viertel 

davon selbst aufbringen. Es droht also eine Finan-

zierungslücke von über 800 Millionen Euro, die die 

oftmals hoch verschuldeten Kommunen in NRW 

schließen müssten. Alternativ wären erhebliche 

Leistungskürzungen die Folge. Teilweise ist dies 

heute schon zu beobachten: In Mülheim musste ein 

Streckenabschnitt der Straßenbahn stillgelegt wer-

den, weil der technische Zustand einen Weiter-

betrieb nicht zuließ und Mittel für die Sanierung 

nicht zur Verfügung standen. In Oberhausen ist das 

Busangebot in den letzten zehn Jahren um rund 20 

Prozent zurück gefahren worden, in Wuppertal wird 

das Angebot aktuell um 11 Prozent reduziert. 

Völlig entgegengesetzt hat sich die Nachfrage entwi-

ckelt. IT.NRW meldet für die letzten sechs Jahre 8,5 

Prozent mehr Fahrgäste. Dieses Wachstum und der 

Klimaschutz legen eigentlich einen deutlichen Aus-

bau nahe. Der ist aber bei den Erhebungen für den 

Finanzbedarf nicht einmal im Ansatz berücksichtigt.

Auch der ÖPNV-Fahrzeugpark in NRW ist zuneh-

mend überaltert. Wirtschaftlich sinnvoll wäre ein 

Durchschnittsalter von 15 Jahren, tatsächlich sind 

die Bahnen etwa 18 Jahre alt. Für die Ersatzbeschaf-

fung müssten die Unternehmen in NRW in den 

nächsten fünf Jahren nochmals rund 630 Millionen 

Euro aufwenden.

Für die Periode von 2017 bis 2025 sind weitere ca. 

2 Milliarden Euro an Investitionen für ortsfeste 

Infrastruktur und 1,6 Milliarden Euro in den Fahr-

zeugpark erforderlich.

Anlagen und Fahrzeuge wurden öff entlich gefördert. 

Die Unternehmen konnten deshalb keine Abschrei-

bungen bilden. Eine Rücklagenbildung scheiterte am 

strukturellen Defi zit der Unternehmen. Angesichts 

der steigenden Nachfrage im ÖPNV, übrigens im 

Gegensatz zum Individualverkehr, ist ein Verzicht 

und die Stilllegung keine ernst zu nehmende Alter-

native.

Kurzfristig muss die Förderfähigkeit von Erneue-

rungsinvestitionen zweifelsfrei im Landesrecht 

geregelt werden. Mittelfristig muss, wie bei der 

Infrastruktur der Bahn, der Staat für Neubau und 

Grundinstandsetzung verantwortlich zeichnen, lau-

fende Unterhaltung und Betrieb wäre Sache der Un-

ternehmen. Für die DB ist diese Lastenverteilung 

ausdrücklich politisch akzeptiert. Es gibt keinen 

Grund, das nicht als Vorbild für die Finanzierung der 

ÖPNV-Infrastruktur in NRW zu nehmen.

Volker Wente
Geschäftsführer 
VDV-Landesgruppe Nordrhein-Westfalen
t 0221 57979-138

wente@vdv.de

Für die Finanzierung 

der deutschen 

Verkehrsinfra-

struktur werden in 

den nächsten Jahren 

weitere Milliarden 

benötigt. Und der 

Nachholbedarf ist 

schon jetzt enorm
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Landesgruppe Ost: Im Osten nichts Neues?

Die knappe fi nanzielle Ausstattung des ÖPNV in den Ländern Brandenburg und Sachsen-

Anhalt — indirekt auch in Berlin — beschäftigte die Landesgruppe Ost auch im Jahr 2012. 

Zum zweiten Mal konnten wir über eigene Erhebungen nachweisen, in welcher Höhe 

Investitionsmittel fehlen.

Mittelausstattung ÖPNV
Nachgewiesen: In Brandenburg und Sachsen-

Anhalt fehlen Mittel im zweistelligen Millionen-

bereich, um den aktuellen Status quo bei Anlagen 

und Fahrzeugen zu erhalten. Jedes Jahr wird die-

se Lücke größer, denn die Länder passen die Mit-

tel noch nicht einmal im erforderlichen Maße an, 

um die Kostensteigerungen aufzufangen. Das Land 

Brandenburg gibt noch nicht einmal die eigenen 

Einnahmesteigerungen aus Bundesmitteln weiter. 

Die Regionalisierungsmittel werden jährlich um 1,5 

Prozent dynamisiert, die Aufgabenträger im ÖPNV 

gehen dabei jedoch leer aus.

Bei den für die Investitionen besonders wichtigen 

Mitteln aus dem Entfl echtungsgesetz wurde im Jahr 

2012 in den Flächenländern über die Zweckbin-

dung über 2013 hinaus gestritten. Das Land Bran-

denburg ist dabei in Vorlage gegangen und hat 

eine gesetzliche Grundlage geschaff en, in Sachsen-

Anhalt lässt eine gesetzliche Regelung dagegen auf 

sich warten.

In beiden Ländern wurde auch intensiv über die 

(Binnen-)Verteilung der Entfl echtungsgesetz–

mittel zwischen dem Straßenbau und dem ÖPNV

gesprochen. Nach vorliegenden Haushaltsplan-

zahlen der Jahre 2011 und 2012 befi ndet sich  

Sachsen-Anhalt mit 23 Prozent für den ÖPNV am 

traurigen Ende der Skala. Auch Brandenburg, mit 

40 Prozent für den ÖPNV, liegt klar unter dem 

Durchschnitt. 

Wir fordern in beiden Ländern, die Mittel für den 

ÖPNV auf 50 Prozent anzuheben. Dies entspricht 

dem bundesweiten Durchschnitt und ist im Rah-

men von Klimadebatte und Vorgaben zur Emissi-

onsreduzierung etc. auch zeitgemäß. 

Lösungen für wichtige Mobilitätsfragen
im Blick
Im Jahr 2012 hat sich die Landesgruppe Ost erneut 

intensiv mit der Entwicklung des ländlichen Ver-

kehrs auseinandergesetzt. In Sachsen-Anhalt wur-

de nicht nur in den Regionalgesprächen (gemein-

same Gesprächsrunden der ÖPNV-Unternehmen 

mit dem Ministerium für Landesentwicklung und 

Verkehr, MLV) über Probleme und mögliche Lö-

sungswege im ländlichen Verkehr gesprochen. Das 

Ministerium hat großes Interesse daran, mit den 

gegebenen Mitteln eine Attraktivitätssteigerung 

zu erreichen. Die Unternehmen in Sachsen-Anhalt 

haben eine eigene Arbeitsgruppe gegründet, die bis 

zum Herbst 2013 Ergebnisse für umsetzungsfähige 

Modelle liefern will.

In Brandenburg hat die Beschäftigung mit dem 

Thema „Elektromobilität“ im März 2012 zu einer 

Veranstaltung in Cottbus geführt. Im Rahmen die-

ser Veranstaltung wurden sowohl neue Anwen-

dungen z.B. durch Elektroautos in Carsharing-

Systemen, als auch Anwendungen der klassischen 

Elektromobilität durch Straßenbahnen und O-Busse

diskutiert. Die Diskussion mit Minister Vogelsän-

ger verlief nicht ohne Kontroversen, da das Land 

Brandenburg die Straßenbahnen nicht auskömm-

lich fi nanziert. Nach unseren Berechnungen müss-

ten die Investitionsmittel um ca. 5 Millionen Euro 

pro Jahr angehoben werden.

Akzente für den Güterverkehr in der Landes-
politik gesetzt
Der Schienengüterverkehr in Berlin, Brandenburg 

und Sachsen-Anhalt verdient mehr Aufmerksam-

keit in der politischen Öff entlichkeit der jeweiligen 

Länder. Aus dieser Erkenntnis heraus hat die Lan-

desgruppe Ost eine eigene Broschüre entwickelt, 

die sowohl Arbeit, Geschäftsmodelle und Kunden 

etc. als auch wichtige — zum Teil unterstützungs-

bedürftige — Projekte unserer Mitgliedsunterneh-

men beschreibt. Das Thema Schienengüterverkehr 

wurde auch im Rahmen eines Parlamentarischen 

Abends in Berlin im März 2012 und einer Veran-

staltung zum „umweltgerechten Güterverkehr“ in 

Zusammenarbeit mit dem Bundesverband öff ent-

licher Binnenhäfen im November 2012 in Magde-

burg erfolgreich vertieft. Fortsetzung geplant.

Interna
Seit dem 1.12.2012 ist Francois Girard nicht mehr 

Vorsitzender der VDV-Landesgruppe Ost. Herr 

Girard übte diese Funktion seit 2010 aus, zuvor 

war er lange Zeit stellvertretender Vorsitzender. 

Wir werden Herrn Girard in der Frühjahrssitzung 

2013 der Landesgruppe off iziell verabschieden und 

eine/n neue/n Vorsitzende/n wählen.

Dipl.-Pol. Werner Faber, MBA
Geschäftsführer 
VDV-Landesgruppe Ost
t 030 399932-16

faber@vdv.de 
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Herausforderungen in einem schwierigen Umfeld für den 
ÖPNV in den Freistaaten Sachsen und Thüringen

Das Jahr 2012 stand wieder im Zeichen wachsender fi nanzieller Herausforderungen für den 

ÖPNV in Sachsen und Thüringen. In einer Vielzahl von Veranstaltungen und Gesprächen 

wurde das Lobbying für den ÖPNV bei Entscheidern und Meinungsbildnern intensiviert.

Die Politik erwartet dabei vom VDV konkrete konzeptionelle Lösungsvorschläge für die 

Gestaltung des ÖPNV. Aber auch die landesspezifi sche Diff erenzierung unserer 

Verbandsarbeit wird immer entscheidender. 

Die verbandspolitische Arbeit konzentriert sich zu-

nehmend auf die fi nanzielle Sicherung von Inves-

titionen und vor allem auch auf die Sicherung des 

Betriebs des ÖPNV, hier besonders in den ländlichen 

Regionen, wo in Sachsen und vor allem Thüringen 

die überwiegende Mehrzahl der Bewohner lebt. Aber 

auch die nachhaltige Sicherung und Weiterentwick-

lung des ÖPNV in den wachsenden Städten (Chem-

nitz, Dresden, Leipzig, Thüringen Erfurt, Weimar und 

Jena) liegt im Schwerpunkt der Landesgruppenarbeit.

Sachsen: Neufassung der Förderrichtlinie
zur Beschaff ung von Bussen bringt negative
Auswirkungen für den ÖPNV im ländlichen Raum
Die Verkehrsunternehmen in Sachsen besitzen bis-

her einen vergleichsweise modernen und attrakti-

ven Fuhrpark. In den letzten Jahren ist die Busför-

derung allerdings immer stärker reduziert worden. 

Mit der vom Sächsischen Staatsministerium für 

Wirtschaft, Arbeit und Verkehr (SMWA) neu ge-

fassten Förderrichtlinie droht nunmehr eine sig-

nifi kante Verschärfung der Finanzierungslage des 

straßengebundenen ÖPNV, besonders im ländli-

chen Raum. Die notwendigen Ersatzinvestitionen 

können zunehmend nicht mehr geleistet werden. 

Das hat enorme Auswirkungen auf die Attrakti-

vität des ÖPNV und den Instandhaltungsaufwand 

bei den Verkehrsunternehmen. Ein Teufelskreis 

von sinkenden Einnahmen, erhöhten Aufwendun-

gen, Erhöhungen von Fahrpreisen und kommu-

nalen Zuschüssen, Angebotsabbau und zurückge-

hender Akzeptanz droht. Fast die gesamte Landes-

gruppenarbeit in Sachsen wurde von diesem Thema 

bestimmt. Immerhin gelang es, die Problematik den 

Entscheidern in der Landespolitik zu verdeutlichen 

und die Zusicherung zu erhalten, gemeinsam mit 

dem VDV nach Lösungen zu suchen. Aber auch die 

Neufassung des sächsischen Vergabegesetzes stellte 

uns überraschend vor neue Herausforderungen, galt 

es doch hier, wirtschaftliche Belastungen für unse-

re Unternehmen durch eine Überbürokratisierung 

im Beschaff ungswesen abzuwenden. Ein Großer-

eignis war die Fachveranstaltung „20 Jahre neuer 

Regionalverkehr“ im Juni 2012 in Dresden mit dem 

gesamten Spektrum von Entscheidern und Multi-

plikatoren. Ein wirklicher Innovationskongress, der 

fortgesetzt werden wird.

Thüringen: Sicherung der Fortentwicklung des 
ÖPNV im Fokus
Das Jahr 2012 nutzte der VDV in Thüringen für die 

Konsolidierung des politischen Umfeldes für den 

ÖPNV im Freistaat. Die Fortführung des bewährten 

Thüringer Weges stand dabei im Mittelpunkt un-

serer Verbandsarbeit. Aber auch in Thüringen wird 

das Umfeld für den ÖPNV, bedingt durch die Zwän-

ge der öff entlichen Haushalte, zunehmend schwie-

riger. Wenn auch die bedarfsgerechte Fortentwick-

lung des ÖPNV für die nächsten Jahre gesichert ist, 

so muss doch kritisch bemerkt werden, dass es so 

gut wie keine originären Landesmittel für den ÖP-

NV mehr gibt. Eine Herausforderung für die Lan-

desgruppenarbeit, hier dem ÖPNV einen größeren 

verkehrs- und vor allem fi nanzpolitischen Stellen-

wert zu verschaff en. Ein nicht unwesentliches Ele-

ment in dieser Strategie ist das auf Anregung des 

Thüringer Ministeriums für Bau, Landesentwick-

lung und Verkehr (TMBLV) entwickelte Thüringer 

RegioNetz, welches dem ÖPNV im ländlichen Raum, 

und dabei besonders dem System Regionalbus in 

allen seinen Angebotsformen bis hin zu innovati-

ven Mobilitätsmanagementkonzepten einen größe-

ren Stellenwert im Freistaat Thüringen verschaff en 

soll. In einem Fachkongress zum ÖPNV im ländli-

chen Raum wurde dieses strategisch entscheidende 

Thema lösungsorientiert diskutiert. Der Kongress 

bildete zugleich den Auftakt unserer Zukunfts-

werkstatt ÖPNV im ländlichen Raum. Hierbei soll 

ein landesweites Netz aller Akteure im ÖPNV auf-

gebaut werden, mit dem Ziel, innovative Lösungen 

zu entwickeln und nach Möglichkeit über die Ebene 

der politischen Entscheider auch zur Umsetzung zu 

bringen.

Dipl.-Chem., Dipl.-Wirt.-Ing. (FH) 
Matthias Scheidhauer
Geschäftsführer 
VDV-Landesgruppe Sachsen/Thüringen
t 03643 498964

scheidhauer@vdv.de
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Saarland: Direkte Aufnahme der Gespräche mit der 
neuen Landesregierung
Unmittelbar nach der Landtagswahl wurden mit dem 

neuen Verkehrsminister und stellvertretenden Mi-

nisterpräsidenten Heiko Maas die wesentlichen ver-

kehrspolitischen Schwerpunkte der Regierungsarbeit 

ausgetauscht. Gemeinsames Ziel für die kommenden 

Jahre ist es, die Vorgaben aus der Haushaltsstruktur-

kommission für den ÖPNV so umzusetzen, dass die 

Finanzierung der Verkehre gesichert bleibt. Eines der 

ersten Projekte der neuen Landesregierung stellt die 

Überarbeitung des seit November 2010 in Kraft ge-

setzten Tariftreuegesetzes dar. Als Nichttarifpart-

ner nimmt der VDV Südwest dabei nicht zu den tarif-

lichen Kernfragen des Gesetzes Stellung, konnte aber 

erreichen, dass die nun in Arbeit befi ndliche Neure-

gelung keinen einheitlichen repräsentativen Tarif-

vertrag vorsieht. Künftig muss nur einer der im Saar-

land gültigen Tarifverträge angewendet werden. 

Rheinland-Pfalz: Finanzierungssituation
spitzt sich zu
Die Verkehrswirtschaft in Rheinland-Pfalz befi n-

det sich zunehmend in einer angespannten Lage. Das 

Fundament der Unternehmen wird dabei gleich von 

mehreren Seiten geschwächt: sinkende Fahrgastzah-

len aufgrund des demografi schen Wandels und stei-

gende Kosten im Bereich Energie und Personal tref-

fen auf wachsende Anforderungen der Gesellschaft 

an die Qualität der Dienstleistung beim Fahrplan-

angebot, Komfort, Barrierefreiheit, Schadstoff redu-

zierung, Echtzeitinformation etc. Ein gleichzeitiger, 

schleichender Rückgang der Landesmittel verschärft 

die Situation. Insbesondere bei der Ausgestaltung der 

zukünftigen Ausgleichsleistung im Ausbildungsver-

kehr ist der VDV Südwest seit Jahren in Beratungen 

mit dem Land, um eine tragfähige Neuregelung auf 

den Weg zu bringen. Die Entwicklung der 45a-Mittel 

ist dabei besorgniserregend. Von den fast 50 Milli-

onen Euro p. a., die noch vor acht Jahren an die Ver-

kehrsunternehmen ausgezahlt wurden, sind heute 

noch rund 41 Millionen Euro verblieben. Dieser Betrag 

gleicht schon lange nicht mehr die gesamte Rabattie-

rungsleistung der Verkehrsunternehmen im Aus-

bildungsverkehr aus, die Summe der Rabattierungen 

liegt aktuell bei rund 45 Millionen Euro jährlich (Dif-

ferenz von Jedermann-Ticket und Schülerticket). Die 

Erstattungsleistung pro Einwohner liegt in Rhein-

land-Pfalz bei 10,49 Euro. Im benachbarten Baden-

Württemberg und dem Saarland sind diese Mittel 

mit 20,77 Euro bzw. 17,30 Euro pro Kopf und Jahr fast 

doppelt so hoch. Der Schülerverkehr, in den meisten 

Bundesländern die Einnahmebasis des ÖPNV, muss in 

Rheinland-Pfalz also massiv von den Unternehmen 

quersubventioniert werden. 

Die Finanzierungslücke kann nicht durch Tarifan-

passungen ausgeglichen werden und rückläufi ge 

Schülerzahlen beschleunigen die negative Entwick-

lung. Nur ein merklicher und kurzfristiger Anstieg der 

Ausgleichsleistungen kann dieser Entwicklung ent-

gegentreten.

Dipl.-Volksw. Uwe Hiltmann
Geschäftsführer 
VDV-Landesgruppe Südwest
t 06131 126866

hiltmann@vdv.de

ÖPNV in Zeiten von Schuldenbremsen und Haushalts-
strukturkommissionen

Im Jahr 2012 lagen die Schwerpunkte der Landesgruppenarbeit in der intensiven politischen 

Begleitung der Verkehrspolitik in den beiden Ländern mit dem wesentlichen Ziel, langfristig 

tragfähige Finanzierungsperspektiven für das Saarland und für Rheinland-Pfalz zu erarbeiten. 

1 | Steigende Finanzierungslücke — ohne Anpassung der § 45a-Ausgleichsleistungen
Regionalverkehr: Entwicklung der ökonomischen Kennzahlen (Kosten, Erlöse, Ergebnis)
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Weitere Einführungen des eTickets, Weiterentwicklung des 
Standards, Erweiterung der Organisation

Nach dem Start der Projekte im Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg (VBB), Rhein-Main-

Verkehrsverbund (RMV) und Hamburger Verkehrsverbund (HVV) im Jahr 2011 begann 2012 

dort der Rollout des (((eTickets Deutschland, wodurch die Zahl der im Feld befi ndlichen 

Chipkarten signifi kant anstieg. Bis zum 31.12.2012 wurden insgesamt mehr als acht 

Millionen Chipkarten ausgegeben — Tendenz weiter steigend.

Im Jahr 2012 haben über 100 Verkehrsunterneh-

men und -verbünde (VU/VV) die Teilnahmever- 

träge am (((eTicket Deutschland unterzeichnet. 

Auch auf diesem Gebiet wird die Ausbreitung des 

(((eTickets-Deutschland deutlich. Insgesamt ha-

ben 160 VU/VV (((eTicket-Teilnahmeverträge mit 

der VDV-KA KG abgeschlossen, Tendenz auch hier 

steigend. Mitte des Jahres 2012 führte die VDV-

KA KG im Namen von 70 VU/VV eine europaweite 

Ausschreibung zur Chipkartenbeschaff ung durch. 

Dabei wurden Preise erzielt, die ca. 50 Prozent un-

ter den bisherigen Kartenpreisen liegen, was zu 

Einsparungen in Millionenhöhe für die umsetzen-

den Unternehmen führt. 

Weiterentwicklung des Standards 
„VDV-Kernapplikation“ und der KA-KG
Mit dem Abschluss der Entwicklung des Sperrlis-

tensystems (KOSES) sowie der Aufschaltung weite-

rer Funktionalitäten im Applikations- und Sicher-

heitsmanagement-System (ASM) wurden wichti-

ge Dienstleistungen der KA KG erweitert und den 

Unternehmen wesentliche und arbeitserleichternde 

Funktionen an die Hand gegeben. Durch das Zerti-

fi zierungsverfahren, welches von nun an alle Liefe-

ranten durchlaufen müssen, wird die technische

Funktionalität und Konformität aller (((eTicket-

Deutschland-Komponenten sichergestellt. Um Ein-

steiger wie auch Fortgeschrittene an die Möglich-

keiten und Funktionsweisen des (((eTickets Deutsch-

land heranzuführen, wurden, in Kooperation mit 

der VDV-Akademie, erstmals Seminare angeboten. 

Diese Seminarreihe wird 2013 fortgesetzt.

Organisation
Im Organisationsmodell der VDV-KA KG fi nden 

sich zwei neue Organisationseinheiten: die Teil-

nehmerversammlung bietet allen Teilnehmern am 

(((eTicket Deutschland die Möglichkeit, sich aktiv 

in den Entwicklungsprozess einzubringen. Hier 

werden z. B. auch sämtliche Änderungen bzw. Neu-

erungen am Standard selbst beschlossen. Auch Än-

derungen im Regelwerk, der Vertragsgrundlage 

zwischen Unternehmen und VDV-KA KG, müssen 

von der Teilnehmerversammlung beschlossen 

werden. 

Neben der Teilnehmerversammlung wurde der 

Aufsichtsrat der VDV-KA-Verwaltungsgesellschaft 

mbH gegründet, welcher sich aus Vertretern der 

VDV-Gremien sowie Gesellschaftern der VDV-

KA KG zusammensetzt.

Strategische Aspekte
Im Rahmen allgemeiner Strategiediskussionen zum 

elektronischen Vertrieb wurde die VDV-KA KG 

durch das VDV-Präsidium, den Ausschuss für 

Preisbildung & Vertrieb sowie den Aufsichtsrat 

der VDV-KA-Verwaltungs-GmbH mit der Betreu-

ung der elektronischen Vertriebswege (Chipkarte, 

HandyTicket, 2D-Barcode) beauftragt. Zudem wird 

die VDV-KA KG die Smartphonestrategie des VDV 

umsetzen. Ziel hierbei ist es, bestehende bzw. neue 

HandyTicket-Systeme zu vernetzen, um den re-

gionenübergreifenden, gegenseitigen Vertrieb von 

Verbundtickets über unterschiedliche Smart phone-

Apps zu ermöglichen. Der Kunde kann dann also 

auch mit einer regionalen App bundesweit ÖPV-

Tickets erwerben. Mittelfristiges Ziel ist, innerhalb 

der nächsten drei bis fünf Jahre 5 bis 7 Prozent des 

Ticketabsatzes im Segment Einzel-/Mehrfahrten-

karten über HandyTicket-Systeme abzuwickeln. 

Die VDV-KA KG wird die für die Vernetzung der 

HandyTicket-Systeme untereinander erforderliche 

Schnittstelle (IPSI) entwickeln, aufbauen und als 

Dienstleistung zur Verfügung stellen.

Drs. Ing. J. Sjef A.L. Janssen
Geschäftsführer 
VDV-Kernapplikations GmbH & Co. KG
t 0221 716174-111

janssen@vdv.de

Nils Zeino-Mahmalat
Geschäftsführer 
VDV-Kernapplikations GmbH & Co. KG
t 0221 716174-112

zeino@vdv.de
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Durchlässigkeit und Gleichwertigkeit als Parameter
der Bildungspolitik

Der steigende Bedarf der Wirtschaft an Beschäftigten mit akademischem Abschluss und 

qualifi zierten Berufs- und Weiterbildungsabschlüssen hat in den vergangenen Jahren zu 

Anpassungen im deutschen Bildungssystem geführt. Kennzeichen dieses Anpassungs-

prozesses sind Durchlässigkeit und Transparenz zwischen der berufl ichen und der 

hochschulischen Bildungssäule in Deutschland.

Die Studienanfängerquote beträgt 43 Prozent  — mit 

wachsender Tendenz. Viele Bundesländer haben ih-

re Hochschulen für berufl ich qualifi zierte Beschäf-

tigte geöff net; Zugänge zu Bachelor- und Master-

studiengängen sind für Meister, Fachwirte und 

Techniker vereinbart worden. Gleichzeitig nimmt 

die „Verwissenschaftlichung“ von berufl ichen Ab-

schlüssen zu — das belegen viele Neuordnungsver-

fahren von weiterführenden Bildungsgängen mit 

IHK- und Handwerkskammerabschlüssen. Hier 

spiegeln sich die wachsenden berufl ichen Anforde-

rungen in Industrie, Handel und Dienstleistungs-

branchen wider.

Der Deutsche Qualifi kationsrahmen (DQR), im 

Frühjahr 2012 von Bund, Ländern und den Sozial-

partner-Parteien verabschiedet, ist Ausdruck dieser 

Veränderungen. Er schaff t Gleichwertigkeit zwi-

schen den verschiedenen Abschlüssen beider Sys-

teme, indem er auf einer Qualifi kations- und Kom-

petenzleiter von 1 (ungelernt) bis 8 (Promotion) ihre 

jeweiligen Lernergebnisse vergleicht, in Beziehung 

setzt und den einzelnen Stufen der „Leiter“ zuordnet. 

Der DQR fungiert als Referenz- und Meta-Rahmen, 

um die Durchlässigkeit zwischen der berufl ichen 

und akademischen Bildungssäule zu dokumentie-

ren. Grundsätzlich gilt im DQR: Meister-, Fach-

wirte- und Technikerabschlüsse sind einem aka-

demischen Bachelorabschluss gleichwertig, wenn 

die jeweils erworbenen Kompetenzen und erzielten 

Lern ergebnisse inhaltlich vergleichbar sind.

Der DQR ist damit nicht automatisch die Eintritts-

karte für den Zugang zur nächsthöheren Kompetenz–

stufe, sondern sie ist lediglich eine Handlungsan-

leitung. Das Erreichen einer Stufe ist entkoppelt von 

Tarif- und besoldungsrechtlichen Auswirkungen. 

Das System berufl icher Bildungswege
Analog der Stufen des DQR haben verschiedene 

Branchen wie die IT-Branche, das Handwerk und 

der öff entliche Verkehr branchenbezogene Syste-

me berufl icher Bildungswege entwickelt. Das Sys-

tem des öff entlichen Personen- und Schienengü-

tersystems, das die VDV-Akademie mit dem Bil-

dungsausschuss des VDV entwickelt hat, zeichnet 

sich durch vier Qualifi zierungsniveaus aus und 

beinhaltet für die Sektoren Technik, Betrieb und 

kaufmännische Dienstleistungen alle relevanten 

Aus- und Weiterbildungsabschlüsse im berufl ichen 

und akademischen Bildungssystem.

Das Niveau 1 entspricht im DQR den Stufen 3 

(2-jährige Berufe) und 4 (3- und 3,5 jährige Berufe), 

Niveau 2 entspricht Stufe 5 im DQR, das 3. Qualifi -

zierungsniveau ist auf der Stufe 6 (Bachelor, Meis-

ter, Fachwirte, Techniker) angesiedelt und das Ni-

veau 4 entspricht der 7. DQR-Stufe (Master).

Das 2. Qualifi zierungsniveau umfasst all die Zusatz-

qualifi kationen, die u.a. in Branchen und Unterneh-

men zur Ausführung von höherwertigen Aufgaben 

benötigt werden. Für Werkstätten und Betriebshöfe 

können das z.B. die Elektrofachkraft für festgelegte 

Tätigkeiten, Abnahmeberechtigungen oder Qualifi -

zierungen im Rahmen der BGl 8686 sein. Die Ein-

ordnung in diese Niveaustufe setzt eine abgeschlos-

sene Berufsausbildung voraus. Da diese Niveau-

stufe selbst in der Regel nicht staatlich anerkannt 

ist, werden abschließend Zertifi kate von Branchen, 

Schulungseinrichtungen, Herstellern oder anderen 

Institutionen wie der Industrie- und Handelskam-

mer oder der Handwerkskammer ausgestellt.

Ausblick
Noch tut sich die Wissenschafts- und Berufsbil-

dungspolitik schwer, die Konsequenzen aus der 

Gleichwertigkeits- und Transparenzdebatte zu 

ziehen; z.B. Meistern und Fachwirten ohne Ein-

schränkungen den Zugang zu (berufsbegleitenden) 

Masterstudiengängen zu öff nen. Gut Ding will 

off enbar Weile haben — und mit Nachdruck 

verfolgt werden.

Dipl.-Pol. Michael Weber-Wernz
Fachbereichsleiter Bildung und 
Geschäftsführer VDV-Akademie
t 0221 57979-171

weber-wernz@vdv.de
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Die Stiftung Führungsnachwuchs (SFN) unterstützt neues 
berufsbegleitendes Masterstudium „ÖPNV und Mobilität“
an der Universität Kassel

Im Oktober 2013 startet an der Universität Kassel der berufsbegleitende Masterstudiengang 

„ÖPNV und Mobilität“. Er richtet sich an Fach- und (angehende) Führungskräfte mit erstem 

akademischem Abschluss. Die Themen Verkehrsplanung, Mobilität, Verkehrstechnik, 

ÖPNV-Finanzierung, Recht und Human Resources werden in fünf Semestern wissen–

schaftlich bearbeitet. Die Studiengebühren betragen 16 000 Euro. Beschäftigte aus 

Mitgliedsunternehmen des VDV oder des VDV-Förderkreises können als Studierende bei

der Stiftung Führungsnachwuchs ein Stipendium beantragen. Der Zuschuss beträgt bis zu 

4 000 Euro.

Informations-

broschüre der 

Universät Kassel

zum Masterstudien-

gang „ÖPNV 

und Mobilität“

Anmeldungen für diesen Studiengang sind ab sofort 

möglich auf der Homepage der Universität Kassel 

(http://www.unikims.de/oepnv/). Weitere Details

bietet die Informationsbroschüre, die als PDF-

Dokument bei der Stiftung Führungsnachwuchs

angefordert werden kann.

Management-Symposium 2012 der Stiftung
Führungsnachwuchs
Im Oktober 2012 führte die Stiftung Führungsnach-

wuchs traditionell ihr jährliches Management-

Symposium, diesmal in Hamburg, durch. Über

70 Teilnehmer diskutierten mit interessanten

Referenten folgende Themenschwerpunkte:

 — städtische Infrastruktur und die Rolle des ÖPNV,

 — Verkehr und Mobilität,

 — Arbeiten, Lernen und Führen aus anderen Pers-

pektiven,

 — fi nanzwirtschaftliche Entwicklungen in Deutsch-

land und Europa.

Die Vorträge des SFN-Symposiums waren auch die-

ses Mal eine Mischung aus branchenspezifi schen, 

gesellschaftlichen und wirtschaftspolitischen The-

men. Lernen in anderen Lebenswelten, Lifestyle

Mobilität, Arbeiten in Afrika, die Bankenkrise —

eine horizonterweiternde Vielzahl von Informati-

onen und neuen Erkenntnissen, die die Teilnehmer 

gerne mit nach Hause und an ihren Arbeitsplatz

genommen haben. 

Das nächste Management-Symposium fi ndet vom 

18. bis 20. Oktober 2013 in Leipzig statt. Die Einla-

dung dazu wird per Rundschreiben voraussichtlich 

im Mai/Juni 2013 an alle Geschäftsführungen/Vor-

stände der VDV-Mitgliedsunternehmen verschickt.

Was macht die Stiftung sonst noch?
 — Studienförderung:

Die Stiftung Führungsnachwuchs vergibt Stipen-

dien an Führungskräfte, die eine berufl iche, in der 

Regel akademische Weiterbildung absolvieren.

 — Austauschprogramme:

Die Stiftung organisiert bei Bedarf Austauschpro-

gramme für Nachwuchskräfte mit in- und auslän-

dischen Verkehrsunternehmen.

 — Lehrgang für Führungsnachwuchs:

Gemeinsam mit der VDV-Akademie führt die 

Stiftung jedes Jahr eine kompakte zehntägige Qua-

lifi zierung für junge Führungskräfte durch. Sie 

schließt ab mit einer Hausarbeit und einer Prüfung 

an der Universität Wuppertal.

Stiftung Führungsnachwuchs — Kurzprofi l 
Gründung: 5. November 1998

Stiftungszweck: Qualifi zierung von Führungskräf-

ten der zweiten und dritten Ebene in den Mitglieds- 

und Förderkreisunternehmen des VDV. Bei kleine-

ren Unternehmen wird auch die erste Führungs-

ebene mit einbezogen.

Stiftungsgründer: Prof. Dr. Dr. Günter Girnau, 

Dr. Wilhelm Pällmann

Vorstand: Jürgen Fenske (Präsident VDV), 

Oliver Wolff  (Hauptgeschäftsführer VDV),

Dr. Dieter Klumpp (1. Sprecher VDV-Förderkreis), 

Prof. Dr. Adolf Müller-Hellmann (Geschäftsführer  

VDV-Förderkreis)

Geschäftsführer: Dipl.-Pol. Michael Weber-Wernz

Angela Struß
Assistentin der Geschäftsführung
der VDV-Akademie
t 0221 57979-173

struss@vdv.de

VDV-Organisationen: Stiftung Führungsnachwuchs
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esedit Discientoex 
escipicto od ma voluptat fugitas plabore quas veni-

mus porro tesequa simolles nimperis audaesc idi-

catem a quo voloribea dolo omnis imus dolesed quo 

ium ipsandita et dolo volorem. Itatio cor moluptae 

reperehenis experibus, oditiberit veliquu ntius, om-

modis maio omnim explacitiam et, sit quates erate-

nis sint is minto ma sim doluptatum aliqui dolup-

ta tempor se cor alignienis doluptati cullecum rem 

volorporitis as andes perspe lacepre rerchil laboriae 

quam laboreribus modiatiunt.

Pudaecu lparupta voloreres digeniatem. Pidunt 

et que laut magnihicab illa cus eicietu receprest mo-

di ra vero voleseque occus ab ius.

Nobis doluptat voloreris remporecum, volorro re-

hendi odis auta quidelenis reptatium natia qui vent 

rehenihil invenihil et omnis ma adi serione stotae 

off icium, occus exerfer spelluptate vel expe culpa-

rum etur, es porit fuga. Ita core essim quossit aut 

que estiatiaerro comnim con et eos explaccae cone-

cest, iliciatur: 

Qui comnis essim reiatur, aut que estiatiaerro com-

nim con et eos explaccae estu conecest, iliciatur? 

Qui comnis eossit essim reiatur, conecusae volorem 

porenis et eniant, suntiis aut ius delenem dolupta-

tem. Ut exeruptas doluptius estu doluptas explam 

quas repudae rentin enienduci ut excearum re-

prepudae con peratem que mint. Atem facerument 

vendic tet ditin peliciis eost erehenietum et dolli-

tatum, quamus volore vit lamene.  borepe consequ 

aepero off ictiam dignis solorum rendio dolore pror 

atiberis etur, sinus que ex eliqui coriti ex et delita 

Vollicilici as quam facculparum facerferi

Ommod et ipsus abor adis ad quameni endisimus 

antde cor accum oluptate veles quis et quae eaquam 

vendand

Lorerio sintibus et haruptat eos molupta  
It que dis perorero int. Cid quos reped quasped net 

ionseque volupta tiorpor ehenet lam fugia estio 

Dam, net dolor ma eictem sam ipsantibus arunti-

nus mi, aut as ipsae reium quoditatium verum eius 

ma vent essim lit optassin comnimaio voluptaturia 

mi, aut as ipsae reium quoditatium verum eius ma 

vent essim lit optassin comnimaio voluptaturino-

sam facit.
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Publikationen 2012

VDV-Schriften

Schrift 423-3 | 12/2012
Digitaler Stand für Telekommunikation im 

ÖPNV (DISTEL-ÖV) — Teil 3 Fachdienste

Schrift 724 | 9/2012
Piktogramme an Haltestellen und in 

Fahrzeugen

Schrift 423-1 | 7/2012
Digitaler Standard für Telekommunikation im 

ÖPNV (DISTEL-ÖV) — Teil 1: Grundlagen

Schrift 423-2 | 7/2012
Digitaler Standard für Telekommunikation

im ÖPNV (DISTEL-ÖV) — Teil 2: Konzeption, 

Schichtenmodell und Glossar

Schrift 181 | 6/2012
Luftbehandlung in Schienenfahrzeugen des 

innerstädtischen und regionalen Nahverkehrs — 

Fahrgasträume

Recommendation 181 | 6/2012
Air Conditioning for Urban and Suburban Rolling 

Stock — Passenger Areas

Recommendation 509 | 6/2012 | basiert auf 

deutscher Ausgabe 10/2008

Application of Residual Current Protective 

Circuits in Electrical Power Installations

of DC Urban Rail Systems

Schrift 525 | 6/2012
Überspannungsschutz für Fahrstromversorgungs-

anlagen von Gleichstrom-Nahverkehrsbahnen

Recommendation 525 | 6/2012
Overvoltage Protection of Traction Power 

Supply Systems of DC Urban Rail Systems

Schrift 881-1 | 6/2012
Verfahren zur Ermittlung von Personal-Kennzahlen 

für die Instandhaltung von Trolleybussen

(Anhang zur VDV-Schrift 881, 05/2006)

Schrift 721 | 4/2012
Empfehlung für eine Rahmendienstanweisung 

des Betriebsleiters BOStrab

Schrift 712 | 3/2012
Empfehlungen für die Zulassung, Aus- und 

Weiterbildung im Fahrdienst – ZAWFahrdienst
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Mitteilung 4013 | 12/2012
Prozessnetzwerke in Verkehrsunternehmen — 

Stand und Trends

Mittteilung 7508 | 12/2012
Arbeiten im Bereich von Gleisen nichtbundes-

eigener Eisenbahnen — Auswahl der Sicherungs-

maßnahme und betriebliche Umsetzung

Mitteilung 9056 | 12/2012
Praxisleitfaden zum PBefG 2013

Mitteilung 9052 | 11/2012
Marken im ÖPNV

Mitteilung 7026 | 9/2012
Geodaten in der ÖPNV-Kundeninformation

Mitteilung 2303 | 8/2012
Empfehlungen zur Verhinderung von

Brandschäden bei Linienbussen

Mitteilung 4014 | 7/2012
Auswirkungen der DIN 14675 auf den Aufbau 

und Betrieb von Brandmeldeanlagen im ÖPNV

Mitteilung 4015 | 7/2012
Funktechnisches Betriebskonzept für den 

Digitalfunk im ÖPNV

Mitteilung 7507 | 6/2012
Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 352/

2009 vom 24. April 2009 über die Festlegung einer 

gemeinsamen Sicherheitsmethode für die Evaluie-

rung und Bewertung von Risiken gemäß 

Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe a der Richtlinie 

2004/49/EG bei der Änderung betrieblicher

Prozesse und Verfahren

Mitteilung 7023 | 5/2012
Kommunikation im ÖV (IP-KOM-ÖV) – 

Szenarien & Personen sowie deren An-

forderungen an die Kundeninformation

Mitteilung 7025 | 5/2012
Kommunikation im ÖV (IP-KOM-ÖV) — 

Anwendungsfälle im Umfeld der Echtzeit-

Kundeninformation

Mitteilung 9055 | 5/2012
Anforderungen an zukunftsorientierte 

Einnahmenaufteilungsregelungen

Mitteilung 9919 | 5/2012
(verbandsintern) Erträge und Aufwendungen 

2010 im Personenverkehr

Mitteilung 7024 | 3/2012
Eigentums- und Nutzungsrechte

von ÖPNV-Fahrplandaten

Mitteilung 9049 | 1/2012
Schlafstörung mit Tagesschläfrigkeit —

Handlungshilfe für die betriebsärztliche

Beurteilung von Fahrzeugführern und

Betriebsbediensteten

Publikationen 2012

VDV-Mitteilungen
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Publikationen 2012

VDV-Positionen

Stellungnahme zum Entwurf 
des SGFFG-E | 1/2013
VDV-Stellungnahme zum Entwurf eines

Gesetzes über die Bundesförderung der

Investitionen in den Ersatz der Schienenwege

der öff entlichen nichtbundeseigenen Eisenbahnen  

im Schienengüterfernverkehrsnetz

Stellungnahme von VDV und bdo 
zu „Guidelines“ der EU-Kommission 
zur Verordnung 1370 | 1/2013
Der VDV und der Bundesverband Deutscher 

Omnibusunternehmer (bdo) haben ablehnende 

Stellungnahmen zu dem von der EU-Kommission 

vorgelegten Entwurf von interpretierenden 

Leitlinien zur europäischen ÖPNV-Verordnung

Nr. 1370/2007 („Guidelines“) abgegeben.

Anforderungen des VDV an die Organisation 
der Eisenbahnunternehmen in Europa | 11/2012
Beschluss des Präsidiums des VDV vom 

14. November 2012

„Staff  working document on land 
transport security, SWD (2012) 143 fi nal“ 
der Europäischen Kommission | 11/2012
Vom 31. Mai 2012

VDV-Politikbrief — Informationsdienst 
für Entscheider in Politik, Wissenschaft, 
Wirtschaft, Verbänden und Medien | 8/2012
Der VDV informiert regelmäßig mit einem Politik-

brief über die aktuelle verkehrspolitische Arbeit 

im Bund, in den Ländern und auf EU-Ebene.

Ergänzende Stellungnahme 
des VDV zum Fernbus | 2/2012
Anlässlich der Anhörung im Verkehrsausschuss

des Deutschen Bundestages am 29. Februar 2012

Gemeinsame Stellungnahme 
des VDV und bdo | 2/2012
Zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zur 

Änderung personenbeförderungsrechtlicher 

Vorschriften, zum Gesetzentwurf der Fraktion 

der SPD und BÜNDNIS 90/Die GRÜNEN zur 

Änderung personenbeförderungs- und maut-

rechtlicher Vorschriften und zum Antrag der 

Fraktion DIE LINKE „Keine Liberalisierung des 

Buslinienverkehrs — Für einen Ausbau des 

Schienenverkehrs in der Fläche“

„Recast“ des ersten EU-Eisenbahnpakets | 2/2012 
Bewertung der Ergebnisse der ersten Lesung des 

Europäischen Parlaments sowie der politischen

Einigung des Rates

Investitionsbedarf für Infrastrukturen der 
Nichtbundeseigenen Eisenbahnen | 2/2012

Der Schienengüterverkehr muss 
wettbewerbsfähig bleiben | 2/2012
Positionspapier des VDV
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Zeitschriften des VDV

Der Nahverkehr | Off izielles Organ des VDV

Die Zeitschrift bietet Fachwissen in qualifi zierten 

und umfangreichen Beiträgen. Die Palette der

Themen umfasst Verkehrspolitik, Verkehrsrecht 

und andere relevante Rechtsgebiete, Fragen der 

Verkehrswirtschaft, des Marketings, der Fahr-

zeug- und Betriebstechnik sowie der betrieblichen

Organisation. In der Zeitschrift publizieren

erfahrene Praktiker ebenso wie Fachleute der

einschlägigen Wissenschaften.

Herausgegeben durch den Alba Fachverlag. 
Bezug: www.alba-publikation.de

Güterbahnen | Off izielles Organ des VDV

In dieser Zeitschrift werden Themen rund um den 

Güterverkehr auf der Schiene und dessen Logistik 

und Vernetzung vertiefend dargestellt. Autoren aus

Praxis und Wissenschaft behandeln aus verschie-

denen Blickwinkeln wirtschaftliche, politische,

betriebliche, technische und rechtliche Themen. 

„Güterbahnen“ ist somit Sprachrohr des Schienen-

güterverkehrs und dessen Umfelds.

Herausgegeben durch den Alba Fachverlag. 
Bezug: www.alba-publikation.de

Bis März 2013: Bus & Bahn | Die politische Zeit-

schrift des VDV

Bus & Bahn richtet sich an alle am ÖPNV und 

Schienengüterverkehr Interessierten. In Nachrich-

ten, Berichten und Kommentaren werden aktuelle 

Fragen der beiden Branchen behandelt. Mit

„Bus & Bahn“ stellt der VDV die Anliegen der

Verkehrsunternehmen allgemeinverständlich dar. 

Besonders Entscheidungsträger, die nicht berufl ich 

im Verkehrssektor tätig sind, werden über auf den 

Verkehr einwirkende Vorhaben unterrichtet. 

Seit April 2013: VDV Das Magazin  | Das Verbands-

magazin des VDV 

„VDV Das Magazin“ ist die redaktionelle Plattform 

für Unternehmen des ÖPNV und Schienengüterver-

kehrs in Deutschland. Das Magazin stellt in Fachbei-

trägen, Meldungen, Reportagen und Interviews alle 

Facetten des modernen Personen- und Güterver-

kehrs mit Bus und Bahn dar: technische Innovatio-

nen, Strategien und Kooperationen, aktuelle Themen 

und Trends, besondere Strecken und Ziele, Menschen 

in der Branche. Das Magazin erscheint alle zwei Mo-

nate und richtet sich an Entscheider in Bund, Län-

dern und Kommunen sowie in den Verbandsunter-

nehmen und bei Industriepartnern. Darüber hin-

aus werden Mitarbeiter in Ministerien, Journalisten, 

Forschungseinrichtungen wie Hochschulen und 

Universitäten, andere Verbände sowie Kunden und 

Mitarbeiter des Nahverkehrs angesprochen.
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Internetangebote des VDV

VDV-Website
www.vdv.de

Auf seiner Website bietet der VDV eine Fülle 

von Informationen an. Über die Struktur und 

Ansprechpartner des Verbandes fi nden sich 

hier genauso Informationen wie über Ziele, 

Argumente, Aktuelles, Projekte und Produkte 

des VDV. Der Internetauftritt richtet sich 

sowohl an Mitgliedsunternehmen und deren 

Partner in Wirtschaft und Gesellschaft als auch 

an die Medien.

Mitgliederbereich der VDV-Website
www.vdv.de | Mitglieder

Die Mitarbeiter der VDV-Mitgliedsunternehmen 

profi tieren besonders vom Mitgliederbereich der 

VDV-Website. Hier fi nden sie alle Rundschreiben 

und zahlreiche Fachinformationen. Sie können den 

E-Mail-Aboservice nutzen, der sie aktiv und zeit-

nah direkt am Arbeitsplatz über Aktuelles infor-

miert — zusammengestellt nach ihren Wünschen. 

Zum Mitgliederbereich haben nur Mitgliedsunter-

nehmen Zugang, ein direkter Vorteil gegenüber

anderen Akteuren im Markt.

Mobi-Wissen: Onlineportal informiert
über Busse und Bahnen von A bis Z
www.mobi-wissen.de

Unter www.mobi-wissen.de erfahren Themenein-

steiger und Verkehrsexperten Wissenswertes über 

Busse und Bahnen. Der VDV bietet mit dem neuen 

Webauftritt die erste Onlineplattform an, die um-

fassend und übersichtlich die wichtigsten Begriff e 

des öff entlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) und 

des Schienengüterverkehrs (SGV) erklärt. Ziel von 

Mobi-Wissen ist es, allen Interessierten schnel-

len und einfachen Zugang zu zentralen Fakten rund 

um ÖPNV und SGV zu bieten. Die Datenbank liefert 

somit beispielsweise auch Parlamentariern unkom-

pliziert und in kürzester Zeit Argumente für ihre 

politische Arbeit.

VDV-Kooperationsbörse Güterverkehr
www.gueterbahnen.com

Einen besonders dynamischen Aufbau erfährt

die VDV-Kooperationsbörse Güterverkehr.

Dahinter verbergen sich zahlreiche konkrete 

Dienstleistungen für den Markt und seine Teil-

nehmer, zum Beispiel eine mehrere Tausend Links 

umfassende Linkliste, Verzeichnisse über Not-

dienste und Pannenhilfe sowie Güterbahnhöfe

und der elektronische „Marktplatz Schiene“.

VDV-Akademie
www.vdv-akademie.de

Seit 2001 besteht die VDV-Akademie als ein

getragener Verein unter dem Dach des VDV.

Ihr Ziel ist die Qualitätssicherung von Aus- und 

Weiterbildungsleistungen im ÖPNV und Schie-

nengüterverkehr. Sie entwickelt Bildungsangebote, 

setzt Standards für berufsbezogene Qualifi zierung 

und sichert damit den Wettbewerbsvorsprung der 

VDV-Mitgliedsunternehmen im Verkehrssektor . 

Karriere- und Bildungsportal des VDV
www.vdv-karriere.de

Mit dem Karriere- und Bildungsportal des VDV  

bietet der Verband Arbeitnehmern aus Bus- und 

Bahnunternehmen und solchen, die es werden

wollen, einen umfassenden Überblick über die

Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten und

die Chancen des berufl ichen Aufstiegs in dieser 

vielseitigen Branche.

VDV-Kernapplikations GmbH & Co. KG –
E-Ticket Deutschland
www.eticket-deutschland.de

Der VDV hat das seit 2002 laufende Forschungs-

projekt „ÖPNV-Kernapplikation“ im Juli 2005

erfolgreich abgeschlossen. Die VDV-Kernappli-

kation ist der technische Standard für alle Vari-

anten des elektronischen Fahrgeldmanagements. 

In der regionalen Umsetzung und Anwendung des 

E-Ticketings bleibt die Vielfalt der Nutzungsmög-

lichkeiten für die Mitgliedsunternehmen gesichert. 

Elektronisch das Fahrgeld managen (EFM) — ein 

Schritt in die Zukunft der interoperablen Mobilität 

und des bargeldlosen Zahlens im ÖPNV.
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Der VDV: Ziele, Aufgaben und Struktur

Mit etwa 600 Mitgliedsunternehmen ist der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen 

(VDV) für zahlreiche Institutionen in Politik und Verwaltung, Wirtschaft, Forschung und 

Bildung die anerkannte Adresse für Fragen des öff entlichen Personenverkehrs und des 

Schienengüterverkehrs in Deutschland.

Der Verband fördert gemäß seiner Satzung die 

Weiterentwicklung des öff entlichen Personenver-

kehrs und des Schienengüterverkehrs mit den Zie-

len verbesserter Kundenorientierung, Wirtschaft-

lichkeit und Nachhaltigkeit. Er tritt für die Aus-

weitung dieser Verkehre ein. Sie gewährleisten die 

umwelt- und fl ächenschonende Mobilität von Per-

sonen und Gütern. Dadurch leisten sie einen we-

sentlichen Beitrag zum Erhalt der Funktionsfähig-

keit der Verdichtungsräume und der Attraktivität 

der Regionen.

Der VDV sieht seine Aufgaben in der Beratung der 

Mitgliedsunternehmen, in der Pfl ege des Erfah-

rungsaustauschs zwischen ihnen und in der Er-

arbeitung einheitlicher, betrieblicher, rechtlicher, 

technischer und wirtschaftlicher Grundsätze mit 

dem Ziel einer bestmöglichen Betriebsgestaltung.

Er organisiert und begleitet Abstimmungsprozesse

zwischen Verkehrsunternehmen und Verbund- 

bzw. Aufgabenträgerorganisationen. Der VDV ver-

tritt die Interessen der Unternehmen gegenüber 

Parlamenten, Behörden sowie anderen Institutio-

nen und trägt zur Meinungsbildung der Öff entlich-

keit bei.

Der VDV gliedert sich in folgende Sparten, die je-

weils durch einen Verwaltungsrat geführt werden:

 — Personenverkehr mit Bussen (BUS),

 — Personenverkehr mit Straßenbahnen, Stadtbah-

nen, U-Bahnen oder vergleichbaren Verkehrs-

systemen (TRAM),

 — Personenverkehr mit Eisenbahnen (PVE),

 — Verbund- und Aufgabenträgerorganisationen

(V/AT) und 

 — Schienengüterverkehr (SGV).

Eine Sondergruppe bilden die Infrastrukturunter-

nehmen.

Regional gliedert sich der VDV in neun Landesgrup-

pen. Die Organisation des VDV umfasst fünf allge-

meine dem Präsidium zuarbeitende Ausschüsse und 

17 Fachausschüsse, die den Verwaltungsräten zuar-

beiten. Das höchste Entscheidungsgremium des VDV 

ist die Mitgliederversammlung, in der alle ordentli-

chen Mitgliedsunternehmen Stimmrecht haben, und 

das Präsidium. Im VDV arbeiten ca. 400 Expertin-

nen und Experten aus den VDV-Mitgliedsunterneh-

men ehrenamtlich, die durch die drei Geschäftsstel-

len Köln (Hauptgeschäftsstelle), Berlin (Hauptstadt-

büro) und Brüssel (Europabüro) unterstützt werden.

Mitgliederversammlung

fünf allgemeine Ausschüsseneun Landesgruppen

17 Fachausschüsse

ca. 600 Mitgliedsunternehmen (Stand: Januar 2012)

Präsidium

Präsident: Jürgen Fenske

Sparte

Personenverkehr 
mit Eisenbahnen

Vizepräsident:

Dipl.-Ing.

Horst Klein

Sparte

Schienen-
güterverkehr

Vizepräsident:

Dipl.-Volksw.

Ulrich Koch

Sparte

Verbund- u. Aufgaben-
trägerorganisationen

Vizepräsident:

Prof. Dipl.-Ing.

Knut Ringat

Sparte

Tram

Vizepräsident:

Dipl.-oec.

Herbert König

Sparte

Bus

Vizepräsident:

Dipl.-Ing.

Ingo Wortmann

Geschäftsführung
Hauptgeschäftsstelle Köln Europabüro BrüsselHauptstadtbüro Berlin
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